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Die Verhandlungen des badiſchen Landtages , welche vom 24 . Mai bis 10 . Herbſtmonat
d. J . ſtattfanden , gehören in mehrfacher Hinſicht zu den bemerkenswertheſten im conſtitutionellen

Deutſchland ſeit fünfundzwanzig Jahren . Sowohl in politiſchet als in materieller Hinſicht haben
ſie Aufmerkſamkeit und Theilnahme weit über den Grenzen des badiſchen Landes erregt , und

wenn gleich bis heute nur ſpärliche Früchte aus dieſen Anſtrengungen Der Stände an das Tages -
licht traten , fo verdienen dieſelben dennoch im dankbaren Andenken des Volkes fortzuleben ; denn

weſentliche Gebrechen in dem materiellen Theile unſerer Staatseinrichtung wurden aufgedeckt ,
und die Mittel zu deren Heilung theils im Allgemeinen angedeutet , theils im Beſondern nam —

haft gemacht ; nicht weniger hat unſere Kammer muthig gekämpft für beſſere Zuſtände im öffent⸗
lichen Leben und für die Verwirklichung der längſt gegebenen Verheißung : unverkümmerter

Freiheit der Wahrheit . Solche Beſtrebungen aber ſind ſelten verloren ; die Aufdeckung
böſer Schäden iſt ſtets der Anfang zu deren Heilung , wenn unverdroſſen daran fortgearbeitet
wird und Beſſerung überhaupt noch möglich iſt ; auch die tauſendfältige Wiederholung der

Forderung des unveräußerlichen Gutes geiſtiger Freiheit wird nicht nutzlos bleiben ; nur durch
unabläſſiges Fordern erlangen wir ſie . Die Wahrheit wächst , gewinnt an Stärke und an

Bekennern , fe öfter fie von neuem beleuchtet und der ige entgegengehalten wird , während diefe
mehr und mehr zuſammenſchrumpft und am Ende kaum einen elenden Schlupfwinkel findet , um

ſich zu bergen . Ueberall , wo die Freiheit und die Wahrheit Noth gelitten haben , finden wir den

Grund darin , dap ihnen muthige und ſtandhafte Bekenner gemangelt ;— auf unſerm dies —

jährigen Landtage haben ſie ſolche gefunden , und zwar in geiſtiger Macht , Ausdauer und Zahl
reichlicher , als wir zu hoffen wagten .

Die öffentlichen Blätter , welche die Verhandlungen der badiſchen Kammer lieferten , ſind

theils zu theuer , um Gemeingut und Eigenthum derjenigen Volksclaſſe zu werden , welcher Beleh —

rung über den Stand unſerer öffentlichen Verhaͤltniſſe und über den Gang des landſtändiſchen
Wirkens am meiſten noth thut , theils verzetteln ſie ſich wegen ihres einzelnen Erſcheinens in

einem längern Zeitraume allzu ſehr , theils endlich ſind ſie zu häufig mit trockenen Gegenſtänden
und minder intereſſanten Discuſſionen vermengt und zu umfangreich , als daß ſie jenem Zweck
entſprechen könnten . Aus den vorſtehenden Gründen habe ich das gegenwärtige Heftchen —

welches für ſich ein Ganzes bildet — zuſammengetragen , und gedenke , wenn dasſelbe vom Pub —
licum freundlich aufgenommen wird , ihm noch eines oder zwei von gleichem Umfang und zum

nämlichen Preiſe folgen zu laſſen , ſo daß man um 48 , beziehungsweiſe 1fl . 12 kr . den bemerkens —

wertheſten Theil der Verhandlungen des legten Landtages als Eigenthum erhält . Der Inhalt die —

fes kleinen Schriftchens iſt wörtlich der Landtagszeitung und den Beilagen der Kammerprotocolle

entnommen . Es erübrigt jetzo bloß noch zur Verſtändigung der Leſer Aufklärung darüber zu

geben , warum die Erklärung des Abgeordneten Welcker über die Natur unſerer Staatsdomänen

vereinzelt in dieſer Sammlung vorkömmt —.



Bekanntlich hatte ſich ſchon feit dem Jahre 1841 das Gerücht verbreitet : die großherzog —

liche Staatsregierung beabſichtige die Staatsdomänen als großherzogliches Familiengut zu

erklären und deſſen Erträgniß demnach zu verwenden ; —dieſes Gerücht erneuerte ſich nach der

letzten Kammerauflöſung mit mehr Beſtimmtheit . Die Carlsruher Zeitung widerſprach ihm ,

inſofern es die Verwendung des Erträgniſſes betraf ; auf der andern Seite beſtätigte der

Finanzminiſter v. Bökh als Sprecher der Regierung bei den Verhandlungen des letzten Land⸗

tages den erſten Theil jenes Gerüchtes , indem er ſich kurzweg auf den §. 59 der Verfaſſung

berief , welcher Paragraph in der oben erwähnten Erklärung des Abgeordneten Welcker ent —

halten iſt .

Hiegegen erhob ſich nun der Abgeordnete Welcker mit dem Vortrage , der auf Seite 36

dieſes Heftchens angeführt iſt , welcher in wenig Worten eine ſolche Summe von ſtaatsrecht —

lichen Kenntniſſen in fich begreift , daf Daraus allein ſchon hervorgeht , welch unſchätzbaren

Stern unſere Volkskammer in jenem ehrenwerthen Abgeordneten beſitzt , wie unentbehrlich uns

ſolche Männer in der Kammer ſind , und wie ſchmerzlich man ſie entbehren würde , wenn z. B .

einſt die Frage zur Berathung oder gar zur endgültigen Entſcheidung käme :

Ob die 50 bis 60 Millionen Gulden des badiſchen Domänengrundſtockes

Eigenthum des Staates oder der fürſtlichen Familie ſeien ?

Aus dieſem Grunde auch Habe ich das gegenwärtige Heftchen mit einem Auszuge aus dem

vortrefflichen Berichte des Abgeordneten Hoffmann úber dag Budget des Finanzminiſteriums

fúr die Jahre 1842 und 1843 geſchloſſen . Diefer Auszug verbreitet weiteres Licht , ſowohl

auf den Urſprung des oben erwähnten Gerüchtes , als auf die Sachlage überhaupt , und gibt

eine flare Ueberſicht des Standes des Domanialgrundſtockes .

Conſtanz , im September 1842 .

J . Fickler ,
Redacteur der „ Seeblätter “ .
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Begründung der Motion des Abgeordneten Welcker ,
auf

Erleichterung der materiellen Laſten und gleichzeitige Beförderung der mora⸗

liſchen , geiſtigen und bürgerlichen Intereſſen des Volkes .

Meine Herren ! Für meinen gegenwärtigen Vortrag bitte ich um Ihre gütige Nachſicht , wenn

ich denſelben zum Theil an einen ſchriftlichen Entwurf anſchließe . Für ' s Erſte iſt unſere ſonſt große
deutſche Geduld doch nicht in allen Dingen groß . Sie iſt nicht ſo groß , daß eine deutſche Kammer ſo ,
wie das britiſche Parlament , einem Motionsſteller oder Redner einen vier - oder fünfſtündigen Vortrag
geſtattete . Nun iſt aber der Stoff meiner Motion ſo reich , daß die freie mündliche Entwickelung mich
leicht zu größerer Ausdehnung verführen könnte , als Ihnen angenehm wäre . Sodann haben unſere
Herren Miniſter dafür geſorgt , daß die Roſen , die wir auf dieſem Landtage miteinander pflücken wollen ,
mit Dornen gar überreichlich verſehen ſind . Nun bin ich zwar an ſich mehr ein Freund altdeutſcher und

britiſcher Derbheit , als ein Freund von doppelten Handſchuhen . Allein unſere neudeutſche Schwäch⸗
lichkeit hält meiſt ſchon natürliche , männliche Geradheit für allzu verletzend . Bei der Größe und Schwie⸗

rigkeit der Verhältniſſe und Gegenſtände aber , die ich heute zu berühren habe , und bei dem innigſten
Wunſche einer Vereinbarung in den größten practiſchen Intereſſen und Aufgaben unſers Vaterlandes

möchte ich wenigſtens , ſo weit möglich , jede Störung , auch nur unabſichtlich und mißverſtändlich ver⸗

legender Worte vermeiden . Dazu eignet fich wiederum weniger die gang freie , alg die gebundene Dar -
ſtellung .

Die Anträge , welche ich zu begründen die Ehre haben werde , bezwecken mehrere ſolche materielle

Erleichterungen unſers Volkes , durch deren Verwirklichung zugleich die höhern Intereſſen weſentlich
gefördert und unſer verfaſſungsmäßiger Rechtszuſtand entwickelt und befeſtigt werden würden . Zur
beſſern Begründung meiner Anträge und ihrer eigenthümlichen Form muß ich um die Erlaubniß bitten ,
denſelben einige allgemeine Bemerkungen über unſere geſellſchaftlichen Verhältniſſe , deren Verbeſſerung
ſie bezwecken , vorauszuſenden . Sollte ich dabei einiges Unangenehme berühren müſſen , ſo bitte ich
meiner aufrichtigen Verſicherung zu glauben , daß es mir durchaus nicht um Tadel gilt , ſondern nur
um das Beſſermachen , und um eine unbeleidigende Erwähnung deſſen , was dazu nothwendig iſt . Die

Ankündigung meiner Motion ſchon in der erſten Sitzung unſers Landtags , und die Verbindung mehrerer
Anträge in derſelben wurden , wenigſtens theilweiſe , hervorgerufen durch den ſchmerzlichen Eindruck ,
welchen die Eröffnungsrede machte . In derſelben wurde uns angekündigt , daß die hohe Regierung uns
für die gegenwärtige zweijährige Landtagsperiode gar keine Geſetzesentwürfe vorlegen werde ; alſo ſelbſt
nicht einmal das früher ſchon berathene Straf - und Straßengeſetz , ſondern lediglich nur das Budget
über die von uns zu bewilligenden Abgaben des Volks , und die Vorlagen über die Ausführung blos
eines Theils des ſchon vor bald fünf Jahren zum Geſetz erhobenen Eiſenbahnbaues . Ich kann nicht
glauben , daß es den billigen Erwartungen unſers Volkes entſprach , nachdem es zum großen Theil ſo
ruhmwürdige Anſtrengungen in einer allgemeinen Wahl ſeiner Vertreter machte , ſich zu einem zwei⸗
jährigen Stillſtand in wohlthätigen Fortſchritten und Erleichterungen verurtheilt zu ſehen . Sind ja doch ,
fo mufte fich Jeder ſagen , faſt alle Theile der eiviliſirten Welt in einem ſolchen Fortſchreiten begriffen ,
daf ſchon darum ein zweijähriger Stillſtand für uns Badener doppelt einem Rückſchritte gleicht . Und
fordert uns nicht vollends ein Blick auf den geſchichtlichen Gang und Standpunet unſerer verfafſungs⸗
mäßigen Entwickelung eben ſo wie die Vergleichung mit andern Ländern für mehrfache Fortſchritte ſo
dringend auf , daß ein ſolcher Zuſtand als doppelt unzuläſſig erſcheint . Seit länger als einem halben
Jahrhundert , ſeit Karl Friedrich ' s ruhmvoller Regierung , war man gewohnt , unſer ſchönes Baden
ſtets in bürgerlichen Entwickelungen voranſchreiten und den allermeiſten übrigen Ländern voranſtehen zu
ſehen . Und wie würdig dieſes Standpunctes erſchien Baden im Jahr 1831 . Iſt dieſes auch jetzt noch



der Fall ? Ich zweifle fehr ! Der Mp eines reactionären Syſtems , welcher ſeit laͤngerer Zeit auf Deutſch⸗

land laſtete , iſt jetzt doppelt hemmend bei uns geworden . Bereits eine Reihe von Jahren ſehen wir uns

in Beziehung auf Fortſchritte und Entwickelungen unſers verfaſſungsmäßigen Rechtszuſtandes , welche

nicht blos die Volksvertretung beharrlich forderte , ſondern auch die Regierung als nothwendig erkannte ,

die uns für die allernächſte Zukunft zugeſagt wurden , immer noch unbefriedigt . Ja wir ſehen uns

nachgeſetzt nicht blos den allermeiſten eiviliſirten Völkern , ſondern theilweiſe ſelbſt unſern Nachbarländern ,

Heſſen , Würtemberg , Rheinbaiern . Ich will nicht einmal erimern an die dort zu Stande gefommene

neue Strafgeſetzgebung , während ein reactionäres Syſtem bei ung dieſes Zuſtandekommen trotz aller

theuern Vorarbeiten bisher eben ſo hinderte , wie die Vorlage des in Gemäßheit feierlicher Regierungs -

zuſage ſeit beinahe zehn Jahren ausgearbeiteten Regierungsentwurfs einer auf Oeffentlichkeit und Münd⸗

lichkeit gegründeten Strafproceßordnung , oder wie zum unendlichen materiellen Schaden des Landes die

rechtzeitige Vollendung unſerer Eiſenbahn . Ich erinnere nur beiſpielsweiſe an die auch in jenen Nachbar⸗

ländern längſt verwirklichte unentbehrliche Trennung der Adminiſtration von der Juſtiz , an die durch

einen geſetzlichen Normaletat , wie durch beſſere Staatsdienergeſetze gegebene Sicherung gegen willkür⸗

liche , das Land überlaſtende und die Selbſtſtändigkeit der Gerichte verletzende Beſoldungen und Penſio⸗

nirungen der Staatsdiener , ferner an die durch die würtembergiſchen Oberamtsverſammlungen wie

durch die baieriſchen Landräthe gegebene Mitwirkung des Volkes an der Controle und Verwaltung ſeiner

provineiellen Angelegenheiten . Daß aber vollends unſere Juſtizeinrichtung in der unterſten Inſtanz ,

und vor allem unſere Criminaljuſtiz , fehlerhafter iſt als bei irgend einem civiliſirten Volke der Erde ,

dieſes wurde mit allen Einzelnheiten ſchon zu oft in dieſem Saale auseinandergefetzt . Und dennoch Haben

die Herren Miniſter uns nichts vorzulegen ! Es ſcheint aber an der Zeit zu ſein , dieſen reactionären

Stillſtand endlich einmal wieder durch einen kräftigen Fortſchritt zu überwinden ; dieſes hofft das Volk

nach ſeinen tugendhaften Anſtrengungen von ſeinen Vertretern . Insbeſondere auch eine neue Erleichte⸗

rung jener Laſten und Ausgaben , welche die Zeit längjähriger Kriege und lange Mißverwaltung er⸗

zeugten , darf es jetzt wünſchen , da weder der Wohlſtand der Bürger noch der der Staatscaſſe im Steigen

begriffen , ſondern eher von einem Wendepunct bedroht ſcheinen .

Die Anträge , welche ich Ihnen , meine Herren , in dieſem Sinne für mehrere weſentliche Fortſchritte

zu machen habe , ſind ſämmtlich ſeit mehrern Jahren verhandelt und vorbereitet . Ich darf ſie daher in

einer einzigen Motion ſchon deßhalb vereinigen , um nicht für neue ausführliche und abgeſonderte

Motionsbegründungen unnöthige Zeit zu verwenden . Sie und Ihre Abtheilungen und die zu wählende

Commiſſion werden übrigens entſcheiden , ob und welche meiner Anträge vereint oder in beſondern

Adreſſen auszuſprechen ſein möchten . Meine Anträge ſind nämlich auch durch ein inneres Band ver⸗

einigt . Sie könnten durch den einen gemeinſchaftlichen Grundbegriff einer volksmäßigern und

wohlfeilern Geſtaltung unſerer Militär - und Ci vilverwaltung bezeichnet werden .

Auch in Beziehung auf ihre Verwirklichung ſind die von mir vorzuſchlagenden Verbeſſerungen eng mit

einander verbunden . Dauerte jenes traurige , möglichſt unterdrückende und rückwärts führende reactionäre

Syſtem , das uns bisher beherrſchte , fort — nun ſo wird von allen wohlthätigen Verbeſſerungen auch

nicht eine verwirklicht . Alle Anſtrengungen gelten dann dem traurigen Rückwärts , das Gegentheil der

Verbeſſerungen wird immer mehr Raum gewinnen . Es wird dann täglich ſchlechter bei uns gehen , ſo

lange —ſo lange bis der unaufhaltſam fortſchreitende Genius der Regeneration von Deutſchland und

Europa dem unglücklichen Widerſtand gegen ſeine Gebote auch bei uns ein Ende , vielleicht ein Ende

mit Schrecken bereitet . Gaͤbe uns dagegen der Himmel , daß die Rathgeber der Krone , ähnlich wie die

des Jahres 1830 und 1834 , in einer geſetzlich ruhigen Entwickelung unſere Verfaſſung zur Wahrheit ,

zur wahren Wohlthat für Fürſt und Volk zu machen verſtünden , — daß auch ſie in der vereinten

Anſtrengung und Arbeit für reelle Verbeſſerung das einzige Mittel friedlicher Vereinigung und der

Beſeitigung wiverſtreitender Meinungen , Anſprüche und Syſteme ſuchten , nun dann könnten alle meine

ſämmtlich vorbereiteten und ſich wechſelfeitig unterſtützenden Anträge auf einem oder doch hoͤchſtens zwei

Landtagen eben ſo ſicher in ' s Leben gerufen werden , als jene noch zahlreichern im Jahr 183 1. Dieſe

Kammer wird dazu freudig und angeſtrengt mitwirken . Früher freilich , nachdem die Sorgloſigkeit

mehrerer Wahlbezirke die Liberalen in die Minderheit verſetzt hatte , konnten die Herren Miniſter , ſicher

ihrer Mehrheit in dieſer Kammer und ihrer eigenen Auswahl von acht Mitgliedern der andern , alle
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unſere Bitten um Erleichterungen und Fortſchritte jahrelang unbeachtet zur Seite laſſen , uns durch

unnöthige Angriffe zum Kampfe für die bedrängte Verfaſſung zwingen und dann noch faſt höhniſch uns

beſchuldigen , wir machten nur Worte , und keine reellen Verbeſſerungen . Das Volk mußte natürlich
die Nachtheile tragen . Hätten ſie nur verdientermaßen allein die da ſchlecht wählenden Diſtricte getroffen .

Jetzt aber , nachdem das Volk uns zur Mehrheit machte , iſt es an uns , ſo lange das Voll kräftig bleibt

und ſeinen Vortheil verſteht , das Aeußerſte zu thun , um thatſächliche Verbeſſerungen zu bewirken .

I . Mein erſter Hauptantrag geht auf eine conſtitutionellere , mehr ſichernde und wohlfeilere Wehr⸗
verfaſſung , zunächſt aber auf eine Landwehreinrichtung zur organiſchen Verbindung mit dem ſtehenden
Heere und zur Minderung und Ergänzung desſelben . Es iſt im Weſentlichen derſelbe , den ich im Jahre
1831 begründete . Behn Jahre fpäter , 1841 , erneuerte ihn der Abgeordnete Chrift ; beide Male fand |

er große Zuſtimmung in dieſem Haufe , wie im Lande , und 1841 fierten aud bereits die Herren ;
Regierungscommiſſäre Namens der Regierung die Vorlage eines Geſetzes zur Einführung einer Land⸗

wehr zu. Die zehn Jahre , die ſeit meinem erſten Antrage verfloſſen , haben alſo ſogar , ohne daß abers
malg der Ausbruch eines Krieges die Schwäche einer unvolksmäßigen Heereseinrichtung ſo wie früher
in das Licht ſtellte , die Nothwendigkeit der volksmäßigern vielen einſichtsvollen Bürgern und Staats⸗ |
männern nur klarer gemacht . Die großen und wichtigen Gründe dieſer Verbeſſerung , ihre Vortheile
für Wehrhaftigkeit , Bildung , Freiheit , Sicherheit des Volkes , ſowie Andeutungen über ihre Einrich⸗

tung , ſind in jenen Motionen , in den Commiſſionsberichten und Discuſſionen über ſie , beſonders auch
in ben trefflichen Hoffmann ' ſchen Berichten über unſer Kriegsbudget und in den Verhandlungen über

dieſelben genügend angedeutet . Im Staatslexikon führt ſie der Artikel Heerweſen , zum Theil aus der

Feder deg Generals v. Theobald , weiter aus , und eine ſo eben erſchienene Schrift eines andern Sach⸗

kundigen : Preußen als Militärſtaat . Von Hellrung . Leipzig 1842 , ſtellt die Grundſätze meiner Motion

jenen Theobald ' ſchen Grundſätzen gegenüber . Ich führe die Grundſätze auch deshalb hier nicht weiter

aug , weil ich glaube , daß für dieſe zugleich ſtaatsrechtliche , politiſche , nationalökonomiſche und militä⸗

riſche Einrichtung vorzüglich auch militäriſche Techniker mitwirken müſſen ; deshalb glaube ich auch , daß
nur ein allgemeiner Antrag auf eine angemeſſene Minderung und Ergänzung unſeres ſtehenden Heeres

durch eine zweckmäßige Landwehreinrichtung an die hohe Regierung zu ſtellen iſt . Nur über die beſondere

gegenwärtige Dringlichkeit dieſer Verbeſſerung , über ihre Vereinbarlichkeit mit den Bundesgeſetzen und
die mögliche bedeutende Erleichterung der Laſten des Volkes durch dieſelben noch einige Bemerkungen .
Unſere Militärlaſt iſt weitaus die größte aller unſerer Laſten . Sie beträgt nach unſerm neueſten Budget
nahe an 2 Millionen , verzehrt alſo beinahe ein Viertheil unſerer Einnahmen . In der Rheinbundszeit
und ihren ewigen Kriegen glaubte man in Baden mit 8000 Mann und 800,000 fl. für ſie auf dem

Gipfelpunct der Größe des ſtehenden Heeres und der Koſten für dasſelbe angelangt zu ſein . Mber die

Größe wie die Laſt ſind in fortdauerndem Steigen begriffen . Im Jahre 1831 freilich bewilligten wir

für 10,000 Mann einſtimmig nur 1,300,000 fl . , und die Regierungscommiſſion ertheilte uns ſogar
durch den Mund des Herrn Finanzminiſters die Zuſicherung ,daß binnen Kurzem aller Bundespflicht
mit 1,000,000 fl. genügt werden könne . Seitdem — immer im Frieden —ſtieg dieſe Militärlaſt ,
bis man jetzt dem Lande 2 Millionen , eine Vermehrung von 6000 Mann , im Ganzen ein ſtehendes |

Heer von 16,494 anfinnt . Wohin — wohin endlich ſollen wir kommen auf dieſem Wege ? Kein |

civiliſirter Staat hält im Verhältniß zu ſeiner Bevölkerung ein ſo großes ſtehendes Heer , wie Hierna |

|
|

die kleinen deutſchen Staaten , ſelbſt nicht einmal Preußen , das doch , um ſich als europäiſche Maht
erſten Ranges gegen andere zwei - und dreifach größere Staaten zu behaupten , verhältnißmäßig die

zwei⸗ und dreifache Anſtrengung machen muß . Jene 2 Millionen der Staatsausgaben aber find nod ) |
weitaus nicht die einzige Laſt dieſes ſtehenden Heeres . Wie groß ſind die Privatbeiträge der Eltern für
die Söhne . Wie hoch vollends iſt der Verluſt an der verlorenen Arbeit dieſer 16,000 Männer , ſelbſt |
wenn man denſelben nur nach dem Preis des Tagelohnes anſchlagen will ? Und für alle dieſe großen
Anſtrengungen haben wir nicht einmal ein ſelbſtſtandiges Armeecorps von 30 bis 40,000 Mann , und

durch dasſelbe in den Wechſelfällen der politiſchen Verhältniſſe cine Macht für ſelbſtſtändige Unterhand⸗
lungen und Entſchlüſſe unſerer Regierung , keinen Schutz für das wehrlos bleibende , preisgegebene
Land , falls der Feind in dasſelbe brach und der Oberfeldherr , in deſſen Heer unſere Truppen eingereiht
worden , ſeine Heeresmacht anderwärts aufſtellt und unſere Truppen aug dem Lande zieht . Aber — ſo
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werden Sie mir vielleicht einwenden — die Koſten wenigſtens wird eine Landwehreinrichtung , wie

vortrefflich ſie auch ſein möge , doch nicht mindern . Freilich es ließe ſich denken , daß wir im Verhältniß

unſerer Volkszahl eine ſo außerordentlich große Zahl von Linien - und Landwehrſoldaten aufſtellen

wollten , wie ſie Preußen ( wegen ſeiner beſondern Stellung ) hat , eine ſo große Zahl , daß wir in

wenigen Wochen ein Heer von 50,000 Mann völlig ausgebildet in ' s Feld ſtellen könnten . Dieſes wäre

dann vielleicht theurer , als unſere jetzige Einrichtung , dennoch aber , die Größe des Guts betrachtet ,

ungleich wohlfeiler , und wohl noch lange nicht ſo theuer , als Viele glauben . Denn , um an die ſo ſehr

wohlfeile Schweizermilitäreinrichtung nicht zu erinnern , ſelbſt bei der auf Wohlfeilheit keineswegs vor —

zugsweiſe berechneten preußiſchen Militäreinrichtung , betrüge , wie ſchon der Commiſſionsbericht von

1831 über meine Motion berechnete , ein gleich dem unſerigen ſchlagfertiges Heer von 15,000 Mann

Linie und Landwehr zuſammengerechnet , nicht die Hälfte ſo viel , als e8 uns koſtet . Denn trog afler

Bildung der Landwehrſoldaten und Landwehrofficiere , wird ja doch die Hauptſache , Löhnung und Gage

von beiden , geſpart , und zugleich verwenden beide , mit kurzen Unterbrechungen der Uebungszeiten , ihre

Kräfte für ihr bürgerliches Gewerbe und für ihre Civilſtaatsdienſte . Wollen wir nun aber vollends

zunächſt nur eine Landwehr in kleinerm Maaßſtabe , in ſolchem , wie ſie ausreicht , um zur Hälfte unſer

Landescontingent zu ergänzen und die Capitulationszeit für die andere Hälfte des ſtehenden Heeres zu
<

verkürzen , und um eine Vorbereitung der allgemeinern Wehrhaftigkeit des Volkes für die wirklichen

Kriegszeiten zu begründen , welche in dem ſtets wochenlangen Zeitraum vor wirklichem Ausbruch des

Kriegs am beſten ergänzt wird , alsdann können wir zugleich öconomiſch große Erſparniſſe machen . Wir
können es , ſo gewiß unbeſoldete Officiere und Soldaten , wie die der preußiſchen und der ſchweizeriſchen

Landwehr , wohlfeiler ſind , wie die beſoldeten , ſo gewiß die Verwendung der Kräfte der Landwehr —

officiere und Soldaten für die Geſchäfte des Friedens vortheilhafter iſt , als der Verluſt derſelben im

ſtehenden Heere . Aber laͤßt ſich ſolche in jeder Hinſicht wohlthätige Einrichtung auch mit den ſtaats⸗

rechtlichen Beſtimmungen der Landesgeſetze vereinigen ? Ja , ſage ich , nach wiederholtem , ſorgfaͤltigen

Studium dieſer Geſetze. Jch Hebe nur zwei Grundgeſetze der Bundeskriegsverfaſſung hervor . Der §. 4

der nähern Beſtimmungen dieſer Kriegsverfaſſung fordert , daß die Erſatzmannſchaft vom 600ſten

Theil der Bevölkerung , für welche man unſer Contingent von 10,000 Mann ſchon jetzt im Frieden

erhöhen will , „erſt nach dem Ausrücken des Heeres aufgeſtellt “ werde . Der §. 21 aber

ſagt : „ Es bleibt den Bundesſtaaten überlaſſen , zur Bildung ihrer Contingente auch Landwehr zu ver⸗

wenden . “ Meine Herren ! Dieſe wohlthätige Beſtimmung der Bundesgeſetze beabſichtigte eine Erleich —

terung der ſchweren Laſt eines ſo großen Bundescontingents . Schon in dem Begriff Landwehr aber
liegt es , daß bei ihr nicht von einem Präſenthalten die Rede iſt , daß ſie unbeſoldete , außer den

Uebungs - und Kriegszeiten dem bürgerlichen Geſchäft ſich widmende Soldaten und Officiere hat . Alle

jene neuern Interpretationsregeln von dem Präſententhalten u. ſ. . , woraus man jetzt die enorme

Größe des ſtehenden Heeres ableitet , können alſo , da man weder den wohlthätigen Zweck der Zulaſſung

der Hälfte des Contingents aus Landwehr aufheben , noch den Begriff der letztern auf den Kopf ſtellen

wollte , nur auf die andere Hälfte des Contingents aus den ſtehenden Truppen bezogen werden . Ueber —

Haupt fann unfehlbar unſere Regierung , zumal im Verein mit andern Regierungen , deren Stände bereits

den Nothruf erließen für Erleichterung einer unverhältnißmäßigen landverderblichen Größe der Militärlaſt ,

eine ſchonendere Anwendung dieſer neuen Interpretationsregeln bewirken , welche ja theils durch ſie ſelbſt

hervorgerufen , theils im Hinblick auf einen früher unmittelbar drohenden Krieg erlaſſen wurden . Der
hohe deutſche Bund ſelbſt wird es genehmigen , daß, wenn vermittelſt der Landwehr und der Wehrhaftig⸗
keit unſeres badiſchen Volkes an der ganzen , langen franzöſiſchen Gränze hin zur Zeit wirklicher Kriegs -

gefahr alsbald eine drei - und vierfache ſtarke badiſche Kriegswehr ſich bildet und unſere Gebirgspäſſe

vertheidigt , um ſolchen Preis eine allzu koſtſpielige , an ſich wenig wirkſame Ueberlaſtung des Landes
in Friedenszeiten wegfalle . Und unſere hohe Regierung wird es vorziehen , wenn wir auf dieſe wohl —

thätige Weiſe einer ſtets wachſenden , verarmenden Ueberlaſtung unſers Volkes vorbeugen , als wenn

wir in andern , yon den Bundesgeſetzen gar nicht berührten Partien die Aushülfe ſuchen müßten , z. B.

einer Verminderung der Officiere durch Vergroͤßerung der Compagnien nach öſterreichiſchem Vorbild ,

ober in der Verminderung zukünftig zu ertheilender Gagen und Löhnungen u. ſ. w. Dadurch würden

unſerm hochachtungswerthen badiſchen Militärſtande unerwünſchte Beſchränkungen zugehen , während



VO

OA
R
r

OR

ORE

TAS:

7

ihm unſere Einrichtung erfreuliche Ausſichten und einen höhern Standpunet ſeiner Wirkſamkeit eroͤffnete .
Denn im Frieden hätten bei ihr tüchtige Officiere , die ihr Vermögen , ihre Geiſteskraft und Anſtren —

gungen dazu befähigten , die Ausſicht , zugleich als Gutsbeſitzer oder als Civildiener und zugleich als

höhere Landwehrofficiere ſich dem Vaterland nützlich zu machen . Im Kriege aber hätten Alle die Aus —

ſicht , an der Spitze ihres wehrhaften badiſchen Volkes demſelben noch weſentlichere , glänzendere Kriegs —
dienſte leiſten zu können , als in dem jetzigen geringern , unſelbſtſtändigen Contingent . Klar iſt es

jedenfalls , daß vernünftige und pflichttreue Volksvertreter vor Allem , und ehe es zu ſpät iſt , einem

ſolchen verderblichen Luxus in Beziehung auf die Geld - und Menſchenkräfte entgegenwirken müſſen .
Ja , es iſt ein Luxus , ein verderblicher Luxus , welcher im Frieden ſelbſt die nöthigen Kräfte für den Krieg
verzehrt , und die beſte und größte Vertheidigungskraft für den wirklichen Fall der Noth dieſem Luxus

ſelbſt opfert . Was iſt uns denn geblieben nach 27 Friedensjahren von alen den Millionen und aber -

mals Millionen , die wir für die nun nutzloſe Bildung der jedes Jahr zum Pflug oder Handwerk zurück⸗
tretenden Krieger verwendeten ? Was würde uns bleiben nach weitern Friedensjahren von den im

Frieden ſelbſt neu geſteigerten Verwendungen an Geld und Arbeitskräften ? Wie ganz anders , wenn
bei kurzer Dienſtzeit in der Linie ein viel größerer Theil unſerer Bürger in der Linie gebildet würde und
die Austretenden ſich als wohlthätige Bildner und Glieder eines wehrhaften Volkes organiſch mit dem⸗

ſelben verbinden und mit ihm im Falle des Krieges eine doppelt und dreifach ſtärkere Schutzwehr für
Fürſt und Vaterland bilden ! Wie ganz anders , wenn ſie durch dieſe Verſtärkung an Zahl , durch die

ſtets Angeſichts der Kriegsgefahr in wenigen Wochen erfolgreich ergänzte kriegeriſche Ausbildung , durch
die patriotiſch begeiſterte Kraft und tüchtige That einigen Mangel der Dreſſur in Friedenszeiten zehnfach
erſetzen . So alt wie die Geſchichte iſt die Wahrheit , daß ſolche Volksheere ſtets den blos ſtehenden
Heeren überlegen waren und das Vaterland und ſeine Freiheit ſchützten und retteten , wenn blos ſtehende ,

zumal übergroße ſtehende Heere feinen Wohlſtand , ſeine Freiheit , ſeine Exiſtenz gefährdeten . Und

Volkskrieg wird fortan jeder europäiſche Krieg . Auf ihn müſſen wir uns vorbereiten , oder — unſer
kaum gerettetes deutſches Vaterland , iſt auf ' s neue verloren , die kleinen Staaten zuerſt . Hier vereinigen
ſich alſo alle Pflichten treuer Vertreter des Vaterlandes , um uns zu ermuthigen , mannhaft und beharr —
lich mit der geſunden Volksvernunft Einſeitigkeiten des Kaſtengeiſtes oder der Regierungspolitik und
einem furchtbar anwachſenden Uebel entgegenzutreten . Darum hoffe ich , Ihre Zuſtimmung zu meinem

Antrag auf eine Bitte ,

„ um ſachkundige aber unparteiſche Prüfung und Abänderung unſerer Militäreinrichtung im Sinne
einer organiſchen Verbindung eines kleinern Corps ſtehender Truppen mit einer zweckmäßigen Land⸗

wehr und einer Ergänzung der Hälfte unſers Contingents durch dieſelbe . “

II . Die zweite Hauptclaſſe meiner Anträge bezweckt mehrere conſtitutionelle oder volks⸗

mäßige , dem Wohl und der Freiheit förderliche und die Laſten des Volkes er⸗
leichternde Verbeſſerungen unſerer Civilverwaltung . Ein ähnlicher Fehler , wie der

unſerer Militäreinrichtung , drückt auch unſere Civilverwaltung . Durch die Einflüſſe früherer abſoluti —
ſtiſcher und vorzüglich auch der napoleoniſchen Rheinbundeszeiten iſt auch unſere Civilverwaltung immer

unvolksmäßiger und koſtſpieliger geworden . Das große ſtehende Heer unſerer Civildiener
und Penſtoniſten und die großen Laſten des Volkes für dasſelbe wachſen von Jahr zu Jahr . Jedes Budget ,
und auch das gegenwärtige , fordert neue Verwilligungen . Ungerechnet die Beſoldungen des Militärs ,
der Geiſtlichkeit , des geſammten Lehrerperſonals , ohne die Gehalte und Diäten für Diener , ferner ohne
die Beſoldungen und Gehalte für das Grenz - , Zoll - und Aufſichtsperſonal von 439,723 fl . , ohne
alles dieſes zahlt unſer kleines Baden bereits für die Beſoldungen der activen Civilſtaatsdiener 1,471,230fl .
jährlich , und das nachträgliche Budget fordert eine jährliche Vermehrung für 1843 von 31,700 fl . ,
alſo anderthalb Millionen . Unſere Civilpenſtonen betragen jährlich 675,648 fl . , mit dem

Militärpenſionsſtand 898,479 fl . , das nachträgliche Budget enthält eine jährliche Vermehrung von
13,898 fl . ; alſo beinahe eine Million , den neunten Theil unſerer geſammten Staatseinkünfte , für
Penſionen , während in dem ein Viertheil größern Würtemberg die Penſionen nur die Hälfe oder eine

Halbe Million beträgt . Bu der Größe der Koſtſpieligkeit und Unvolksmäßigkeit dieſes Heeres von Civil —
beamten kommt noch ein viel größerer Nachtheil : ich meine die ſeit der Rheinbundszeit wirkſamen Cin -
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flüſſe der napoleoniſch-franzoͤſiſchen Centraliſation und Aviltrung der früher ſelbſtſtändigern Staats⸗

diener , ihrer Erniedrigung zu willenloſen Regierungs - und Miniſterbedienten . Ich meine die traurige

neueſte Nachahmung dieſer verderblichſten aller franzöſiſchen Principien in unſerm deutſchen Baden .

Meine Herren , erlaſſen Sie mir die traurigen Schilderungen der neuern miniſteriellen Steigerungen

jenes Syſtems — die Schilderungen jener Urlaubsverweigerung an conſtitutionell und volksmäßig geſinnte

Beamte , die ſtrafenden und degradirenden Verſetzungen und Penſionirungen für andere , die Bedrohungen

und Herabſetzung für alle und die unbegreiflichen Wahlreſeripte . Nicht Vorwürfe machen , ſondern

beſſern möchte ich ; und Sie Alle überſehen die bedeutungsvollen und zahlreichen Erſcheinungen jenes

Syſtems . Sie und alle würdigen Staatsdtener , alle , die je ein Gefühl ihrer hoͤhern Würde und Be —

ſtimmung empfanden , viele achtbare Mitglieder des Beamtenſtandes in dieſem Saale beklagen mit mir

die angedeuteten Laſten und Uebel und unglücklichen Principien . Groß aber und erſchreckend ſind dieſe

Uebel , doppelt erſchreckend , weil ſie ſo wie bisher , ſo fernerhin der Natur der Dinge nach ſtets wachſen

werden , wenn nicht die Landesvertreter dem Uebel einen Damm entgegenſetzen und den verderblichen

Prineipien die fortwuchernde Lebenskraft abzuſchneiden wiſſen . Unſer kleines Baden hat mehr beſoldete

Civilſtaatsdiener und Penſionäre , als das allmächtige England , verhältnißmäßig mehr , als vielleicht

alle deutſche Länder . Und wie wir an Zahl und Koſtſpieligkeit unſerer Civildiener andern Staaten vor —

anſtehen , ſo ſtehen wir ihnen nach in Volksmäßigkeit der Verwaltung , und in einer würdigen geſicherten

Stellung der Staatsdiener gegen miniſterielle Willkür , Corruption und Avilirung , in einer Sicherung

des Volkes und der Staatsdiener ſelbſt , in der Sicherung , daß die Verwalter der Rechte und der Güter

und Heiligthümer des Volkes und ſeiner Verfaſſung nicht ſtatt geſetzliche Richter und Schützer für das⸗

ſelbe , ſtatt treue Vollzieher der Staatsgrundſätze und Intereſſen zu bleiben , vielmehr zu abhängigen ,

zerbrechlichen Werkzeugen jedes wechſelnden Winiſterintereſſes herabgewürdigt und dem Volk und ſeinen

Rechten und Intereſſen als ein feindſeliges Kriegsheer gegenüber geſtellt werden . Ich will hier nicht

ſprechen von den ausgedehnten Garantien des deutſchen Rechtes und Reiches gegen ſo furchtbare Land —

plagen , auch nicht davon , daß die Jünger des napoleoniſchen Syſtems längſt den deſpotiſchen Meiſter

überboten . Er und das franzöſiſche Recht achteten doch das Heiligthum des Dienſtes der Prieſter der

Wahrheit und des Rechtes in der anerkannten Inamovibilität der Lehrer und der Richter . In meinem

Berichte über das 1837 vorgelegte Staatsdienergeſetz habe ich es auch urkundlich nachgewieſen , daß in

keinem deutſchen Staate in dem Grade das Volk der willkürlichen Ueberlaſtung mit Penſionen , der

Corruption der Gerichte und des Staatsdienſtes , die Staatsdiener aber der willkürlichen Beraubung

ihres Lebensglückes und einer würdigen Stellung ausgeſetzt ſind , als durch mangelhafte Geſetzgebung

und Praxis bei ung in Baden . Ja ſogar unſere eigenen Militardiener , die doch anerkannt ungleich

abhängiger und willenloſer gehorſam in Beziehung auf ihre Obern und die Regierung ſein ſollen , als

die Civilſtaatsdiener , ſind ungleich geſchützter gegen hoͤhere Willkür , als ſelbſt diejenige Claſſe unſerer

Staatsdiener , für welche doch die ganze gebildete Welt Unabhängigkeit und Selbſtſtändigkeit fordert —

als ſelbſt unſere Richter nach neueſter badiſcher Prarxis es ſind , nach einer Praxis freilich , die ſchon in

einer nachbarlichen Ständekammer einen Hülferuf für uns , faſt wie für Hannover , veranlaßte . Unſere

Generäle und Oberſten können wenigſtens nicht , wie unfere Oberhof - und Hofgerichtsräthe , ohne Ver —⸗

gehen beliebig zu ein oder zwei Stufen untergeordneten Dienſtſtellen degradirt und ihren frühern Unter -

gebenen untergeordnet werden . Ja , meine Herren , es ift traurig — aber e8 ift wahr und e8 ift pflicht⸗

mäßig , das Uebel , damit es geheilt werde , klar zu machen — die verfaſſungsmäßig zugeſicherte Unab⸗

hängigkeit der Gerichte — dieſes höchſte verfaſſungsmäßige Heiligthum aller civiliſirten Voͤlker — beſteht

bei uns nur dem Namen , aber nicht der That nach , iſt nicht geſetzlich geſichert . Sie beſteht nicht , weil

einestheils
T. die Richter nicht gegen Willkür bei Mißfälligkeit geſichert ſind , vielmehr ihr ganzes Lebens⸗

ſchickſal , ihr Vermögen , ihr Familienglück und ihre äußere Ehre jeden Augenblick dem Belieben , der

Gunſt oder Ungunſt der Regierung , der Miniſter , preisgegeben iſt . Es iſt dieſes der Fall 1) durch die

völlig unbeſchränkte , beliebige Penſionirbarkeit und Verſetzbarkeit — eine Penſionirbarkeit , öfter mit

ſolchen Summen , von denen der Penſionirte und ſeine Familie unmoͤglich leben können , eine Verſetzbar —

keit in andere als Richterſtellen , ja in untergeordnete Dienſtſtellen ; D weil , gegen die feierliche Zu⸗

ſicherung der Regierungscommiſſion auf dem erſten badiſchen Landtage , auch auf die Richter die fünf⸗
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jährige Probezeit angewendet , ja , wte iH Fälle kenne , noch ausgedehnt wird . Während dieſer Zeit
aber können ſolche angeblich ſelbſtſtändige Richter jeden Augenblick ohne alle Penſton fortgejagt werden ;
vollends bei den in unterſter Inſtanz gewöhnlich richtenden Rechtspractikanten iſt dieſes ſogar regelmäßig
der Fall . 3) Weil die Regierung durch ihre Urlaubsverweigerungen , durch ihre ſtrafenden Maßregeln
und Reſcripte unzweideutig auch den Richtern , den verfaſſungsmäßigen Richtern ſelbſt über und gegen
die Miniſter , ſtatt unabhängige , unparteiiſche Prüfung und Beurtheilung der ſtaatsrechtlichen und ſtaats⸗

geſetzlichen Verhältniſſe , vielmehr entſchiedene Parteinahme für die jedesmaligen politiſchen Partei⸗

intereſſen der wechſelnden Miniſter zur Pflicht und zur Bedingung ihres Lebensglückes macht . Was iſt
denn nun die natürliche Folge und Conſequenz , wenn ſelbſt alle Richter mit deutlichem Verſprechen
und Androhen hoher Gunſt oder Ungunſt aufgefordert werden , ſelbſt bei Ausübung ihres rein bürger⸗
lichen Rechtes als Urwähler und Wahlmänner , gegen die conſtitutionellen Bürger und Grundſätze förmlich

Partei zu nehmen und möglichſt gegen ſie und für die miniſteriellen Candidaten zu wirken , wenn im

Falle eidgetreuer Befolgung entgegenſtehender Anſicht Zurückſetzungen , wie verletzende und degradirende

Verſetzungen und Ausſchließungen aus der Ständekammer durch Urlaubsverweigerungen eben ſo ſicher

bevorſtehen , wie das lohnende Gegentheil für die der miniſteriellen Parteianſicht ſich dienſtbar Anſchließen⸗
den ! Iſt es denn hier möglich , daß die ſolchergeſtalt ausgebildete Parteigeſinnung gegen die conſtitutio —
nellen Bürger , gegen die vielleicht von den Miniſtern angeklagten , verfolgten Bürger nun plötzlich im

Gerichtsſaal ſchweige , oder ſich in ' s Gegentheil verwandle ? Nein , natürlich und conſequent muß nun

auch hier der durch den ihm anbefohlenen Parteikampf gereizte Richter die Gegner der Miniſter haſſen
und verfolgen , die ihm anvertraute heilige Gewalt ebenſo zur Verfolgung der leidenſchaftlichen miniſte —
riellen Parteizwecke gebrauchen , wie es ja unſer Juſtizminiſterium ausdrücklich von allen Gerichts⸗

vorſtänden des ganzen Landes forderte , als ſie ihre Richter auffordern mußten , die Liberalen in den

Wahlen zu bekämpfen und für die miniſteriellen Candidaten zu wirken . 4 ) Weil bei der Vermiſchung
der Adminiſtration mit der Juſtiz heute der Beamte als Organ des politiſchen miniſteriellen Syſtems ,
ganz ſo , wie ein franzöſiſcher Präfect , den antiminiſteriellen , conſtitutionell geſinnten Bürgern in Ge⸗

meinde - und Deputirtenwahlen und ſonſt einen Parteikrieg macht , und dann wieder , nach gegenſeitig
entbrannter Parteileidenſchaft , plötzlich zu Gericht ſitzt , Criminalunterſuchungen einleitet , führt oder

beherrſcht !
II . Eine geſetzlich gewahrte richterliche Unabhängigkeit fehlt uns andererſeits vorzüglich

aus dem großen Hauptgrunde , weil ſelbſt von dieſen ſo vielfach abhängigen und abhängig und

parteiiſch gemachten Richtern alle , welche noch nicht dem Belieben des Miniſters in jedem Proceſſe , der

ihn intereſſirt , ſich fügen wollten — weil ein halbes , ein ganzes Collegium von Richtern auf einen

Tag verſetzt und penſionirt , und durch abhängige Creaturen erſetzt werden kann , durch Creaturen , an

ſich abhängig und durch das Schickſal der Entfernten hinlänglich gewarnt . Ich rufe Gott und die Welt

zum Zeugen auf , ob dieſes eine geſetzlich geſicherte Unabhängigkeit der Juſtiz iſt , ob man dieſen Zuſtand
jemals in der Sprache eines Volkes ſo nannte ? Nehmen Sie nun zu dem Allem noch das völlige ge —
heimnißvolle Dunkel , was gerade unſere Criminalproceſſe , Inquiſitionen und Einkerkerungen deckt —

ferner die in keinem andern Lande vorkommende Unbegreiflichkeit , daß dieſe Inquiſitionen , wie auch die

Proceſſe überhaupt , von einzelnen jüngern Mitgliedern der Aemter , von Aſſeſſoren , von willkürlich

entlaßbaren unerfahrenen Rechtspractikanten , ohne ſelbſtſtändigen Actuar , ohne alle Garantien begonnen
und geführt , daß dann in den höhern geheimen Inſtanzen nah bloßen Referaten einzelner Richter aus

dieſen , ſo oft unvollſtändigen oder unrichtigen Protocollen , nach den ſo oft einſeitigen , häufig blos

mündlichen Referaten über Ehre , Freiheit und Leben der Bürger entſchieden wird , von Richtern , deren

eine Hälfte geſetzwidrig nach Indicien oder blos nach moraliſchem Glauben verurtheilt — ſo Haben Gie

den unvollkommenen Umriß einer Juſtizverwaltung , wie man ſie in einem eiviliſirten Lande , wie man

fie am allermeiſten in Baden ein Vierteljahrhundert nach der Verfaſſungsurkunde völlig unmglich Halten
ſollte . Daß durch jene Abhängigkeit aller Beamten von allen wechſelnden miniſteriellen Anſichten und

Leidenſchaften auch die Volkskammer ihre nöthige Selbſtſtändigkeit verliert , brauche ich nur anzudeuten .
Daß in unſerer zweiten Kammer , welche nicht , wie andere zweite Kammern , die Prälaten , die Grund⸗

herren , die Univerſitätsdeputirten in ſich aufnimmt , ziemlich viele Beamte gewählt werden , liegt in der
Natur der Sache und wäre in einem geſunden Zuſtande der Dinge heilſam . Das Miniſterium hat auch
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dies Mal wieder faſt alle ſeine miniſteriellen Candidaten im Beamtenſtande geſucht . Soll ich nun aus⸗

führen , wie dieſen Männern allen das immer größere Abhängigmachen ihrer Stellung ſelbſt peinlich ,

für die Wirkſamkeit und den Credit der Kammer aber gefährlich iſt , und wie ſie dem Geiſte unſerer Ver⸗

faſſung und ſchon dem Buchſtaben ihrer Eide widerſpricht ! Freilich könnte man im Sinne des miniſte —

riellen Syſtems entgegnen : ohne dieſe Abhängigkeit , ohne alle dieſe neuerlichſt gebrauchten Mittel können

die Miniſter nicht regieren . Aber welches traurige Armuthszeugniß würde eine ſolche Entgegnung unſern

Miniſtern ausſtellen ! Wie , der Miniſter Winter konnte ohne dieſes Syſtem , ohne alle jene Mittel ,

ohne eine Spur von Wahlbeherrſchung in der furchtbar bewegten und erſchütterten Zeit des Landtags

1834 , mitten unter den Einwirkungen der Juli - Revolution und der belgiſchen und der vielen deutſchen

Revolutionen , unter der Einwirkung des Polenkriegs und der Polenwanderungen , unter dem Einfluß

fo gut wie gänzlicher Preßfreiheit , ja zum Theil einer von dem nachbarlichen Ausland verbreiteten Preß —
| fe

frechheit , vortrefflich regieren und eine Reihe der wohlthätigſten Maßregeln durchführen ; er konnte dabei h
im ganzen Lande die ungeſtörteſte geſetzliche Ruhe — die laute Dankbarkeit , Achtung und Liebe für den <

Fürſten und die Regierung erhalten : und Heute , im Jahre 1842 — mit Hülfe aller neuen Bundes⸗ 2
beſchlüſſe und Preßbeſchränkungen könnten unſere Herren Minifter ohne alle diefe traurigen Abhängig » bi
keits⸗ und Wahlbeherrſchungsmittel unſer ruhiges , friedliches , kleines Ländchen nicht mehr regieren ? al
Daf Sie mit ihnen niht lange mehr und ſicher , wenigſtens niht zum Heil für Fürſt und Vaterland vi

regieren können — dieſes fürchte ich. Und ſicher hoffe ich , daß die bisher angedeuteten Grundzüge un - w

ſers Verwaltungszuſtandes genügen werden , um Ihnen , meine Herren , die baldigſte Einführung der | da

längſt von den frühern Kammern als nothwendig und heilſam erkannten Reformen alg doppelt dringend | ny

darzuſtellen . Zu feiner Beit mehr al8 in der unſerigen , wo man Die Beamten alg eine abhängige Be⸗ da

dientenelaſſe von dem Volk , von ſeinen Intereſſen und Freiheiten zu trennen , ja demſelben als ein X
feindliches Heer entgegenzuſtellen ſucht , dürfen treue Volksvertreter die Zahl und die Beſoldungen der Dig
Staatsdiener und die Mittel , ſie abhängig zu machen oder zu corrumpiren , ungünſtiger anſehen . Zu

©

feiner Beit müffen ſie mehr auf geſetzliche Beſchränkungen , auf Sicherung der Juſtiz und auf Mitwir⸗ ur

fung des Volkes bei der Verwaltung bedacht ſein .

1) Mein erſter aus dieſen Geſichtspuncten hervorgehender Antrag iſt die Bitte um die Vorlage

eines Geſetzentwurfs über einen Normaletat für die Staatsdienerverhältniſſe ,

über ihre Zahl und geſetzmäßigen Gehalte . Auf dem Landtage 183 1 legte felbft die Re⸗ Ab

gierung der Kammer einen ſolchen Geſetzentwurf vor , um dem Lande wie den Beamten eine geſetzliche dig
Sicherung zu geben . Sicherlich hatte ſie ſich in dieſem Entwurfe , der in der Kammer noch Beſchrän⸗ Ve
kungen entgegenſah , freien Spielraum gelaſſen und auch die Zahl und die Gehalte der Diener nicht zu gel
gering beſtimmt . Der über dieſen Geſetzentwurf erſtattete einſtimmige Commiſſionsbericht der Kammer

minderte auch beide noch gar ſehr . Dennoch ſehen wir bereits in zehn Jahren ſchon weit die von der

Regierung damals ſelbſtgewollte Anzahl der Beamten und die Größe ihrer Gehalte überſchritten . So |
ſchlug der geſetzliche Normaletat bei den Bezirksbeamten achtzehn Anfangsbeamte mit 600 fl. Beſoldung

vor . Jetzt haben wir keinen zu 600 fl. mehr . Der geſetzliche Normaletat hatte vier zu 2400fl . Jetzt

haben wir neun zu 2400 fl. und darüber . ( Die Commiſſion ſchlug als Maximum 1600 fl . vor . ) So

wollte ferner damals die Regierung nur dreizehn zu 1800 fl. Jetzt haben wir zwanzig zu 1800 fl. ein

( Würtemberg hat drei Claſſen , von 1600 , 1300 und 1100 fl . ) Ueberhaupt hielt die Regierung daa 9g

mals 154 ausreichend . Jetzt Haben wir 4170 . Die Abweichungen der Regierung vom Normaletat , Re

ſobald derſelbe nicht geſetzlich feſtgeſtellt iſt , werden in Beziehung auf die Höhe der Beſoldungen in der TH

Regel nur zur Belaſtung der Staatscaſſe ausfallen . Zwar ſind Fälle bekannt , wo Räthen der Richter⸗ me

und Verwaltungscollegien ihre normalmäßige Beſoldung aus politiſcher Ungunſt und um ſie für ihre Di

conſtitutionellen unabhängigen Geſinnungen zu ſtrafen , lange verweigert wurden . Doch ſolche Erſpar⸗ 18
niſſe find dem Volke nicht vortheilhaft und auch ſelten , da einige wenige Beſtrafungen einzelner Bez di
amten in dieſem Sinne genügen , um alle zu ſchrecken . Dagegen iſt die Zahl derer , die Gunſt und VAA

Zulagen verdienen und ſuchen , übertrieben groß . Die Regierung nahm ſpäter dieſen Geſetzesentwurf ih

lediglich unter Angabe des Grundes zurück , dağ man deffen Erledigung auf dieſem Landtage wegen der
Uebermaaß der Geſchäfte nicht mehr möglich Halte , denſelben alſo dem nächſten Landtage vorbehalte . H1

Aber keine Wiedervorlageerfolgte . Mein Antrag geht nun , mit Beziehung auf die frühern Verhandlungen : zur



1) auf dte Bitte um etne neue Geſetzesvorlage über einen Normaletat , ſodann aber
2) dahin , daß die hohe Kammer die Budgeteommiſſion auffordere , bis zur geſetzlichen Feſtſtellung

auf jede thunliche Weiſe dahin zu wirken , daß die Zahl der Beamten und die Größe ihrer
Beſoldungen moͤglichſt in den durch jene frühere Regierungsvorlage und den Commiſſions⸗bericht bezeichneten Schranken und Verhältniſſen erhalten werde .

2 ) Mein zweiter Antrag geht auf die Bitte um eine Geſetzesvorlage , welche
„die zur Sicherung der Selbſtſtändigkeit der Juſtizbehörden und der Volkskammer , ſo wie
vauch des Volks gegen Ueberlaſtung mit Penſionen nöthigen Interpretationen , Ergänzungen„ und Verbeſſerungen des Staatsdieneredicts enthält . “

Dieſen Antrag begründete ich auf dem Landtage 1833 in einer Motion .
ſeligen Rotteck erſtatteter Commiſſionsbericht und eine von der Kammer mit eminenter Stimmenmehr⸗heit hierauf beſchloſſene Adreſſe traten in allem Weſentlichen meinen Vorſchlägen bei , und auf diefe
Verhandlungen beziehe ich mich . Im Weſentlichen in ihrem Sinne bezwecke ich die Abhülfe der Uebel .Die Ueberlaſtung deg Landes mit Penſionen , dieſe furchtbare Ueberlaſtung , welche von allen Kammernbis jetzt noch vergeblich bekämpft wurde , welche noch fortdauert , obgleich die übernommenen ſogenanntenalten Penſionäre jährlich mehr ausſterben , — ſie erfolgt vorzüglich aus den zwei Hauptquellen : a) weilviele noch fähige und nicht unwürdige Diener aus Willkür und politiſcher oder anderer Ungunſt penſionirtund zugleich mit dem Lande unverdient geſtraft werden ; b) weil man viele unwürdige Diener , ſtattdaß man durch rechtzeitige geſetzliche Aufſicht und Strenge ihre Verkehrtheiten verhindert , und fie Dann
nach geſetzlichen Gründen und Formen ohne Penſion entfernt , aus Bequemlichkeit lieber penſionirt , ſodaß alſo das Land zum zweiten Male mit ihnen geſtraft wird . — Die Schutzmittel gegen die abſoluteWillkür und Formloſigkeit der Penſionirungen , wie der Verſetzungen , ſchützen alſo zugleich den wür⸗
digen Diener gegen Mißhandlung , und zugleich das Land gegen Penſtonslaſten und andere Nachtheile .Gleiches gilt von einer , in geſetzlich ſichernden Formen ausgeübten Aufſicht und Strenge gegen wirklichunwürdige Diener , welche der Achtung und Wirkſamkeit der Würdigen ſchaden .

3) Mein dritter Antrag geht auf eine Bitte :
„ um endliche Erfüllung der ſchon im Jahre 1831 von Sr . Königl . Hoheit dem Großherzog„ uns urkundlich zugeſagten Trennung der Adminiſtration von der Juſtiz . “Aber ich verzichte billig auf jedes Wort zu Gunſten diefes Antrags und über die von allen Sachkun⸗digen , wie von der zweiten badiſchen Kammer ſtets anerkannte , durch jede neue Erfahrung beſtätigteVerderblichkeit der Vermiſchung der nothwendig ſelbſtſtändigen und an ganz eigenthümliche Formen

gebundenen Juſtiz , und der ſtets mehr politiſch abhängigen Verwaltung.
4 ) Mein vierter Antrag geht auf eine Bitte :

„für ' s Erſte um baldmöglichſte Beſeitigung der wahrhaft ſchreienden Gebrechen unfers Straf -verfahrens , durch die ebenfalls feit 1831 von Gr . Königl . Hoheit ung verheißene Vorlageeiner auf Anklageverfahren , Oeffentlichkeit und Mündlichkeit gebauten
Proceßordnung ; ſodann für ' s Zweite um Einführung von Schw

Auch über die dringende Nothwendigkeit jenes erſten Theils dieſer Bi
einſtimmig von der Kammer ebenſo anerkannt wurde , t
vor acht Jahren gedruckten Regierungsentwurf einer Strafproceßordnung , welche uns aber die ſpätereReaction unterſchlug , wäre jedes neue Wort überflüſſig . Nicht minder kann ich mich für den zweitenTheil der Bitte , oder für das Schwurgericht auf die fruͤhern einſtimmigen Beſchlüſſe der badiſchen Kam⸗
mer , auf die entſchiedene Erklärung von Kammermitgliedern , wie Liebenſtein , Itzſtein , Rotteck ,Duttlinger , Bader , Sander uny Andere berufen , ſowie auch auf meine , auf dem Landtage1841 dieſer hohen Kammer übergebene , auch im Staatslexikon abgedruckte Schrift : „ Jury , oderdie Gebrechen unſerer Strafrechtspflege und das Schwurgericht als das ein⸗zige Mittel , ihnen gründlich abzuhelfen . Altona 1840 . “ Faſt alle größten criminaliſti⸗ſchen und politiſchen Schriftſteller aller Völker erklärten ebenſo , wie bisher beinahe alle freien Nationender Erde und mit ihnen alle unſere überrheiniſchen deutſchen Landsleute , daß das Schwurgericht nachHume ' s und unſeres deutſchen Möſer ' s Worten „die herrlichſte Erfindung des menſchlichen Geiſteszum Schutz der Gerechtigkeit und der bürgerlichen Freiheit “ ſei . — Zwar erklären neuerdings einige

Ein einſtimmiger , vom

urgerichten . “
tte , die auf jedem Landtage

wie in jener fürſtlichen Zuſage , und in dem ſchon
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Schriftſteller , trotz ihrer Anerkennung dieſer Wahrheit , doch einen Antrag auf das Schwurgericht von

Seiten deutſcher Staatsmänner und Ständekammern für unpractiſch , „ denn die deutſche Nation werde

es niemals erhalten . “ Eine Hindeutung auf ein bundesgeſetzliches Hinderniß iſt , wie auch ſchon auf

meine Anfrage auf dem vorigen Landtage der Chef des Juſtizminiſteriums erklärte , eine Täuſchung . Ein

ſolches Verbot beſteht nicht , und kann gar nicht gültig beſtehen ; es liegt gänzlich aufer aller Competenz

des völkerrechtlichen Bundes , der nur ausnahmsweiſe einige wenige beſtimmte innere Rechts⸗

verhältniſſe unter ſeinen Schutz geſtellt hat . Daß aber die deutſche Nation von 38 Millionen , einſt

die erſte der Chriſtenheit , die Forderung um zeitgemäße Herſtellung eines ächt vaterländiſchen In —

ſtituts , welches alle civiliſirten freien Voͤlker als den höchſten Schutz ihrer perſönlichen und bürgerlichen

Freiheit von den Deutſchen entnahmen und nun heilig halten — nicht einmal fordern ſollte — weil es

ihre Fürſten ihr dennoch verweigern würden , — dieſes iſt eine Beleidigung der Nationalehre und der

fürſtlichen Ehre zugleich , cine Beleidigung für ihre Gefinnung , wie für ihren Verſtand , deren ich mich

nicht ſchuldig machen will . Und practiſcher wenigſtens , als trotz aller Kleinlichkeit außer Rückſchritten

doch nichts Tüchtiges zu Stande zu bringen , halte ich es , das ganze Recht , die ganze Volksehre zu

fordern und die Grundſätze zu behaupten ; denn practiſch iſt es , dem Nationalrechte und der Ehre des

geſunden Verſtandes der Nation nichts zu vergeben , und die öffentliche Meinung für das ewig Rechte

zu wecken und zu erhalten . Ihr Sieg iſt dann ſtets eben ſo unwiderſtehlich , als des edeln Wilber⸗

force Sieg nach vieljährigen vergeblichen und doch nicht „ unpractiſchen “ Anträgen auf Aufhebung

der Negerſclaverei . Glaubte übrigens unſere hohe Regierung durchaus , uns jetzt nur öͤffentliches An⸗

klageverfahren und noch nicht das Schwurgericht gewähren zu können , nun ſo nehme ich Abſchlagszah⸗

lungen von ihr an , nehme fte mit Dank auf ſo lange an , bis ihr Standpunet beſſer und freier wird ,

um freiwillig das Ganze , was Recht iſt , zu geben , oder bis die unvermeidliche beſſere Erkenntniß erfolgt .

5) Mein fünfter Antrag geht auf eine Bitte :

„daß den Gerichten das uralte deutſche und natürliche Recht der Entſcheidung in den unter

dem Namen Adminiſtrativjuſtiz vorkommenden wahren Rechtsſtreitigkeiten , ſowie über die

Streitfrage , was Juſtizſache ſei , wieder zurückgegeben werde . “

Wieder als Nachahmung der verderblichen napoleoniſch franzöſiſchen Einrichtungen in der ſchmach⸗

vollen Rheinbundszeit iſt uns die Einrichtung übrig geblieben , daß man die Juſtizverfaſſung und den

ſelbſtſtändigen Schutz der unabhängigen Juſtiz in allen Rechtsſachen verſtümmelte . Man überwies eine

Reihe wahrer Juſtizſachen unter dem Namen Adminiſtrativ - Juſtiz an die Verwaltungsbehörden , für

welche nun koſtſpielige Vermehrung ihres Perſonals und ihrer Einrichtungen nöthig wurde . Man nahm

zugleich den Gerichten das alte ewige Recht der Entſcheidung , ob ein ihren Schutz anrufendes Recht

wirklich ein Recht ſei , und ſchuf auf abermals koſtſpielige und verderbliche Weiſe neue befondere Admi -

niſtrativgerichte , um über die ſogenannten Competenzconfliete zu entſcheiden . So überall Verkehrtheit

um der Verkehrtheit , Beamte um der Beamten willen ! Aber auch hier , wie bei andern unglückſeligen ,

in neueſter Zeit manchen Miniſtern ſo ſehr behagenden Nachahmungen des napoleoniſchen und revolu⸗

tionirten Frankreichs blieben die armen Deutſchen wieder weit im Nachtheil , im Vergleich zu den Fran⸗

zoſen ſelbſt . Die Franzoſen hatten zum Schutz ihrer Adminiſtrativjuſtiz und ihrer Competenzconflicte

doch ihre große Oeffentlichkeit und Preßfreiheit , ihre gegen Winiſterwillkür kraftvolle Reichsverfaſſung

und auch große unabhängige Collegien und unabſetzbare Richter für die Competenzeonflicte . Das fällt

bei uns alles weg , und wer unſere Verhältniſſe kennt , der kennt außer der Vermehrung des Perſonals

Und der Koſten , der Geſchäfte , die zahlloſen Hemmungen , Rechtskränkungen und die Abhängigkeit des

Rechts von den betheiligten Verwaltungs - und Miniſterialbehörden , die ſo entſtanden . Der Abgeord⸗

nete Mittermaier begründete deshalb 1831 eine Motion auf Aufhebung der Adminiſtrativ-⸗Juſtiz

und um Bildung eines beſſern Gerichts über die Competenzeonflicte , als unfer Staatsminiſterium der

Natur der Sache nach ſein kann . Nach einſtimmiger Genehmigung des Mittermaier ' ſchen Antrags von

der Commiſſion und der zweiten Kammer und auch von der erſten Kammer erfolgte auch eine Adreſſe

an Se . Königl . Hoheit den Gr oßherzog ; ſie hatte aber bis jetzt kein Reſultat . Offenbar war wohl

die von Mittermaier vorgeſchlagene Einrichtung für eine beſſere Behörde zur Entſcheidung der Com⸗

petenzeonflicte ſchwierig und koſtſpielig . Deßhalb machte auch der Abgeordnete Sander am Landtag

1839 einen neuen Antrag auf eine anderweitige Einrichtung zur Beſeitigung des ſo ſtörenden Fort⸗



araow

w

5:

1

13

beſtandes der Entſcheidungen durch das Staatsminiſterium . Unzweifelhaft aber iſt hier die natürlichſte ,
wohlfeilſte , gerechteſte Einrichtung die , welche bis zur Auflöſung des deutſchen Reihs in ganz Deutſch —
land gemeinrechtlich war , die nämlich , daß die Gerichte ſelbſt über ihre Competenz rechtsgültig entſchie —
den , wie es ohne allen Schaden auch noch jetzt in mehrern deutſchen Ländern — namentlich in Heffen —

ſtattfindet . Dieſes iſt vollends das Natürlichſte und Unbedenklichſte , wenn alle Adminiſtrativ - Juſtiz
aufhört . Ein uſurpirender Eingriff der Gerichte in die Regierungsrechte iſt bei uns doch wahrlich nicht

zu beſorgen , zeigt ſich ſelbſt nicht einmal in Amerika bei Gerichten , denen die möglichſt ausgedehnte
ſpuveräne Richtergewalt auch in allen ſtaatsrechtlichen Dingen ausdrücklich übertragen iſt . Einzelne ,
gewiß ungefährliche Störungen hat die Regierung Mittel genug , für die Zukunft zu verhüten . Sie

werden hundertfach ſeltener und weniger verletzend ſein , als die jetzigen Störungen durch die Adminiſtrativ⸗
Juſtiz , als beſondere Behörden für die Competenzeonflicte . Vollſtändiger , unabhängiger Rechtsſchutz ,
das iſt das erſte , das heiligſte Gut des bürgerlichen Vereins .

6) Mein ſechster Antrag geht auf eine Bitte :

„ um Einführung volksmäßiger Friedens - oder Vergleichsbehörden zur

Verminderung der ſich täglich mehrenden , verlängernden und koſtſpieliger werdenden , ſo
unendlich verderblichen Proceſſe . “

Vollends ſeit der neuen Prozeßordnung und weil ihr mündliches Verfahren von unſern Richtern
nicht begünſtigt wird , ſteigt dieſes Uebel noch täglich und hat den Punct erreicht , daß für viele beſon —

nene Bürger aller Rechtsſchutz für einen Vermögenswerth unter 30 — 50 fl. faſt ganz aufgehört hat ,

indem ſie die langen , koſtſpieligen und doch ſtets fo unſichern Proceſſe für dieſelben nicht riskiren mögen .
Schon auf dem Landtage 1837 begründete ich deßhalb einen Antrag auf ſolche , nach den höchſt erfolg —
reichen Vorgängen in vielen andern Ländern , durch das Vertrauen der Bürger zu erwählende Ver —

gleichsbehörden . Die Commiſſion der zweiten Kammer , die erſte Kammer , Alle traten mit einſtimmigem
Beifall bei , und eine Adreſſe gelangte in Folge ſo ſeltener Einſtimmigkeit an den Thron . Auch in dem

Qande Hatte man , wie Kammermitglieder und Petitionen verſicherten , dieſen Antrag mit Freuden be —

grüßt . Selbſt der Herr Präſident des Juſtizminiſteriums mußte die Einrichtung als wohlthätig aner —

kennen . Unkoſtſpielig , ungefährlich in jeglicher Weiſe war ſie dazu . Aber bei der mehr als ſtoiſchen
Unempfindlichkeit , mit welcher in der Reactionszeit die Herren Miniſter oft die Anträge der Kammern

auf Erleichterung des Volks oder auf Verbeſſerungen ſeiner Einrichtungen unbeachtet zur Seite ſchoben ,
blieb auch dieſer Antrag beider Kammern völlig unbeachtet . Es half auch nichts , daß auf dem nächſten
Landtage viele Petitionen , daß der Gemeinderath der Stadt Müllheim , daß die Gemeinderäthe von

21 Gemeinden des Amts Müllheim um die Einführung der Einrichtung , als um eine dringende große

Wohlthat baten , daß die zweite Kammer , jetzt , ſowie auch auf ſpätern Landtagen , einſtimmig ihre
frühern Wünſche wiederholte . Nicht einmal eines ernſthaften Grundes , warum dieſe einſtimmigſten ,
gerechteſten , billigſten Wünſche des Landes und beider Kammern ſo gänzlich unbeachtet blieben , würdigte
uns bei jener ſtoiſchen Unempfindlichkeit der Herr Chef des Juſtizminiſteriums . Dennoch wiederhole ich

jetzt , mit Beziehung auf die frühern Ausführungen , die der Artikel „Friedensgerichte “ im Staatslexikon

ergänzt , den frühern Antrag .
7 ) Mein ſiebenter Antrag , in Beziehung auf die Civilverwaltung endlich , geht dahin :

„ daß durch Einführung einer zweckmäßigen volksmäßigen Landraths - oder Kreisrathseinrich —⸗

tung dem Volke , ähnlich , jedoch in groͤßerm Maaße als durch die würtembergiſchen Ober —

amtsverſammlungen , oder die preußiſchen und baieriſchen Kreis - und Landrathseinrichtungen ,
eine gewiſſe Theilnahme in Beziehung auf die Provincialverwaltung , ein Recht zur Bera —

thung und Bewilligung provincieller Einrichtungen , Straßen , Lehr - , Arbeits - und ähnlicher

Anſtalten , und ein Recht der Bitte , Beſchwerde und Controle in Beziehung auf die amt -

liche Provincialverwaltung eingeräumt werde . “

Auch dieſer Antrag wird nach dem Bisherigen keiner weitern Begründung bedürfen . Zu oft iſt
in dem Saale der zweiten Kammer , und in vielfachen Beziehungen , in Beziehung namentlich auch auf

die ſchwierigen Angelegenheiten des Straßenbaues und anderer Verwilligungen aus der Staatscaſſe für

provincielle Zwecke , der Wunſch nach einer ſolchen Einrichtung ausgeſprochen und begründet worden .

Ein zu natürliches , nothwendiges und volksmäßiges Mittelglied zwiſchen der Gemeinde und der Stände —
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verſammlung bildet eine ſolche Behörde , wie faſt alle eonſtitutionellen Staaten unter verſchiedenen Namen

fie haben . Zu unnatürlich und verderblich iſt ' s, wenn die Verwaltung der wichtigſten Intereſſen und

Rechte der Bürger lediglich von entfernt wohnenden ſtudirten Regierungsbeamten in verſchloſſenen Stuben

berathen und entſchieden werden , und die übrigen Bürger nur paffiv bleiben . Auch ſcheinen die Haupt —

grundſätze über dieſe Einrichtung einfach , und eine lehrreiche Abhandlung eines erfahrnen Staatsmanns

im Artikel „ Provincialſtände “ im Staatslerikon hat dieſelbe noch beſonders in ' s Klare geſetzt. Dieſe

übrigens wie alle andern Einrichtungen würden ihre Hauptlebenskraft und ihren Schlußſtein in einer

freien potitiſchen Preſſe finden ; doch freue ich mich herzlich , Ihnen verſprechen zu dürfen , dağ Der Ab -

geordnete Sander einen beſondern Antrag auf dieſes große Hauptrecht begründen wird . Er wird

Ihnen wohl auch nachweiſen , daß auch dieſes politiſche Hauptrecht , dieſes Aug und Ohr für alle geſell⸗

ſchaftlichen Beſtrebungen , ſowie es vorzüglich das reiche mächtige Britannien veranſchaulicht , neben der

Förderung der moraliſchen , geiſtigen und politiſchen Intereſſen die größten materiellen Vortheile mit

ſich bringt , viele theure Controlen erſpart , und meiſt zehnmal wirkſamere giebt , zahlloſe Verletzungen

verhindert , und materielle , induſtrielle und commereielle Entwickelungen fördert .

Doch vielleicht über einen Punct fordern Sie von mir , rückſichtlich aller von mit Hier beantragten

Verbeſſerungen der Civilverwaltung , noch einen Beweweis , nämlich darüber , daß ſie zugleich öcono —

miſch vortheilhaft ſind , oder die Laſten der Bürger erleichtern würden . Rückſichtlich der Beſchränkung

der Anſtellungen , Gehalte und Penſionen indeſſen , welche alle Anträge , und zunächſt die beiden erſten

Anträge über den Normaletat und das Dieneredict zum Gegenſtand haben , iſt die Sache klar . Klar iſt

insbeſondere auch der Satz : „ Je weniger Beſoldungen , um ſo weniger Penſionen ! “ Auch das öffent⸗

liche und mündliche Criminalverfahren und das Schwurgericht verkürzen die Proceſſe und Verhaftungen ,

reduciren ſie von Jahren auf Monate und Wochen . Vor faum 14 Tagen laſen wir den Mordanfall

auf die Königin von England . Ein wichtiger Kriminalproceß , vollends ein Hochverrathsprozeß , Dauert

in Deutſchland mit all ' ſeinen furchtbaren Apparaten im Gefolge 3 bis 8 Jahre ; 3 bis 8 Jahre —
oft mit geheimer Haft und furchtbaren Inquiſitionstorturen . In England brauchte es keine 14 Tage ,

ſo hatte , nach ſorgfältigem Vorverfahren und bei aller Freiheit der Vertheidigung , ja ohne geheime

Haft , der Verbrecher vom großen Schwurgericht ſein Urtheil über Verſetzung in Anklageſtand , und

vom kleinen Schwurgericht ſein Todesurtheil . So werden neben den furchtbaren Laſten und Leiden der

Angeſchuldigten , vollends der ſchuldlos Verhafteten , große Koſten für vermehrtes Gerichtsperſonal ,
Gefängniſſe , Proceßverfahren erſpart . Die Erſparniſſe der Bürger an Prokeſſen und der Staatscaſſe
an Richterperſonal durch zweckmäßige Vergleichsgerichte ſind ebenfalls klar . Die Befreiung der Admi⸗

niſtratiobehörden von der Adminiſtrativjuſtiz , die Ergänzung der Verwaltung und Verwaltungscontrole
durch die Landräthe würden das Adminiſtrativperſonale zu vermindern geſtatten . Die durch Mitwir⸗
kung des Volks und durch Oeffentlichkeit vermehrte Controle würden eine wohlthätige , Zeit und Koſten

erſparende Verkürzung der Geſchäfte erlauben . Sie würden insbeſondere erlauben , ſowie die Juſtiz⸗
appellationen , ſo auh die Verwaltungsrecurſe , allermeiſt auf zwei Inſtanzen zu beſchränken . So würde

es zugleich bei Minderung der Geſchäfte , wie der Laſten und Koſten , für die Bürger möglich ſein ,

unfere vier Kreisregierungen , die jetzt ein Beamtenheer von 82 Dienern bilden und jährlich 115,600fl .

koſten , vielleicht bei jeder Regierung auf einen Director , zwei Räthe und die angemeſſenen Canzlei⸗
perſonen zu reduciren . 1831 kündigte ich eine Motion auf Aufhebung dieſer ſo theuern und ſchwer —

fälligen Regierungscollegien an , und hatte die Freude , alsbald zwei derſelben fallen zu ſehen . Eine

weitere Beſchränkung würde heute noch heilſam ſein . Ein Mißſtand bei dieſen achtbaren Behörden wird

es ſtets bleiben , daß ihre Geſchäfte zum Theil in einem theuern , verzögernden Brieftragen beſtehen , in

einem Einberichten über die Berichte der Unterämter , ohne daß die Regierungsherren ſelbſt hören und

ſehen , und ſo , daß das Miniſterium auch ohne ihre Dazwiſchenkunft viele Sachen , die doch zu ihm

gelangen , auf Vortrag der ſelbſt hörenden und ſehenden Unterbeamten und der Parteien wohlfeiler und

kürzer entſcheiden könnte .

Nur endlich in Beziehung auf die Trennung der Adminiſtration von der Juſtiz — da hat man

die Freunde derſelben häufig durch eine angebliche große Koſtenvermehrung ſchrecken wollen . Dabei

hatte man denn wiederum nur allzu complicirte neue Beamteneinrichtungen im Sinne . Unſer Nachbar⸗

land Würtemberg aber liefert uns ein großentheils muſterhaftes Beiſpiel , wie dieſe Trennung und die
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neue Einrichtung der Juſtlze und Adminiſtrativämter nicht bloß hoͤchſt heilſam und ungleich beſſer , ſon —
dern wohlfeiler als unſere jetzige verkehrte gemiſchte Einrichtung bei uns beſtehen könnte . Würtemberg
hat 64 Oberämter und in jedem Oberamt völlig getrennt einen Oberamtmann für Policei und Ver⸗
waltung , und einen Oberamtsrichter für die Juſtiz . Das Oberamtsgericht aber bildet ein vollſtändiges
richterliches Collegium , beſtehend aus dem Oberamtsr ichter , einem ſelbſtſtändigen rechtsgelehrten
Actuar und aug drei Bürgern mit entſcheidenden Stimmen bei der collegialen richterlichen Ent —
ſcheidung . Dieſe Einrichtung hat ſich nun ſeit vielen Jahren nach dem Urtheil des Landes , der Regie-
rung und der Stände fo vortrefflich practiſch bewährt , daß noch im vorletzten Landtag die zwei Kammern
und die Regierung die Competenz dieſer Gerichte bedeutend und bis auf zweijährige Freiheitsſtrafe in
Criminalſachen erweiterte . Und nun vergleiche man ein Mal mit einem ſolchen würtembergiſchen ein
badiſches Tribunal erfter Inſtanz , ein badiſches Tribunal , vielleicht beſtehend aus einem einzigen , un⸗
erfahrenen , abhängigen , jeden Augenblick willkürlich entlaßbaren jungen Rechtspractikanten ohne ſelbſt⸗
ſtändigen Aktuar . Wird man lieber ihm und ſeinem Protocolle jahrelange geheime Verhaftung und
Inquiſition , wird man ihm lieber Freiheit , Ehre und Leben , und in Civilproceffen fein Vermögen anz
vertrauen — oder lieber dem ſtets collegialiſch vereinten würtembergiſchen Gerichtshof ? Schon die
erſte Bedingung der Würde für ſo wichtige richterliche Functionen , die man ſtets für Attribute höhern ,
wenigſtens erfahrnen Alters hielt , iſt hier ſo verletzt , daß kein Ausländer ſolche Einrichtungen , wie
bei uns , auch nur begreifen kann . Ein ehrbarer Schweizer , der neulich vor einem badiſchen Gerichte
fein Recht vertreten ſollte , trat in die Amtsſtube , blieb aber harrend ſtill , und als ihn ein ſolcher jun⸗
ger Rechtspractikant zur Vornahme ſeines Rechtsgeſchäfts aufforderte , fragte er erftaunt : ja , wo find
denn die Herren Rihter ? Und nun : Diefe würtembergiſche Einrichtung einer wohlgetrennten und
wohleingerichteten Juſtiz und Adminiſtration könnten wir nach der Vergleichung der neueſten würtem⸗
bergiſchen und badiſchen Budgets in Baden haben , könnten wir längſt haben , nicht etwa mit einer
großen Koſtenvermehrung — nein , um beinahe 100,000 fl. jährlich wohlfeiler ! Würtemberg , das
in Bevölkerung und Flächenraum ein volles Viertheil größer iſt als Baden , hat nur 64 Ober⸗
ämter mit 128 Beamten , mit einer Beſoldung von 179,200 fl . , während Baden 80 Aemter hat mit
170 Beamten , welche , ohne die Actuare und Rechtspractikanten , 229,000 fl . koſten . Zieht man nun
von der würtembergiſchen Summe ein Viertel mit 44,550 fl. ab , ſo bleiben 134,700 , alſo 94,400 f .
weniger , als unſere jetzige Einrichtung . Die würtembergiſchen Aktuare , deren nur einer bei jedem Ober⸗
amt und Oberamtsgericht iſt , jeder mit 500 fl . , werden noch nicht ſo viel koſten , als unſere Actuare
und Rechtspractikanten .

Meine Herren ! Ich empfehle Ihnen meine ſämmtlichen Anträge auf eine volksmäßigere ,
conſtitutionellere , mehr ſichernde und wohlfeilere Militär - und Civilverwal⸗
tung . Meine Vorſchläge fördern die allerwichtigſten Intereſſen des Volks , die Volksmäßigkeit und
Freiheit ſtatt der Kaſtenherrſchaft , Wehrhaftigkeit und Sicherheit des Vaterlandes , gute Juſtiz und
gute Verwaltung . Sie bezwecken große Erſparniſſe da , wo es gilt , da , wo gerade unſere größten
Ausgaben ſind : Militär , Beſoldungen und Penſionen . Dieſe Vorſchläge ſind nicht unpractiſch , ſon⸗
dern vom Land , von den Kammern , von der Regierung feit zehn und zwanzig Jahren als heilſam und
nothwendig anerkannt . Sie ſind ſämmtlich bereits in vielen Staaten verwirklicht , nicht bloß bei den
freien europäiſchen Nationen , ſondern ſämmtlich auch in deutſchen Staaten . Und wo ſie verwirklicht
ſind , da haben ſie ſich bewährt , da ſind ſie die Freude , der Stolz des Landes , ſo wie z. B. die Land⸗
wehr in Preußen , Oeffentlichkeit , Mündlichkeit und Schwurgericht in allen Rheinlanden , die Trennung
der Adminiſtration von der Juſtiz in Würtemberg . Der Geiſt unſerer Nation fordert ſie als altes Recht ,
als Tilgung großer Schuld einer unheilvollen Vergangenheit . Dieſer wiedererwachte Nationalgeiſt wird .
nicht nachlaſſen in ſeinen Forderungen , bis ſie erfüllt ſind , und die Erfüllung wird , wie der Kauf der
ſybilliniſchen Bücher , mit jedem Zögern theurer werden . Dieſer Geiſt unſerer , aus langer Schmach ſich
wieder erhebenden großen Nation geht , gleich jenem königlichen Geiſte in Hamlet , ein guter Minirer ,
unter der Oberfläche der wechſelnden Tageserſcheinungen ſeinen ernſten Gang . Er ſetzt ſeine Mahnun⸗
gen ſo lange fort , bis die Schuld getilgt , das heilige Recht des Vaterlandes hergeſtellt iſt . Seien die
Söhne und Vertreter des Vaterlandes kräftiger in dieſer Herſtellu ng , als jener Königsſohn es war ,
fo wird ſie erfolgen ohne tragiſchen Untergang !
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Erlauben Sie mir , den einen Grundgedanken meiner acht verſchiedenen und doch einheitlichen ||

Anträge mit den Worten eines Der ruhmvollſten und edelſten aller Staatsmänner , mit den Worten |

deg Freiheren v. Stein Ihnen an ' s Herz zu legen . Er ſpricht in feinem politiſchen Teſtamente von |

der Urſache des furchtbaren preußiſchen Unglücks 1806 und von den Mitteln neuer Herſtellung und |
dauernder Größe . Er ſieht da8 Mittel in einem in allen Theilen der Geſellſchaftseinrichtung freien und

öffentlichen Zuſammenwirken des Volks und ſeiner Vertreter mit den militäriſchen und bürgerlichen
|

Regierungsbeamten , die in dieſem Zuſammenwirken unentbehrlich und wohlthätig ſind , die

ohne dasſelbe aber , der Natur der Dinge und der Geſchichte nach , zuletzt in Verderben und Kaſtengeiſt

fallen und dann als eine verdorbene , kaſtenmäßige Bedientenclaſſe zuerſt ſervil , dann treulos gegen

den Herrn ſtets das Volk unterdrücken und das Mark des Landes ausſaugen . Die Worte jenes herr⸗

lichen Mannes aber ſind : „ Wir werden von beſoldeten , bu chgelehrten , intereſſe - und

eigenthumloſen Bureauliſten regiert . Das geht , ſo lange es geht . Dieſe vier Worte enthalten den

Geiſt unſerer und ähnlicher Regierungsmaſchienen. Beſoldet , alſo Streben nach Erhaltung und

Vermehrung der Beſoldeten und der Beſoldungen ; buchgelehrt , alſo lebend in der Buchſtabenwelt,

und nicht in der wirklichen ; intereſſenlos , alſo alle Bewegungen des Eigenthums treffen ſie nicht .

Es regne oder ſcheine die Sonne , die Abgaben ſteigen oder fallen , man zerſtöre althergebrachte Rechte

oder laſſe ſie beſtehen — alles das kümmert fie nicht . Gie erhebew ihren Gehalt aus der Staatscaſſe

und ſchreiben — ſchreiben im Stillen in ihren mit wohlverſchloſſenen Thüren verſehenen Bureaux , un⸗

bekannt , unbemerkt , ungerühmt , und ziehen ihre Kinder wieder zu gleich brauchbaren Staatsmaſchinen

s

auf . — Eine Maſchinerie , die militäriſche , ſah ich fallen 1806 , den 14 . Oetober . — Hoffentlich

werden auch die Schreibmaſchinen ihren 14 . October haben . — Das iſt das Gebrechen des theuern

Vaterlandes : Beamtengewalt und Nichtigkeit ſeiner Bürger . — Wie über die Krankheit , ſo iſt auch

über das Heilmittel für die Vaterlandsfreunde kein Zweifel : Oeffentlichkeit heißt es und wahre ( überall

durchgehende ) Vertretung . “

Begründung der Klotion des Abgeordneten v . Itzſtein,
die

von den Herren Miniſterialchefs nach der letzten Auflöſung der Kammer

erlaſſenen Circularſchreiben betreffend .

Ich habe die Pflicht übernommen , die von den Herren Miniſtern nach Auflöſung der Kammer

erlaſſenen wier Circularſchreiben , die neuen Wahlen betreffend , mit den damit in enger Verbindung

ſtehenden Verfügungen lich ſchweige über den Erlaß , die Urlaubseinholung vor der Annahme der Wahlen

betreffend ) , in heutiger Sitzung zur Sprache zu bringen und die geeigneten Anträge zu ſtellen .

Es dürfte dieſer Gegenſtand wohl in mancher Hinſicht der wichtigſte ſein , über welchen die gegen⸗

wärtige Ständeverſammlung zu berathen und zu beſchließen hat ; denn er berührt die höchſten Intereſſen

des badiſchen Volkes und betrifft eines ſeiner edelſten Rechte , die durch die Verfaſſung ihm gewährte

koſtbare Wahlfreiheit , welche durch die miniſteriellen Reſeripte und die daraus gefloſſenen Anordnungen

angegriffen wurde . Wie ich ſchon früher in dieſem Saale ausgeſprochen habe , ſind dieſe Circulare die

eigentliche Quelle der allgemeinen und beiſpielloſen Wahlbeherrſchung , welche ſich alsbald nach Aus⸗

ſchreibung der neuen Wahlen gleichförmig über alle Theile des Landes ausgebreitet hat ; eine Wahlbeherr —

ſchung , wie ſie nod in feinem Staate , trog mancher Vorbilder , vorgekommen iſt , wie ih ſie aber auch ,

nachdem ich das Jahr 1831 in Baden erlebt und in den Miniſterialreſcripten vom 26 . November 1830

die edle Sprache der Regierung gegen die Einwirkungen in die Wahlen , ſodann in den Kammerdebatten

von 1831 jene denkwürdigen Worte eines badiſchen Miniſters gegen jede Beamtenwahlbeherrſchung ver —



nommen hatte , von der nämlichen Regierung für ganz unmoͤglich gehalten habe . Denn damals ſagte
die Regierung in dem erwähnten Erlaſſe :

„ Schon in den erſten Augenblicken , in welchen Se . Königl . Hoheit , der Großherzog , nach dem
Willen und unter dem Schutze der Vorſehung die Regierung des Großherzogthums angetreten , haben
Höchſtdieſelben die feierliche Zuſage ertheilt und öffentlich verkündet , die Verfaſſung des Landes heilig
halten zu wollen . “

„Dieſe Zuſage ging aus der innern Ueberzeugung hervor , daß Se . Königl . Hoheit mit der Regie -
rung des Landes zugleich die Verpflichtung übernommen hatten , die Verfaſſung desſelben nach ihrem
Inhalte und Zwecke wahrhaft und treu zu erfüllen . — Hiernach konnte die großherzogliche Regie -
rung auch nicht den Gedanken hegen , die Staatsbürger des Großherzogthums in einem der wichtigſten
Verfaſſungsrechte zu beſchränken , oder auf die Wahlen zu Gunſten oder zur Ungunſt irgend einer Per -

ſon , durch welche Mittel es auch ſei , einzuwirken . “
„ Im Gegentheil , es iſt ihr Wille , daf auf vie einzelnen Wahlen von Geiten der Regierungsbeamten

weder mittelbar noch unmittelbar eingewirkt werde . “

Um ſo größer war , bei der Erinnerung an diefe Worte der Regierung , denen ſie auch bei den

Wahlen von 1830 und 1831 treu geblieben ift , da8 allgemeine Erſtaunen , welches die Erſcheinung der

miniſteriellen Briefe erzeugte , um ſo ſchmerzlicher ihr Eindruck , um ſo mehr verglich man die Vergangen —
heit mit der Gegenwart , die Sprache und Haltung der Regiernng von 1830 mit den Cireularſchreiben
von 1842 , die Wahlen von 1830 und 1831 mit der von den Miniſtern dictirten Wahlbeherrſchung
von 1842 ! !

Und doh vermag der Freund deg Vaterlandes , obſchon er Tadel und Mißbilligung über die eben

ſo verderblichen als beklagenswerthen Maaßregeln ausſprechen muß , nicht zu verkennen , daß die nämlichen

Maaßregeln einen mächtigen und höchſt wohlthätigen Einfluß auf das Volk übten , daß ſie ihm plötzlich
klar machten , um was es ſich handle , und dasſelbe , indem ſie ihm deutlich genug die Lehre zuriefen :
„ das Volk , welches auf ſeiner koſtbaren Verfaſſung ſchläft , verdient ſie nicht und

wird ſie verlieren, “ zur thätigen und kräftigen Ausübung ſeiner verfaſſungsmäßigen Rechte an —

ſpornte .
Aber die Schöpfer der Circularſchreiben Hatten niht die Abſicht , eine ſolche Wirkung hervorzu —

rufen . — Es war dies für ſie ein nicht berechneter und bei gänzlicher Verkennung der wahren Volks —

ſtimmung ein von ihnen gar nicht moglich gehaltener Erfolg .
Sie wollten der Wahlfreiheit entgegentreten ; das zeigen Geiſt und Wort ihrer offenen Briefe , das

zeigen ihre Befehle an die Beamten und Diener bis auf den unterſten hinab , und alle ihre ſonſtigen Ver⸗

fügungen . Eines Dankes für die guten Wirkungen ihrer Cireularien bedarf es daher nicht . Nach der

Auflöſung der Kammer war ein Manifeſt der Regierung an das Volk zu erwarten . Ein Manifeſt , das

die Gründe entwickelt haben würde , aus denen von der Regierung die Auflöſung für nöthig erachtet
wurde und welches auch zugleich zu zeigen geſucht hätte , daß und warum mit der aufgelösten Kammer

die Arbeiten nicht mehr mit Erfolg fortgeſetzt werden konnten und eben deßwegen das Volk eine neue
Kammer zu wählen habe .

Ein ſolches Manifeſt erſchien aber nicht ; denn einige , bald nach der Auflöſung von der Calsruher
Zeitung gelieferte Artikel , tadelnd die Majorität der zweiten Kammer und ihre Beſchlüſſe , wiederholend
dabei das in den Kammerſitzungen Geſagte , dürfen nicht dafür angeſehen werden . Dagegen brachte die —

ſelbe Zeitung am 7. und 8. März in mehr als halbofficieller Form die vier Circularien der Miniſter ,

unterzeichnet von jedem einzelnen derſelben . Aber ! in dieſen Briefen redete nicht die Regierung zu dem

Volke , ſondern der einzelne Miniſter zu ſeinen untergebenen Beamten , und nicht die Regierung ſprach
Tadel aus gegen die aufgelöste Kammer , ſondern abermals waren es die einzelnen Miniſter , welche ,

zu ihren Beamten gewendet , herbe Beſchuldigungen und Vorwürfe gegen die Mehrheit der zweiten Kanz

mer über beſtändige Angriffe auf die Rechte der Krone , über ehrſüchtige Anmaßungen und fruchtloſe ,

zeitraubende , koſtſpielige Kämpfe u. ſ. w. ſchleuderten . Ein Schritt , wozu nach meiner Anſicht die

Miniſter , trotz ihrer hohen Stellung , als einzelne Männer gegen Abweſende , denen noch überdieß die

Niederdrückung der Preſſe die Vertheidigung gegen ſolche Angriffe unmöglich machte , nie befugt fein
konnten .
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Doch nicht die Form dieſer Cireularien iſt es , noch ſind es die darin enthaltenen Vorwürfe , gegen

welche ich mich erhebe , denn über dieſe hat die öffentliche Meinung längſt abgeſprochen . Es iſt vielmehr

der Hauptinhalt der Miniſterſchreiben , es ſind die Weiſungen und Vorſchriften an ſämmtliche Staats⸗

und Kirchendiener , ſelbſt an den Lehrerſtand , um mit allem Eifer und Kraft , mithin auch mit den Kräften

des öffentlichen Dienſtes , im Sinne der Regierung auf die Wahlen , und zwar auf die Wahlen erſter

ſteht , auf geſetzlichem Wege und um dadurch die Freiheit der Wahlen zu ſichern . i

Damit ader dieſes Einwirkungsſyſtem gleichförmig durchgeführt werden und in jede Hütte dringen

könne , erhielten die untern Diener , namentlich die zu dieſem Zwecke mißbrauchten Gendarmen , Zollgarden , Jä —

ger , Hatſchiere , Amts - und Polizeidiener ꝛc. , gedruckte Anweiſungen , auf deren Grund hin nun die Bürger

| yon diefen Leuten nicht felten Belehrungen über ihre Wahlrechte und Pflichten , aber auch die Bezeich —

nung der zu wählenden Candidaten vernehmen mußten . Alles wieder , um die Freiheit der Wahlen zu

ſichern . Aber noch eine Hauptmaaßregel mußte wirkſamen Schrecken verbreiten , gang geeignet , die ab -

hängigen Staatsdiener fügſam und geſchmeidig zu machen . Es ſind dies die zu gleicher Zeit erfolgten

und nach der Verſetzung des Oberhofgerichtsraths Peter abgemeſſenen Verſetzungen dreier Staatsdiener ,

welche in der Kammer nach ihrem Eide , Gewiſſen und ihrer Ueberzeugung ſtimmen zu müſſen geglaubt

haben , Verſetzungen , welche allgemeine Mißbilligung und Unwillen im gangen Lande , ſelbſt bei Mini⸗

ſteriellgeſinnten , erzeugten .
Denn klar lag es vor , daß damit weder da Wohl wes Landes gefördert , noh die Kenntniſſe und

geiſtigen Kräfte der verſetzten Männer zweckmäßig benutzt wurden . Wohl aber ſind vorzügliche Talente

dem Staatsdienſte ganz und theilweiſe entzogen , und durch die größern Beſoldungen , welche die aus

obern Collegien Verſetzten auf die für ſie ausgeſuchten niedern Amtsſtellen mitbrachten , die zur Beſſer⸗

ſtellung jüngerer Beamten bewilligten Gelder zum großen Theile nutzlos zerſplittert worden . Es gehört

übrigens nur einige Kenntniß des Menſchen dazu , um einzuſehen , daß Mittel dieſer Art einen mächtigen

Eindruck auf ſchwache , abhängige und ängſtliche Männer machen müſſen , und daß auf dieſem Wege

dem von den Miniſtern erlaſſenen Aufgebote aller Diener zur Einwirkung auf die Wahlen eine verſtärkte

Kraft verliehen wurde . Die Staatsbeamten , ohgleich durch die Reſcripte den Bürgern als Regierungs -

partei gegenüber geſtellt , mußten gehorchen . Die Regierungsdirectoren begannen ihre Rundreiſen zu

den Beamten ; manche ſogar zu den einzelnen Wahlmännern , wie zu den von ihnen verſammelten . Die

Beamten ihrerſeits wanderten in ihren Bezirken herum und luden in ihrer Eigenſchaft als Beamte Ur⸗

wähler und Wahlmänner ein , um ſie nach den erhaltenen Inſtructionen für miniſterielle Wahlen zu

bearbeiten: 3

Alle Kräfte wurden angeſpannt , auch die niederſten Diener dazu benutzt , alle Triebfedern in Bewe⸗

gung geſetzt , ſogar Beſuche zu den Frauen einzelner Wahlmänner nicht verſchmäht , um die Majorität

der aufgelösten zweiten Kammer um jeden Preis aus den Wahlen zu entfernen , und eine miniſterielle

Mehrheit moͤglichſt durch Beamtenwahlen zu erhalten .

An die Seite dieſer wohlorganiſirten Macht trat endlich auch noch die Preſſe , welche ausſchließlich

der Miniſtergewalt zu Gebote ſtand , und keine Silbe aufnehmen durfte , welche vielleicht die amtlichen

Einwirkungen auf die Wahlen gerügt , das Volk über ſeine Rechte belehrt und ſchmähliche Angriffe auf

einzelne der frühern Deputirten zurückgewieſen hätte .

Ich überlaſſe die Anführung einzelner betrübender Einwirkungen auf die Wahlen der Discuſſion .

Aber e8 gehört zu dem Vilde der ſtattgehabten Wahlbeherrſchung , hier allgemeine Umriſſe derſelben

zu geben.
Nachdem faſt in alen Bezirken die Majoritätder frühern Kammer bei dem Volke verdächtigt worden

war , und man ſogar einzelne Mitglieder derſelben bezeichnet Hatte , welche in keinem Falle gewählt werden

ſollten und durften , tiep man e auch niht an Drohungen und Einſchüchterungen der verſchiedenſten Art

fehlen . Selbſt Drohungen von Entlaſſung niederer Angeſtellten fanden ſtatt , wenn ſie nicht die ihnen

auf den zugeſtellten Zetteln bezeichneten Wahlmänner wählen würden .

Den Drohungen zur Seite traten Schmeicheleien und Verſprechungen von Vortheilen für Stadt

und Land ohne Ziel und Maaß , und alle kleinen und großen Einwirkungsmittel , wie ffe auch heißen

mögen , um die miniſteriellen Candidaten durchzuführen .

|
und zweiter Claſſe , alſo auch auf die Urwahlen einzuwirken , jedoch , wie freilich nur in den Cireularien

|

— .
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Koͤnnten wirklich ſämmtliche , zu dieſem Zwecke gemachten Drohungen und Verſprechungen in Er —

füllung gehen , ſo dürfte faſt kein Amts - und kein Forſtamtsſitz im ganzen Lande auf ſeiner Stelle bleiben .
Sie müßten alle , ohne Rückſicht auf das Wohl des Staates und der Bürger , ohne Rückſicht auf den

dadurch entſtehenden ungeheuern Koſtenaufwand verlegt werden , und Gleiches müßte geſchehen mit den

Gerichtshöfen und Garniſonen . Straßen , nach allen Richtungen hin , wären neu anzulegen , Eiſenbahnen
in den wunderbarſten Krümmungen zu bauen , um Wort zu halten . —

Eine der betrübendſten Erſcheinungen war aber die Drohung gegen manche Gemeinden und deren
ärmere Bewohner , ihnen das , obgleich nicht felten auf Beſitz und Urkunden beruhende Streu - und Holz -
leſen , oft das einzige Mittel zu ihrer und ihres Viehſtandes Erhaltung , nicht mehr zu geftatten ; ferner die

Drohung an die Arbeiter , fie fortzuſchicken , an die Handwerker , ihnen die Kundſchaft zu entziehen ,
wenn nicht die bezeichneten Wahlmänner gewählt würden , und als Beweis , wie bis in das Kleinſte ein —

dringend die Durchführung des Planes betrieben wurde , verdient die Thatſache Erwähnung , daß in

einigen Orten ſogar der Beſuch von Gaſthäuſern gewiſſermaßen den Nichtbürgern des Ortes unterſagt
wurde , weil der miniſterielle Candidat der Stadt unterlegen war , oder weil Verſammlungen liberaler

Wahlmänner dort ſtattgefunden hatten .
Wer nicht in dem Falle war , dieſe Erſcheinungen in der Nähe zu beobachten , wird ſie für un⸗

glaublich , ja unmöglich halten . — Aber , leider iſt das ganze Volk Zeuge derſelben geweſen , und wenn

ich auch gern zugeben will , daß Manches aus Hingebung und übertriebener Schwäche dieſes oder jenes
Beamten geſchehen iſt , was nicht in dem Willen der Regierung liegen konnte , ſo werden die vorgetra —
genen Andeutungen doch genügen , um zu der Ueberzeugung zu führen , daß nur die Circularien der

Miniſter und die merkwürdige Art und Weiſe ihrer Ausführung es waren , welche die vielen ſo verderb —

lichen Erſcheinungen über das ſonſt ſo glückliche Land herbeigeführt haben .
Das Volk war erſtaunt und tief ergriffen ob dieſer ungeheuern Wahlbeherrſchung . Es fand , ihm

unbegreiflich , in den Circularien die unverkennbare Aufforderung und Hindeutung , kein Mitglied der

Majorität der aufgelösten Kammer zu wählen . Es ſah zu dem Ende das ganze Heer der aufgebotenen
Diener und Angeſtellten , einſchließlich ſogar der nur zur Handhabung der öffentlichen Sicherheit beſtimm —
ten Gendarmerie , mit allen Mitteln und Kräften des öffentlichen Dienſtes ſich als Regierungspartei
gleichſam feindſelig gegenüber geſtellt . Es ſah ſich ausgeſetzt ſtets wiederkehrenden , nie endigenden Bear —

beitungen , Zudringlichkeiten , Schmeicheleien und Drohungen zu Gunſten der miniſteriellen Candidaten ,
und fühlte mit tiefer Kränkung die Gewalt , durch welche man die Bürger verhindern , ja ſogar mit Hand —

ſchlag , Wort und Unterſchrift , ohne Rückſicht auf eigene Ueberzeugung und den bei dem Wahlacte ab -

zulegende Eid , abzuhalten ſuchte , ihr verfaſſungsmäßiges Wahlrecht frei auszuüben .
War es alſo zu wundern , daß da , wo die Bürger kräftig genug waren , ſich durch ſolche organiſirte

Einwirkungen der Beamten nicht einſchüchtern zu laſſen , wo man die Stellung des Bürgers und ſeiner
Rechte erkannte ( und das war , gottlob ! der größere Theil des Landes ) , und daß ſelbſt auch da , wo die

Gemüther ängſtlicher waren , ein tiefer Unwille ſich ausſprach über dieſe noch nie erlebten Einwirkungen ,
über dieſe hundertfältigen und faſt unglaublichen Mittel zu dem vorgeſteckten Ziele , und über die in ſolcher

Behandlung ſich kundgebende Abwürdigung des Volkes , welches gleichſam als unmündig und unfähig ,
einen eigenen Willen zu Haben und fein guies Necht zu üben , von den Beamten am Gängelbande ge—⸗
führt werden folte ? Müffen niht die oberften Leiter diefer Bewegung einfehen , daf die Falle , wele

ſie den Staatsdienern aufgedrungen , und die feindſelige Stellung , in welche ſie dieſelben , groͤßtentheils
ihren Amtsuntergebenen gegenüber , gebracht hatten , das Vertrauen der Bürger zu dieſen Beamten und

zu ihrer Verfaſſungstreue gewaltſam zerſtören , daß es eine tiefe Kluft zwiſchen ſie legen , ſie alſo gänzlich
von einander trennen und in Regierungspartei und Volkspartei ſpalten würde ? Und war es nicht ſehr

natürlich , daß alle dieſe Schritte , daß die Zumuthungen und Verſprechungen , welche die Beamten fort —
während den Bürgern bezüglich auf die Wahlen machen mußten , auf die Moralität des Volkes höͤchſt
nachtheilig wirkten , daß ſie ſelbſt den Glauben an die Verfaſſungstreue der Staatsverwaltung ,— indem

fogar die Mitglieder aller Gerichtshöfe , die Richter , welche ihrer Stellung nach dem Wahlweſen ganz
fern bleiben ſollten , zur Einwirkung in dasſelbe aufgefordert worden ſind — nach und nach erſchütter —
ten ? Daß es aber , leider ! wirklich ſo gekommen , wird ein ungetrübter Blick auf das Land und die
kund gewordene Stimmung des Volkes beſtätigen . Und Demjenigen , der klar und unbefangen ſehen und
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hören will , bleibt kein Zweifel , daß in Folge der von mir angeführten Thatſachen auch das Vertrauen

des Volkes auf die Schöpfer der Circularſchreiben , auf die verantwortlichen Miniſter , ſelbſt geſunken iſt .

Meine Herren ! Die Wahrheit offen und ungeſchmückt auszuſprechen , machen Zeit und Umſtände zur

heiligen Pflicht . Daher fahre ich fort :

Ich fah im Jahre 1831 die Sonne der Freiheit hellleuchtend über Baden aufgehen ; ich ſah das

Land unter ſeinem edeln Fürſten blühend , das Volk zufrieden und dankbar , die Regierung im gedeih —

lichen Zuſammenwirken mit den conſtitutionellen Gewalten vorſchreiten zur Ausbildung der Verfaſſung

und zur Erlaſſung wohlthätiger , zeitgemäßer Geſetze . — Man beneidete Baden um dieſe glückliche Stellung !

Da wurde , hemmend und ſtörend , wie ein Blitz vom heitern Himmel , jene unſelige Urlaubsfrage

in das ruhige Land geſchleudert . Da erſchienen ein Jahr ſpäter die unheilbringenden Circularſchreiben der

Miniſter und die verderbliche Ausführung derſelben .

Und von da an leidet das Land ! Von daan fühlt ſich das Volk unbehaglich , tief aufgeregt ,

mißtrauiſch gemacht gegen ſeine Beamte und ſie fürchtend , mißtrauend gegen das Miniſterium , weil es

in deſſen , mit ſeiner Regierungserklärung vom 26 . November 1830 in dem grellſten Widerſpruche

ſtehenden Reſeripten mit Recht die Quellen ſeines jetzigen Zuſtandes erkennt und beklagt .

Und abermals ſpreche ich offen aus : Wenn je ein politiſcher Mißgriff und ein Unrecht gegen das

Volk von den Räthen der Krone geſchehen iſt , ſo war es die Erlaſſung jener Cireularſchreiben und die

ihnen gegebene Ausführung . Die ſchweren Folgen derſelben begründen meine Behauptung . Der Angriff

auf das koſtbare Recht der Wahlfreiheit , die verderbliche Scheidung der Staatsdiener und Angeſtellten

von dem Bürgerſtande , das geſunkene Vertrauen des Volks zu den Beamten und ſelbſt zu der oberſten

Verwaltung , die der Moralität des Volkes geſchlagene Wunde und der Unwille der Bürger über die dem

Volke durch die Wahlbeherrſchung zugefügte Schmach : wahrlich , meine Herren ! das ſind verderbliche

Krebsſchäden in einer Staatsverwaltung , welche noch vor wenig Jahren ſtolz ſein fonnte auf die Zufrie -

denheit , auf das Glück , auf das volle Vertrauen des Landes !

Die höchſte moraliſche Kraft wer Staatsverwaltung liegt in dem Vertrauen des Volkes zu ihr , —

wird dieſes geſtört oder geſchwächt , und das iſt geſchehen , wie auch der Erfolg der neuen Deputirten⸗

wahlen deutlich beurkundet , — dann iſt das Mittel , das unfehlbare Mittel verloren , den Staat gut und

gedeihlich mit Zufriedenheit des Volkes , mit bereirwilligem Zuſammenwirken aller Kräfte zu regieren .

Dann finden weder neue Geſetze noch irgend eine allgſemeine Verfügung der Verwaltung jene gute Auf⸗

nahme , welche unumgänglich nöthig iſt , um deren getreue Beobachtung und deren Fortbeſtand zu ſichern .

Dann iſt aber auch die weſentliche Grundlage einer guten und ſegenbringenden Verwaltung erſchüttert ,

und es bedarf kräftiger Heilmittel , um dem Fortſchreiten des Uebels zu ſteuern .

Die Kammer , meine Herren , als die Repräſentantin des Volks , iſt berufen , und hat die Pflicht ,

den Gebrechen der Verwaltung , ſo weit es an ihr iſt , kräftig entgegen zu treten .

Erkennt ſie in ihrer Mehrheit das Vorhandenſein ſolcher Uebel als ſchädlich fuͤr das Wohl des

Staats , ſo muß ſie ſich offen darüber ausſprechen . Dieſes erwartet das Volk von ſeinen Abgeordneten .

Deßwegen habe ich mich mit dem gegenwärtigen Vortrage an die verehrte Kammer gewendet , und ich

fühle die Verbindlichkeit , den Weg zu bezeichnen , welcher nach meiner Anſicht der geeignete wäre , um

der Pflicht für die Erhaltung der verfaſſungsmäßigen Wahlfreiheit des Volkes wie des Staatswohles zu

genügen .
Scy fenne den Umfang der Rechte diefer Kammer gegenüber pen verantwortlichen Miniftern , und

habe auh die Natur und den Umfang der Gebrechen , über welche ich klage , ſattſam erfaßt . Ich weiß ,

wie weit ich mit meinem Antrage gehen könnte , und daß nach dem Stande der Sache und nach dem

Ausſpruche des Volkes in ſeinen neuen Wahlen ein entſchiedenes Mißtrauensvotum vollkommen gerecht⸗

fertigt ift .

Aber , indem ih in die jüngfte Vergangenheit und in die nächſte Zukunft blicke , ohne die Gegen -

wart aus dem Auge zu verlieren , ſcheint es mir angemeſſen , mich auf folgenden Antrag zu beſchränken ,

welchen ich der verehrten Kammer zur Annahme vorlege .

„ Die Kammer erfennt in den Reſcripten der Miniſter , die neuen Wahlen betreffend , einen , den

Beſtimmungen und dem Geiſte der Verfaſſung widerſtrebenden Angriff auf die , durch die Wahl —

ordnung dem badiſchen Volke gewährte Wahlfreiheit .



Sie beklagt und ſieht in der Erlaſſung dieſer Reſeripte eine , den erſten Anforderungen einer

guten und weiſen Staatsverwaltung zuwiderlaufende Maaßregel , indem durch die darin enthaltene

öffentliche Aufforderung aller Staats - , Kirchen - und Schulbeamten , als ſolche , alſo mit den

Kräften und Mitteln des öffentlichen Dienſtes , auf die Wahlen in der ihnen angedeuteten Richtung
einzuwirken , alle dieſe Beamten in die Stellung einer , den Bürgern entgegengeſetzten Regierungs —
partei gebracht worden ſind , und zugleich in dem Lande eine beklagenswerthe Aufregung des Vol —

kes hervorgerufen wurde . ;̀

Die Kammer findet ferner , Daf die Art und Weife , mie diefe Maafregel ausgeführt worden ift ,

nicht allein höchſt verderblich auf die Moralität des Volkes einwirken mußte , ſondern auch das

Vertrauen der Bürger zu den Beamten weſentlich geſchwächt , zugleich aber auch zum großen Nach —

theile für die Staatsverwaltung den Glauben an deren Verfaſſungstreue und Geſetzmäßigkeit , mit —

hin eine Hauptgrundlage ihrer moraliſchen Kraft und Wirkſamkeit , erſchüttert hat .
Die Kammer ſieht ſich dadurch veranlaßt , ihre entſchiedene Mißbilligung wegen der bezeichneten ,

von den Miniſtern ausgegangenen Maaßregel und wegen der Art und Weiſe ihrer Ausführung aus⸗

zuſprechen und den deßfallſigen Beſchluß in ihrem Protocolle niederzulegen . “

Bericht der Commiſſion
NOT

die Motion des Abgeordneten v . Itzſtein , die von den Herren Minifterial -
chefs erlaſſenen Cireularausſchreiben wegen der Wahl der Abgeordneten

zur zweiten Kammer betreffend .

Erſtattet von dem Abgeordneten Sander .
— — —AH —2ů —

Nachdem in Folge des Beſchluſſes der zweiten Kammer vom 18 . Februar d. J . die vorige Stände —

verſammlung am 19 . Februar aufgelöst , und die Wahl der neuen Ständeverſammlung am 4. März
angeordnet worden war , erſchienen in der Carlsruher Zeitung vom 7. und 8. März d. S. Circular -

ausſchreiben der Vorſtände des Finanzminiſteriums , des Miniſteriums der auswärtigen Angelegenheiten ,
des Miniſteriums des Innern und der Juſtiz an ſämmtliche ihre untergeordneten Diener in Betreff der

Wahlen der Wahlmänner und der Abgeordneten zur zweiten Kammer —

Die Wichtigkeit dieſer Reſeripte an ſich , die daraus entſprungene Wahlbeherrſchung bewog den

Abgeordneten v. Itzſtein , die Reſeripte zum Gegenſtand einer in der Sitzung vom 1. Juli entwickelten

Motion und eines damit verknüpften Antrags zu erheben , welcher nach vielſeitiger Unterſtützung ein —

ſtimmig in die Abtheilungen gewieſen wurde . Die von den Abtheilungen gewählte Commiſſion wurde

durch vier Mitglieder aus der Kammer verſtärkt . Sie hat mich zum Berichterſtatter gewählt , und ich

habe nunmehr die Ehre , Ihnen das Ergebniß ihrer Berathungen vorzutragen .
In einer Monarchie mit Volksvertretung bildet die Ständeverſammlung das hauptfächlichſte Organ ,

durch welches das Volk ſeine ihm verfaſſungsmäßig zuſtehenden Rechte ausübt . Mag man nun über den “

zu verwilligenden und den wirklich verwilligten Umfang dieſer Rechte ſtreiten , wie man will , fo wird |i
man jedenfalls zugeben müſſen , daß die Volksvertretung durch die Ständeverſammlung das Weſen der

conſtitutionellen Monarchie hauptſächlich ausmacht , und daß daher Alles , was ſich auf das Werden und |
die Bildung der Ständeverſammlung bezieht , vom tiefſten und entſcheidendſten Gewicht für den ganzen
Staat iſt . Da , wo die Ständeverſammlung , wie bei uns , ſich in zwei Kammern theilt , ruht aber natur⸗

gemäß auf der zweiten Kammer das Hauptgewicht der Rechte und Freiheiten des Volkes . Sie iſt vor —

zugsweiſe berufen , die Hauptmaſſe des zum Staatsbeſtand ſteuernden Volkes zu vertreten . Sie iſt deßhalb . .
in der Verwilligung der Steuern mit Vorrechten vor der erſten Kammer verfaſſungsmäßig begabt , und |

a a aa ˖˖.

reann



2

3 fann daher auch Das , was ſich nur auf ihr eoneretes Werden und ihre Bildung im gegebenen Fall

bezieht , nicht wegen des alleinigen Bezugs auf die zweite Kammer als geringer an Gewicht und Bedeu —

tung fur das Volk betrachtet werden , als wenn es ſich auf die erſte Kammer , oder auf die Ständever —

ſammlung überhaupt beziehen würde , Wenn darin Vorkommniſſe liegen , welche dem verfaſſungsmäßigen

Zuſtandekommen der Volksvertretung in der einen oder der andern Kammer widerſprechen , ſo ſind ſie

eben als die Rechte des Volkes überhaupt bedrohend und verletzend zu betrachten und zu beurtheilen .

Die Bildung der Ständeverſammlung , insbeſondere der zweiten Kammer , fann je nady den Vor -

ſchriften einer Verfaſſung ſehr verſchieden ſein , wenn ſie aber , wie bei uns , durch die Wahl vom geſamm—⸗

ten Volke aus , ohne Unterſchied der Stände in ihm , geſchieht , ſo iſt die Freiheit dieſer Wahl die erſte

und oberſte Anforderung des Repräſentativſyſtems , weil nur durch den freien Willen der naih der Ber -

faͤſſung mit dem Wahlrechte begabten Bürger in feinem ungehinderten Ausſpruch die Aechtheit und Wahr —

heit der Volksvertretung bedingt und hergeſtellt wird . In den mit den großen Rechten der Volksvertre —

tung ausgeſtatteten Staaten iſt die Wahlfreiheit ein unbedingter Satz der Verfaſſung . Aber auch in

unſern deutſchen conſtitutionellen Staaten iſt die Wahlfreiheit ein gleich heiliges Recht des Volks . Ja ,

wenn man bedenkt , daß in ihnen und ſo auch bei uns nach Artikel 5 der Verfaſſung zwar die geſammte

Staatsgewalt an die Perſon des Regenten geknüpft , er aber in der Ausübung gewiſſer Rechte an die

Mitwirkung der Stände gebunden iſt , ſo muß die Freiheit der Wahlen yon jeder unmittelbaren Cin -

wirkung der Regierung nur noh um fo mehr und dringender verlangt werden , als fie e8 ift , welche es

allein bedingt , daß das Volk ſeine verfaſſungsmäßigen Rechte gegenüber der Regierung durd eine frei -

gewählte , wahrhafte und ächte Volksvertretung auch wirklich und in der That ausüben kann . So wie

die Regierung — welcher die Ständeverſammlung als Wächter der Rechte des Volks an die Seite ge —

geben iſt — ſich in die Wahlen zur Ständeverſammlung einmiſcht , dabei mit Verſprechungen , Drohun⸗

gen , Verwerfungen gewiſſer Wahlen zum voraus einwirkt , ſo iſt es nicht mehr der Landtag , welchen

das Volk zu ſeiner Stellvertretung wählt , und welcher die vorbehaltenen Rechte des Volkes als ſein

wahrer Stellvertreter ausübt , ſondern es iſt die Regierung ſelbſt , welche dieſen Landtag zuſammenſetzt ,

und welche damit einen ſchweren Angriff auf die Rechte des Volks vollführt . Sie iſt es , welche alsdann

die vom Volke zu übenden Rechte ſelbſt ausübt . Sie iſt es alsdann , welche ſelbſt in zweifacher Vorſtel⸗

lung als Regierung und als Volksvertretung erſcheint , welche Steuern begehrt und verwilligt , ſich ſelbſt

lobt und preist , und in ihre eigenen Geſetzesvorſchläge einwilligt , und ſie iſt es alsdann , welche ſich ein

unterthäniges Mittel verſchafft , alle Rechte ves Volks zu zernichten und zu zerſtöͤren. Es kann daher

auch keinem Zweifel unterliegen , daß die Reſcripte der Miniſter einen oberſten und nothwendigſten Grund —⸗

ſatz unſerer Repräſentativverfaſſung verletzten , wenn ſie beabſichtigten , die Wahlfreiheit des Volkes zu

beſchränken und zu beeinträchtigen , die allein die Wahrheit und Tüchtigkeit der Volksvertretung bedingt .

Dieſes liegt aber in vollem Maaße vor .

Nachdem die Kammern aufgelöst waren , konnte die Krone ein Manifeſt an das Volk erlaſſen ,

worin fie die Gründe der Auflöſung und ihre Meinung von den zukünftigen Kammern entwickelte . Die

Krone unterließ es , weil ſie in keiner Weiſe auf die Zuſammenſetzung der künftigen Kammern einwirken

wollte , und weil ſie in den aufgelösten Kammern keinen beſtehenden Gegenſtand ihrer Betrachtungen

mehr vorfand . Gewiß lag darin eine große Weisheit , und es iſt ihr auch der wohlverdiente Dank in

dem fortdauernden unerſchütterten Vertrauen des Volkes auf die Reinheit und Güte der landesväterlichen

Abſichten unſers hochverehrten Fürſten niht entgangen . Die Miniſter hätten es aber auch dabei belaſſen ,

und nicht von ſich aus , als einzelne Vorſtände der verſchiedenen Verwaltungszweige , die Reſcripte er⸗

laffen follen , die in ihrem alleinigen Bezug auf die Wahlen zur zweiten Kammer ſchon damit deutlich
verriethen , daß ſie auf die Zuſammenſetzung dieſer Kammer einwirken wollten und dieſe Einwirkung —

alſo die Beeinträchtigung der freien Wahl — auch von ihren Untergebenen verlangten . Dieſe Abſicht der

Miniſter geht klar aus den Reſeripten hervor , indem z. B. das Reſeript des Finanzminiſters deutlich die

Mehrheit der aufgelösten zweiten Kammer als eine Partei bezeichnet , die ihren Ruhm in beſtändigen
Angriffen auf die Rechte der Krone , in ehrſüchtigen Anmaßungen und , ſonderbar genug , in fruchtloſen
Kämpfen ſucht , und die eben deßhalb von den neuen Wahlen möglichſt auszuſchließen ſeie . Es werden

ſomit in dieſem Reſeript und in dem des Miniſters der auswärtigen Angelegenheiten die Männer der

Majorität der aufgelösten zweiten Kammer deutlich genug für die neuen Wahlen zum voraus verworfen ,
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und damit wurde die Wahlfreihelt des Volkes auf eine Weiſe beeinträchtigt , die wahrlich nicht eine ver —

faſſungsmäßige genannt werden kann . Die Ausführung der Reſcripte von den Staatsbeamten — die

befte Auslegung der darin enthaltenen Abſichten — beweist dieſes auch vollſtändig ; denn es iſt eine
bekannte Sache , daß die Mehrheit der Kammer überall als unzuläſſig und als hauptſächlich unangenehm
in den Wahlen bezeichnet war , und daß gegen ſie die groͤßten Anſtrengungen der Staatsbeamten gerichtet
wurden .

Dieſe ſchwere Beeintrüchtigung der Wahlfreiheit , und zwar auf eine Weiſe , welche eben ſo ſehr
dem Geiſte und dem unzweifelhaften Sinne der Verfaſſung , als auch den oberſten Grundſätzen einer guten
und weiſen Staatsverwaltung zuwiderläuft , geht aber aus der gemeinſamen Richtung der Reſcripte auf
alle Staatsbeamte und Angeſtellte nur zu klar hervor .

Die Reſcripte der Vorſtände des Juſtizminiſteriums und des Miniſteriums des Innern ſprechen
ausdrücklich nur von der Wahl der zweiten Kammer , und ſo werden ſich auch die zwei andern Reſcripte
nur in ihrem Bezug auf die zweite Kammer verſtehen . Unſere zweite Kammer wird aber von gleich —
berechtigten Wählern gebildet und unter dieſen Wählern beſteht kein Unterſchied , kein größeres und kein
kleineres Recht . Ihre Gleichheit und ſomit ihre Einheit in der Ausübung ihrer Wahlrechte zur Wahl
der Wahlmänner und zur Wahl der Abgeordneten iſt ein oberſter Satz unſerer Verfaſſung , damit aber

auh ein Gebot für unſere Staatsverwaltung , welche die Verfaſſung zu achten hat . Wenn nun dem

entgegen die Miniſter ſich nur an ihre ihnen untergebenen Beamte und Angeſtellte öffentlich gewendet ,
und an fie allein ihr Verlangen geſtellt haben , ſo haben ſie damit dieſe Gleichheit der Wähler , dieſen
oberſten Satz des Wahlrechtes des Volks verletzt . Wenn wir auch nicht geneigt ſind , den Staatsbeamten

ihre ſtaatsbürgerlichen Wahlrechte zu beſtreiten , ſo laſſen ſich eben die Reſeripte , nachdem kein allgemeines
Wahlmanifeſt ergangen war , in ihrem unzweifelhaften Bezug auf die Volkswahlen nicht anders deuten
und verſtehen , als daß ſie in ihrer alleinigen Richtung auf die Staatsbeamten eine Herausreißung dieſer
Beamten aus dem Volke und eine Beſtellung dieſer Beamten zu einer Partei waren , welche den übrigen
Wählern aus dem Volk entgegengeſtellt und dazu befehligt und beſtimmt wurden , bloß nach den An⸗

ſichten und Abſichten der Miniſterialvorſtände zu ſtimmen , und zugleich dafür thätig zu ſein und zu
wirken , daß auch die übrigen Bürger nach den Anſichten und Abſichten der Miniſter ſtimmen und wählen .
Dieſes iſt denn auch in den Reſcripten deutlich und ausdrücklich ausgeſprochen ; denn in allen wird zu
dieſem Zwecke die Mitwirkung der Staatsbeamten in Anſpruch genommen , und in dem Reſcript des
Miniſters der auswärtigen Angelegenheiten wird ſogar dem Oberpoſtdirector aufgegeben , darüber zu
wachen , daß dieſen Abſichten der Miniſter nicht zuwider gehandelt werde . Damit wurde nun offenkundig
die Wahlfreiheit der Staatsbeamten gänzlich zernichtet . Sie wurden den Abſichten der Miniſter dienſt⸗
bar , und was auch ihre Ueberzeugung war , ſie konnten ſie nicht geltend machen , ohne Nachtheile für
ſich , für ihre Dienſtanſtellung zu beſorgen . Mag auch nur der Miniſter der auswärtigen Angelegen —
heiten darüber ſeinen Untergebenen eine Bewachung ihres Benehmens bei den Wahlen aufgeſtellt haben ,
ſo mußten doch alle Beamten , welche die gemeinſchaftliche Bekanntmachung aller Reſcripte laſen , mit
Grund eine über alle ausgedehnte Bewachung ihres Benehmens beſorgen , und wenn ſie ſich an die gleich —
zeitig geſchehenen Verſetzungen dreier Staatsbeamten , wenn ſie ſich daran erinnerten , daß der Herr
Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten die Beamten für Werkzeuge hält , welche man zerbricht und

wegwirft , ſowie ſie nicht unbedingt die Befehle der Miniſter befolgen , ſo mußten ſie wiſſen , daß ihre
Ueberzeugung , daß ihre Freiheit bei der Wahl eine gänzlich vernichtete ſei.

Bei dieſer gänzlichen Vernichtung der Wahlfreiheit der Staatsbeamten blieben aber die Reſcripte
nicht ſtehen .

Es liegt wohl in der Natur der Sache , daß überall da , wo man Staatsbeamte allein zu irgend
einer Thätigkeit auffordert , man ſie als ſolche , als Inhaber und Träger der öffentlichen Gewalt , auf —
fordert , diefe ihre Thätigkeit mit den Kräften und Mitteln der öffentlichen Gewalt auszuüben und zu
unterſtützen . Und da ſie ausdrücklich aufgefordert waren , nicht nur für ſich zu ſtimmen und zu wählen ,
ſondern auch ihren Einfluß auf die übrigen Bürger geltend zu machen , ihr Einfluß aber da , wo ſie als
Staatsbeamte aufgefordert werden , hauptſächlich in ihrer öffentlichen Gewalt liegt , ſo war eine deut —
liche Aufforderung an ſie ergangen , ihre Amtsmittel zu den Wahlen zu gebrauchen , was insbeſondere
aus dem Reſcripte des Vorſtandes des Miniſteriums des Innern klar hervorgeht .

—



Dieſes Refcript ſagt ausdrücklich , daß es für nöthig erachte , auf die Wahlen einzuwirken , und

fährt fort : „zur Erreichung dieſer Abſicht hat die Staatsregierung nicht nur die thätige und zweckmäßige

Mitwirkung der Vorſteher der Amtsbezirke und ihrer Mitbeamten in Anſpruch genommen , ſondern ſie

hält ſich auch zu der Erwartung berechtigt , daß alle Staats - und Diener der Kirche , die Lehrer der

höhern Lehranſtalten , Volksſchullehrer und übrige Angeſtellte ſich an jene anſchließen und dazu mitwirken

werden , damit die Abſichten der Regierung erreicht werden . “

Hiernach war alſo ſchon im Dienſtweg eine beſondere Aufforddrung an die Bezirksbeamten zur

Einwirkung auf die Wahlen als deren hauptſächliche Leiter und Betreiber ergangen . Dieſe dienſtliche

Aufforderung ſetzte damit die Einwirkung mittelſt ihrer Dienſtgewalt feſt , und wenn nunmehr alle übri⸗

gen Staats - und Diener der Kirche und Schule aufgefordert wurden , ſich den Bezirksbeamten anzu -

ſchließen und mitzuwirken , ſo war dieſe ihre Mitwirkung mit den Mitteln und Kräften des öffentlichen

Dienſtes der Kirche und Schule klar vorgezeichnet .
So waren ſämmtliche Staatsbeamten in ihrer ſtaatsbürgerlichen und ſtaatsdienerſchaftlichen Stelle

nicht nur aus den Reihen des Volkes herausgeriſſen , ſondern ſie waren ihm als eine von den Miniſtern

abhängige Partei entgegengeſtellt , welche ihre Kräfte — und es ſind die der öffentlichen Gewalt — dazu

benützen ſollten , um die Abſichten der Miniſter bei den angeordneten Wahlen zu erreichen . Abſichten ,

welche in dem Ausſchluß der Majorität der aufgelösten Kammer , aller Jener , welche für die Wahrheit

der Verfaſſung , für die darin verbürgten Rechte des Volkes , und für zeitgemäße Fortſchritte leider oft —

mals fruchtloſe Kämpfe zu beſtehen hatten , deutlich genug bezeichnet waren . i

Dieſes oͤffentliche Aufgebot ſämmtlicher Staatsbeamten zur Einwirkung auf die Volkswahlen muß

aber als ein großer Fehler gegen die erſten Anforderungen an eine gute und weiſe Staatsverwaltung

betrachtet werden .

Eine gute und weiſe Staatsverwaltung , zumal in einem conſtitutionellen Staate , hat auch die

Rechte des Volkes zu ehren und iſt ihm Achtung ſchuldig . Dadurch aber , daß man ſämmtliche Staat -

beamten als ſolche aufforderte , auf das Volk bei Gelegenheit der Wahlen möglichſt einzuwirken , wurde

die freie Wahl ſeiner Abgeordneten in einem hohen Grade verletzt , und es mit einer Repräſentation be-

droht , die , als Echo der Miniſter , deren Wünſche und Verlangen als Befehle und Verhaltungsmaaßregeln

betrachtet hätte . Und da die Miniſter nicht für nöthig hielten , ſich in Beziehung der Wahlen an das

Volk ſelbſt zu wenden , ſondern da ſie ihre Verlangen und Abſichten nur an die Staatsbeamten rich —

teten , und davon das Volk durch die öffentliche Bekanntmachung der Reſcripte in der Carlsruher Zeitung

nur benachrichtigten , ſo bewieſen ſie eine nicht geringe Mißachtung des Volkes , weil ſie dadurch ihren

Glauben verriethen , es genüge zur Erreichung ihrer Abſichten eine Aufforderung der Staatsbeamten ,

denen ſich dann das Volk gehorſamſt unterwerfen und in Dem unterordnen werde , was , wie die Wahl

ſeiner Abgeordneten , ſein eigenes , ſelbſtſtändiges , freies Recht iſt .

Dieſer Fehler wiro aber in Beziehung auf die Staatsbeamten noch gröͤßer . Wenn wir ſie als die Diener

des Geſetzes , als Wächter des Rechts und als Hüter der öffentlichen Ruhe und Ordnung betrachten dürfen ,

ſo muß es als ein arger Mißgriff gegen dieſe hohe und würdige Stellung der Beamten betrachtet werden , wenn

man nunmehr alle diefe Beamten durch ein öffentlich erlaſſenes Aufgebot zu bloßen Werkzeugen miniſte —

rieller Abſichten ummodelte , und wenn man dieſes für die Volkswahlen that , deren Freiheit und Un —

abhängigkeit von ſolch ' miniſteriellen Verlangen der erſte Satz unſerer Verfaſſung iſt . Hätte man ſich

noch auf ein Aufgebot der Verwaltungsbeamten beſchränkt , ſo hätte man ſagen können , daß ſie als der

Arm der obern Staatsverwaltung dem Willen und der Abſicht derſelben unterthan ſein müſſen , wenn

dieſem Willen die Kraft ſeiner Ausführung nicht entſtehen ſoll . Es wäre dann nur noch die übrigens

zu verneinende Frage übrig geblieben , ob denn die Verwaltung fich überhaupt in die Wahl ver Volfs -

abgeordneten zu miſchen hat , die ja hauptſächlich die Güte und Rechtlichkeit der Verwaltung zu bewachen

haben . Aber was hat die Juſtiz , was die Kirche , was die Schule mit den politiſchen Kämpfen im Staate

zu ſchaffen ? Wird ſie , die Hüterin des Rechts , die Stimme der Liebe , die Erzieherin der Jugend , nicht

gänzlich , ihrer hohen , würdigen Stellung entkleidet , wenn alle ihre Beamten und Diener in den Kampf

politiſcher Meinungen hineingeworfen werden , wenn man ſie als bloße Werkzeuge des Miniſteriums dem

Volke in Dem entgegenſtellte , was , wie die Wahl ſeiner Abgeordneten , ſeine alleinige Domäne iſt !

Was hat die Poft , die Trägerin der Privatgeheimniſſe des Bürgers , mit politiſchen Streitigkeiten zu



25

ſchaffen ? Mußte denn nicht durch dieſes oͤffentliche Aufgebot aller Staats - , Kirchen - und Schuldiener

bis in ihr unterſtes Glied das Volk gerade recht aufmerkſam auf die Hohe Bedeutung feiner Wahlen

gemacht werden , und mußte nicht gerade durch die eifrige Thätigkeit der großen Anzahl dieſer Beamten

eine tiefe Aufregung des ganzen Volkes mit Nothwendigkeit herbeigeführt werden ?

Mit Recht iſt die Staatsverwaltung auf die Ehre , das Anſehen und die nothwendige Wirkſamkeit

ihrer Beamten eiferſüchtig . Aber dieſe Ehre , dieſes Anſehen , dieſe Wirkſamkeit iſt vor Allem davon ab —

hängig , daß die Staatsbeamten nur als Diener des Geſetzes und nur als die Wächter des Rechtes

erſcheinen und wirken , und dieſes gerechte und nothwendige Anſehen hat die Staatsverwaltung ſelbſt

geſchwächt , einen ſchweren Stoß hat ſie ſelbſt der Wirkſamkeit ihrer Beamten damit gegeben , daß ſie die —

ſelben ihrer Beſtimmung , auf Geſetz , Recht und Ordnung zu halten , entrückte , und daß ſie dieſelben zu

bloßen Werkzeugen politiſcher Meinungen des Miniſteriums ummodelte , die den verfaſſungsmäßigen
Rechten des Volkes ſchlechthin entgegenſtehen .

Ja ſelbſt ein geringes Maaß der Vorſicht eines weiſen Staatsmannes , der ſeine Abſichten erreichen

will , hätte Die Miniſter abhalten ſollen , noch dazu ſo öffentlich und ſo ohne alle Sheu mit ihren Mb-

ſichten hervorzutreten ; denn ſie hätten doch einſehen können , daß ſie ihren Beamten durch ihre öffentlich

mitgetheilten Befehle die hauptſächlichſte Bedingung ihrer eingreifenden Wirkſamkeit auf die Wahlen
damit entziehen , daß man alsbald ſehen müßte , daß ſolche Wirkſamkeit nicht die Folge innerer Ueber —

zeugung , ſondern nur die Ausführung erhaltener Befehle iſt , und daß ſich daraus nothwendiger Weiſe

das Looſungswort des Bürgers bilden mußte : „ Keine Staatsbeamten zu Wahlmännern , keine zu Ab -

geordneten ! “
Alles , was daher die Reſcripte hinſichtlich einer durch ſie zu ſchützenden Wahlfreiheit des Volkes

enthalten ; Alles , was ſie von dem Intereſſe und dem Wohl des Vaterlandes ſagen ; Alles , was ſie von

der bloßen Ausübung ſtaatsbürgerlicher Rechte der Beamten bemerken , iſt ſchlechthin nicht zu beachten ,

und dient nur zur Verhüllung der Abſichten und Zwecke der Reſcripte , eine abhängige Kammer zu er—⸗

halten . Die Wahlfreiheit wird am beſten gewahrt , wenn man den Bürger frei und ungehindert wählen

läßt . Das Volk iſt bei uns genugſam gebildet , um das wahre Intereſſe und das wirkliche Wohl des

Vaterlandes ſelbſt zu finden . Und wenn man bloß die Beamten abſeiten der Miniſter zur Thätigkeit für
die Wahlen gegenüber den Bürgern öffentlich und im Dienſtweg auffordert , ſo mußten ſie wohl einſehen ,

daß man ihre Thätigkeit als Beamte , alſo mittelſt Uebung ihrer öffentlichen Gewalt , verlangt . Und wenn

man alles dieſes nur deßwegen gethan haben will , um den Umtrieben einer als gefährlich bezeichneten
Partei entgegenzutreten , ſo hätte man , wenn man dieſes wirklich im Ernſte beabſichtigte , doch wenig —
ſtens die erſten Schritte dieſer Partei abwarten ſollen , ob ' ſie auch wirklich ungeſetzliche Mittel brauchte .

Aber gerade damit , daß man unmittelbar nach Einleitung der Wahlen mit den Reſcripten hervortrat ,

ehe auch nur ein Schritt der entgegengeſetzten Meinung erkennbar war , bewies man am beſten , daß man

für ſich allein das Feld rein halten und bloß ſeine Abſichten durchſetzen wollte . Man war nirgends an —

gegriffen , man hatte durch die Cenſur von vorneherein nicht ſowohl Angriffe als vielmehr ſchon die

Vertheidigung abgeſchnitten , und Alles , was gegen die Reſcripte geſchah , war nichts als die Verthei —

digung Derer , die nicht nur ſich , ſondern die auch die Rechte des Bürgers , die Beſtimmungen der Ver —

faſſung bedroht erachteten , und die ſich verpflichtet fuhlten , dem zu entgegnen . Bei dieſer Lage der Dinge
bedarf es keiner großen Ausführung , um nachzuweiſen , daß durch die Reſcripte und durch die Art ihrer

nur zu bereitwilligen Ausführung abſeiten der Mehrzahl der Beamten verderblich auf die Moralität des

Volkes eingewirkt , das Vertrauen der Bürger zu den Staatsbeamten weſentlich geſchwächt und ſelbſt der

Glaube an die Verfaſſungstreue und Geſetzesliebe der Staatsverwaltung , die Hauptgrundlage ihrer ge —

ſammten moraliſchen Kraft und Wirkſamkeit , erſchüttert werden mußte .

So wie man alle , auch die unterſten Staatsangeſtellten aufforderte , für die Wahlen thätig zu ſein ,

ſo mußte man mit Gewißheit erwarten , daß ſolche , je abhängiger ſie ſich in ihrem Dienſte fühlten , um

ſo eifriger ihre Amtsgewalt brauchen würden , der Aufforderung zu entſprechen . Es geſchah auch , wie

der ehrenwerthe Antragſteller es genugſam entwickelt hat , in einem fürwahr beklagenswerthen Grade .

Nichts wurde abſeiten der öffentlichen Diener an Zuſprüchen , an Einſchüchterungen , an Verſprechungen

und Drohungen geſpart . Unter dem Vorſitze der Regierungsdirectoren , welche deßhalb von der Beſtellung

zu Wahlceommiſſären möglichſt befreit wurden , wurde die Betreibung der Wahlen durch die Beamten gu



Gunſten des Miniſteriums förmlich organiſirt , und nachdem im ganzen Lande dieſes Syſtem der Wahl⸗

beherrſchung auf das Offenſte durchgeführt war , und man nirgends woher vernommen hat , daß auch

nur einem obern oder niedern Beamten irgend eine Mißbilligung ſeiner Schritte widerfahren iſt , ſo liegt

es klar und deutlich vor , daß dieſe Wahlbeherrſchung Abſicht und Zweck der obern Staatsverwaltung war ,

Während nun die Wahl des Wahlmanns durch die Urwähler Sache der innern Willensfreiheit

und der moraliſchen Ueberzeugung iſt , während der Wahlmann des Abgeordneten dieſe ſeine Willens —

freiheit und Ueberzeugung durch feierliches Handgelübde beſtätigen muß , wurden den Bürgern und ins⸗

beſondere den Wahlmännern , ohne alle Rückſicht auf ihre innere Ueberzeugung , Zumuthungen und

Drohungen jeder Art gemacht , ja man verſicherte ſich , ohne alle Rückſicht auf die Heiligkeit ihres bei der

Wahl abzulegenden feierlichen Handgelübdes , der ihnen abgedrungenen Einwilligung zur Wahl eines Ab —

geordneten zum voraus durch einen Handſchlag , und es geſchah dieſes , wie uns ſchon durch mehrfache

Petitionen bekannt wurde , da und dort ſogar von den Beamten und Richtern , welche ihnen im bürger —

lichen Leben die Heiligkeit des Handgelübdes vor Augen ſtellen , und welche ſie für ſeine Verletzung zur

Verantwortung ziehen ſollen ! Das mußte öffentliche Treue und Glauben erſchüttern , das mußte die

Moralität des Bürgers doch gerade von denen aus untergraben , welche ihre Hüter und Wächter ſein

ſollten ! Das mußte das Vertrauen auf die Beamteu ſchwächen , welches allein feſt und dauerhaft darauf

gegründet werden kann , daß der Bürger in dem Beamten keine andere Richtſchnur ſeiner Handlungen

findet , als Geſetz und Recht .

Würden dieſe Erſcheinungen vereinzelte Handlungen ſein , welche ſich hier und da ein Beamter zu

Schulden kommen ließ , ſo würden wir darüber weggehen , wir würden ſie als Ergebniſſe der eigenen

politiſchen Meinung des Einzelnen beklagen , denen , wenn ſie auch verderblich ſind , doch nicht die un —

getheilte Aufmerkſamkeit der Kammer gebührt . Aber alle dieſe Erſcheinungen ſind nicht als einzelne Vor⸗

fälle zu betrachten , ſondern ſie ſind als die gemeinſame Ausführung der Maaßregel der Miniſter anzu⸗

ſehen , und ſie bleiben daher , von ihnen veranlaßt , eben dieſen Miniſtern um ſo mehr zur Laſt , als von

ihnen lediglich nichts geſchehen iſt , dieſen Eifer in der Vollſtreckung ihrer Reſeripte zu zügeln , ja als wir

leider nur zu oft hoͤren mußten , wie Alles , was bei den Wahlen von den Beamten geſchehen iſt , von

den Commiſſären der Regierung gut geheißen und vertheidigt wird .

Dann muß aber das Volk in ſeinem Glauben an die Verfaſſungstreue und Geſetzesliebe der ganzen

Staatsverwaltung wankend werden . Wahrlich ,es iſt ſeit eingen Jahren Manches geſchehen , was Zweifel

und Bedenken gegen die Richtung der Staatsverwaltung erregen mußte , welche ſich auch die Anerken⸗

nung und Achtung der verfaſſungsmäßigen Rechte des Volkes zu ihrem Ziele ſteckt . Zerwürfniſſe , wie

ſie der von den Miniſtern erhobene Urlaubsſtreit nach ſich zog , ſind um ſo beklagenswerthere Ereigniſſe ,

als ſie hauptſächlich ihren Grund in den von den Miniſtern behaupteten Folgen des verweigerten Urlaubs

fanden , welche offenkundig die Verfaſſung verletzten . Durch die Auflöſung der Kammern wurden die

dadurch herbeigeführten Zerwürfniſſe im verfaſſungsmäßigen Weg entſchieden , und der hohen Weisheit

der Krone haben wir es zu verdanken , daß die Urlaubsfrage nicht abermals zum Zankapfel zwiſchen Re —

gierung und Ständen wurde . Aber um ſo beklagenswerther muß es erachtet werden , daß die Reſeripte

der Miniſter neuen Grund des Mißtrauens in ihre Richtung erregen mußten . Das badiſche Bolf , wel -

ches überall in den Wegen der Ruhe , der Ordnung , der Geſetzlichkeit blieb , konnte erwarten , daß man ,

im Vertrauen auf ſeine Ordnungsliebe und Geſetzestreue , ſeine Wahlen frei ließ , und wenn dem entgegen

das Miniſterium ohne alle Veranlaſſung alle ſeine Beamten gegen das Volk öffentlich aufbot , wenn es

ein Syſtem der Wahlunfreiheit organiſirte und aufrecht erhielt , wie Baden noch kein Beiſpiel in ſeiner

Geſchichte vorfand , ſo mußte das Volk mißtrauiſch gegen ein Miniſterium werden , welches ihm nicht

vertraut , und fein Glauben mußte wanken und erſchüttert ſein , daß das Miniſterium die Verfaſſung

achtet und die Geſetze ehrt , was beides , zumal in einem conſtitutionellen Staate , die Hauptgrundlage

der moraliſchen Kraft und Wirkſamkeit der Staatsverwaltung bildet und dauerhaft beſtellt .

Bis hieher haben wir den Antrag des ehrenwerthen Abgeordneten v. Itzſtein Schritt vor Schritt

verfolgt , und feinen Grund gefunden , ihm nicht vollkommen beizutreten . Der Abgeordnete v. Itzſtein

hatte aber noch weiters beantragt , die entſchiedene Mißbilligung der von den Miniſtern ausgegangenen

Maaßregel und der Art und Weiſe ihrer Ausführung in Ihr Protocoll niederzulegen , und dieſer Antrag

gab dem Miniſterium Anlaß , in der Sitzung vom .1 Juli unter Berufung auf den §. 67 der Ver⸗
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faſſungsurkunde zu erklären , daß der Kammer nicht das Recht eingeräumt ſeie , ſelbſt über die Recht —
mäßigkeit oder Unrechtmäßigkeit der dienſtlichen Functionen der Miniſter zu entſcheiden , oder über ihre
Dienſtführung Tadel oder Mißbilligung auszuſprechen , ſondern daß ſie nur das Recht der Vorſtellung ,
Beſchwerde und Anklage beſäße .

Obſchon der §. 67 der Verfaſſungsurkunde den Kammern noch ein viertes , in der Erklärung der

Miniſter nicht erwähntes Recht der Anzeige von Mißbräuchen in der Verwaltung an die Regierung gibt ,
welches ſelbſtſtändig von jeder Kammer allein ausgeübt werden kann , weil der Schlußſatz des §. 67 nur

bei einer Vorſtellung , Beſchwerde und Anklage von der Uebereinſtimmung der beiden Kammern ſpricht .
Obſchon dieſes Recht der Anzeige ſich auf Handlungen der Miniſter bezieht , welche ſie ſich in ihrem
beſondern Verwaltungszweig mißbräuchlich haben zu Schulden kommen laſſen ; obſchon wir daher die

vollkommen verfaſſungsmäßige Befugniß hätten , die Reſcripte der Miniſter , welche kein Ausfluß der

Geſammtregierungsgewalt , ſondern welche nur Handlungen der einzelnen Miniſterialvorſtände in ihrem
beſondern Verwaltungszweige ſind , in der Beziehung zu unterſuchen , ob ſie kein Mißbrauch ihrer Amts⸗

gewalt enthalten : ſo wollen wir davon abſehen , weil wir , wie der ehrenwerthe Antragſteller , nur beab —

ſichtigen , unſere Meinung und Ueberzeugung von dem Weſen und den Folgen der Reſcripte auszudrücken .
Eben deßhalb können wir es auch ſchlechthin zugeben , daß die Kammern allerdings nicht die Behör —

den ſind , welche über die Rechtmäßigkeit oder Unrechtmäßigkeit irgend einer Handlung der Verwaltung
als urtheilende Behörden ihre Entſcheidung abgeben , und welche als ſtrafende Behörden der Verwaltung
einen Tadel oder eine Mißbilligung als einen Verweis zuerkennen . Dieſes war aber auch keineswegs die

Abſicht des ehrenwerthen Antragſtellers . Wenn er von einer Mißbilligung der Reſcripte der Miniſter
ſpricht , ſo ſpricht er davon nur in dem Sinne , daß er ſie nach ſeiner innern Ueberzeugung nicht gut

heißen , ſondern nur mißbilligen kann , und daß er dieſe ſeine innere Ueberzeugung , als ſeine , von der

Kammer getheilte , gleich ſo ausgeſprochen Haben will , wie er ausſpricht und von der Kammer ausgeſpro —
chen haben will , daß dieſe Reſeripte eine Beeinträchtigung der verfaſſungsmäßigen Wahlfreiheit , daß ſie
eine den erſten Anforderungen einer guten und weiſen Staatsverwaltung zuwiderlaufende Maaßregel ſind .
Wir theilen vollkommen dieſe Ueberzeugung , wir ſtehen nicht an , dieſe Reſeripte als einen Gegenſtand
unſerer Mißbilligung zu erklären . Nachdem aber dieſer Ausſpruch unſerer Mißbilligung als ein Theil

unſers Beſchluſſes nach der Erklärung der Miniſter gleich einer Art von ſtrafendem Verweis betrachtet

werden will , ſo ziehen wir vor , um jede Zweideutigkeit da zu vermeiden , wo eine offene und freimüthige
Erklärung vor Allem nöthig iſt , dieſen Nachſatz , ſo wie beantragt , fallen zu laſſen und dagegen unſern

Antrag mit dem Satze zu ſchließen , der in ſeiner Faſſung
„die Kammer ſieht ſich daher in Erfüllung ihrer gleich heiligen Pflichten gegen Fürſt und Vaterland ge —

nöthigt , dieſe ihre entſchiedene Ueberzeugung feierlich auszuſprechen , und in ihr Protocoll niederzulegen “
deutlich bezeichnet , daß wir nur unſere Meinung über die Reſcripte entſchieden , offen und ſelbſtſtändig
ausſprechen wollen .

Wenn übrigens der Abgeordnete v. Itzſtein nach dem Wortlaut ſeines Antrages die verderbliche

Wirkung der Reſcripte auf die Moralität des Volkes und die Erſchütterung des Vertrauens auf die ge —

ſammte Staatsverwaltung nur auf die Art und Weiſe der Ausführung der Reſcripte bezog , ſo liegt es

in ſeiner Ausführung dieſes Satzes klar am Tage , daß er dieſe beklagenswerthen Folgen nicht allein in

der Ausführung der Reſeripte , ſondern daß er ſie ſchon in der Veranlaſſung und Anordnung dieſer Aus —

führung , in den Reſcripten ſelbſt vorfand . So iſt es auch . Mag hie und da ein Beamter im übertrie —

benen Dienſteifer in ſeiner perſönlichen Richtung gegen die Rechte der Bürger weiter gegangen ſein , als

ein anderer , der nur ungern ſich zur Beeinträchtigung der Wahlfreiheit hergab , ſo ruht Alles , was ge —

ſchah , auf den Reſeripten , als der Veranlaſſung und Anordnung des Geſchehenen , und um auch hierin

keine Zweideutigkeiten der Auslegung zu veranlaſſen , um auch hierin offen und frei zu ſprechen , haben
wir es für nöthig erachtet , nicht nur der Art und Weiſe der Ausführung der Reſcripte , ſondern auch

ihrer ſelbſt , ihrer Erlaſſung zu erwähnen .

Sicherlich verkennen wir nicht die große und ſchwere Bedeutung der Reſeripte . Wir wiſſen es , daß

wir darauf eine Beſchwerde , ja eine Anklage gegen ihre Urheber wegen Verletzung des verfaſſungsmäßigen
Rechtes der Wahlfreiheit bauen können , welche , wie gezeigt , in der Natur der Sache liegt , welche nach

§. 56 und 71 der Wahlordnung ausdrücklich gegen Jene geſichert iſt , die zunächſt die Wahl der Wahl⸗
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männer und der Abgeordneten zu leiten haben , und welche daher noch um ſo mehr gegen Jene geſtchert

ſein muß , die ſich mit der öffentlichen , nur dem Rechte , nur dem Geſetze geheiligten Gewalt auf eine

unberufene und deßhalb um ſo unrechtmäßigere Weiſe in die Wahl und in ihre Anordnung hinein⸗

miſchen . Wir ſehen aber auch aus den Reſeripten , daß ſie nur den Wahlen der zweiten Kammer gez

golten Haben. Uns galt der Angriff , uns ſeie daher auch allein die Vertheidigung und die Zurück⸗
weiſung . Wir könnten Ihnen , meine Herren , dazu mancherlei Mittel vorſchlagen . Allein wir wiſſen

es auch , daß die Erkenntniß es Uebels der erſte Schritt feiner Abhülfe iſt , und nachdem die beklagens —

werthen Abſichten der Reſcripte an dem geſunden Sinne des Volkes und an dem treuen Feſthalten der

entſchiedenen Mehrheit des Volkes an ſeinen verfaſſungsmäßigen Rechten geſcheitert ſind , ſo mag es ung

genügen , unfere offene und freimüthige Meinung von den Reſeripten und ihren nothwendigen , unaus⸗

bleiblichen Folgen vor Fürſt und Vaterland auszuſprechen . Es mag uns genügen , darzulegen , daß das

Vertrauen des Landes auf die Verfaſſungstreue und Geſetzesliebe der Verwaltung geſunken und erſchüt —

tert iſt . Und wenn wir mit dem ehrenwerthen Antragſteller uns enthalten , die Frage in den Kreis

unſerer Erörterung zu gichen , ob wir nicht den Ausſpruch eines Mißtrauensvotums gegen die Räthe

der Krone beantragen könnten , ſo geſchieht dieſes hauptſächlich deßwegen , weil wir wiſſen , daß über

ihnen der gerechte , weiſe und wohlwollende Wille der Krone ſteht , der ihnen ein Halt zu gebieten weiß ,

und der nicht dulden wird , daß ſich zwiſchen ſeine Liebe zum Volke und zwiſchen das Vertrauen des

Volkes zu ihm ein fortdauerndes Syſtem der Verwaltung hineindrängt , welches überall im Lande Un —

ruhe verbreitet , und welches im fortwährenden Kampfe gegen die verfaſſungsmäßigen Rechte des Volkes

Zerwürfniſſe jeder Art herbeiführt , aufrecht erhält , und uns die verſchwundenen Zeiten eines einträch —

tigen Zuſammenwirkens der Regierung und der Kammern zum Heil und Segen des Vaterlandes nur

um ſo tiefer bedauern läßt . Es geſchieht , weil wir hoffen , daß die offene und freimüthige Erklärung von

uns , den gewählten Vertretern des Volkes zur zweiten Kammer , über die Wahlreſeripte , als die vom

ganzen Volke gebilligte Stimme der Wahrheit , dazu beitragen wird , die jüngſte Vergangenheit abzu⸗

ſchließen , und in den Weg eines einträchtigen Zuſammenwirkens aller Staatsgewalten einzutreten , der

allein dorten zu finden iſt , wo bei unwandelbarer Anerkennung des monarchiſchen Princips die unan —

taſtbaren und nirgends angetaſteten Rechte der Ktone ſich mit den verfaſſungsmäßigen Rechten des Volkes

zur feſten und dauerhaften Begründung der ganzen und wahrhaften Staatsverfaſſung vereinigen .

Dieſe offene und freimüthige Erklärung iſt aber auch nothwendig ; denn wenn wir jetzt ſchweigen
und unthätig bleiben , ſo wird man uns mit Recht nicht nur Das zur Laſt ſchreiben , was bis jetzt ge⸗

ſchehen iſt , ſondern man wird uns mit vollem Fug und Recht auch die Verantwortlichkeit für alles

Schlimmere auferlegen , was man , geſtützt auf unſere Schwäche und Nachgiebigkeit , in alle Zukunft ,

thun und vorkehren würde .

Wir ſchlagen Ihnen vor , den Antrag des Abg. v. Itzſtein in folgender Faſſung anzunehmen :
„ Die Kammer erkennt in den Reſcripten der Miniſter , die neuern Wahlen betreffend , eine Be —

einträchtigung der verfaſſungsmäßigen Wahlfreiheit . “

„ „ Sie erblickt in dieſen Reſeripten eine den oberſten Grundſätzen einer guten und weiſen Staats —

verwaltung zuwiderlaufende Maaßregel , indem dadurch alle Beamten , ſelbſt die der Juſtiz , der

Kirche und Schule , aufgefordert wurden , als ſolche , folglich mit den Mitteln des öffentlichen Dien⸗

ſtes , auf die Wahlen in der ihnen angezeigten Richtung einzuwirken , und indem ſie dadurch aus

ihrer würdigen Stellung als Wächter des Rechts und als Diener der Geſetze herausgeriſſen und

in die Stellung einer den Bürgern entgegengeſetzten Partei gebracht wurden , was in dem Lande

eine tiefe Aufregung hervorrufen mußte . “

„ Die Kammer beklagt , daß dieſe Maaßregel und die Art ihrer Ausführung nicht allein höchſt
verderblich auf die Moralität des Volkes einwirken , ſondern auch das Vertrauen der Bürger zu
den Beamten weſentlich ſchwächen , und , zum großen Nachtheile für die Staatsverwaltung , den

Glauben an deren Verfaſſungstreue und Geſetzesliebe , mithin eine Hauptgrundlage ihrer morali⸗

ſchen Kraft und Wirkſamkeit , erſchüttern mußte . “
z

„ Die Kammer ſieht ſich daher in Erfüllung ihrer gleich heiligen Pflichten gegen Fürſt und Vater⸗

land genöthigt , dieſe ihre entſchiedene Ueberzeugung feierlich auszuſprechen und in ihre Protocolle

niederzulegen. “
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Vegründung der Motion des Abgeordneten Baſſermann ,
auf

;

Erwirkung eines Geſetzentwurfs , wodurch das beſtehende Steuerſyſtem theil —

weiſe geändert und dem Grundſatze einer gerechtern Vertheilung der Laſten

mehr genähert werde .

Vorgetragen in der ſechzehnten öffentlichen Sitzung der zweiten Kammer .

Meine Herren !

Nach dem eben gehörten Vortrag iſt es für mich eine ſchwierige Aufgabe , Ihre Aufmerkſamkeit

zu feſſeln , beſonders für einen trockenen Gegenſtand , wie der meinige ; doch iſt er wichtig genug : er bez

trifft die Steuern des Landes .

Cin Mitglied der Kammer , welche die Steuern zu bewilligen hat , darf ſich wohl und muß ſich die

Frage ſtellen : nach welchem Grundſatze ſollen die Steuern erhoben werden ? Die Antwort darauf kann

keine andere ſein , als „ nah dem Grundſatze der Gerechtigkeit “, d. h. die Steuern müſſen gerecht ver⸗

theilt werden . Darüber wird Jedermann einig ſein .
Auch darüber wird Jedermann einig ſein , daß dieſe Gerechtigkeit darin beſtehen muß , daß ein Jeder

nach ſeinen Kräften ſteure , mag man hier nun ſein Einkommen oder ſein Vermögen als Maaßſtab an⸗

nehmen .

Dieſes iſt ſo klar , daß etwas Weiteres hinzuzufügen überflüſſig wäre . Um nun zu ſehen , ob und

inwieweit die in Baden eingeführten Steuern dieſem Grundſatze entſprechen , will ich die hauptſächlichſten
hier aufführen und einer kurzen Beurtheilung unterwerfen .

Dem uns vorliegenden ordentlichen Budget zufolge werden folgende Steuern erhoben , in runden

Summen :

I. Directe Steuern :

Grund - und Häuſerſteuer oeae asa ˖ aay IOO OANE

Oheb neten a E A S A: 640,000 ,

Claſſenſteueeeeee T 131,5005 ,

II . Indirecte Steuern :

Weinaceiſe , Ohmgeld und Averſuum . 736,500 ,

Biekacetftee . . . . . 229,000 ,

Branioci n a a 24,000 ,

Fleiſchaceiſe E e EA A: 277,000 ,

Kahfs ülld Eöbſchaftsgetiſſe ea 526,500 s

Ahtheilszant 3J ) ) “ . a a a GSO

Sih ono 850,000 ,

Wag nun zuerft die Grund - und Häuferfteuer betrifft , fo wird fie bekanntlich nur von dem

Beſitz , nicht aber vom Eigenthum erhoben . Es kann nämlich ein Bürger ſein Haus oder Feld mit

10,000 fl. verſteuern müſſen , während er 9000 fl. darauf ſchuldet , alſo nur 1000 fl. Vermogen hat .

Was er über dieſe 1000 fl . verſteuert , wird ihm mit Unrecht abgenommen , er zahlt 9/10 feiner Steuer

mit Unrecht . Die Grund - und Häuſerſteuer , ſo wie ſie bei uns beſteht , entſpricht alſo dem Grundſatze

der Gerechtigkeit nicht .
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Die Gewerbſteuer ſoll bekanntlich , fo weit fie das Betriebscapital betrifft , von dem Geſammt —

betrage der Geräthſchaften und des Waarenlagers der Gewerbtreibenden erhoben werden . Dieß kann nun

bei einem Kaufmann zuſammen 50,000 fl . betragen , und derſelbe kann doch nur ein Vermögen von

10,000 fl . beſitzen , weil er 40,900 fl . fremde Gelder in ſeinem Geſchäfte Hat. Er zahlt alfo , wenn die

Steuer richtig erhoben wird , / davon mit Unrecht . Daß hier das Vermögen EDANA nicht der Maaß —

ſtab für die Steuer iſt , geht z. B. daraus hervor , daß ein Kaufmann nach ſeiner Bilanz mehrere Jahre
unter Null ſtehen , alſo noch weniger als kein Vermögen beſitzen kann ( was erſt bei e Bankerott

an den Tag kommt ) , während er doch noch Waarenlager , Geräthſchaften und Ausſtände beſitzt , alſo

doch noch Steuer bezahlt , wie wenn er Vermögen hätte .
Die Claſſenſteuer iſt eine reine Einkommenſteuer , jedoch nur für gewiſſe Claſſen der Bürger .

Dieſe beſteuert fie unter fich wohl nach einem richtigen Verhältniſſe , allein allen den Staatsangehörigen ,
deren Einkommen nicht beſteuert iſt , z. B. den Rentiers gegenüber , iſt dieſe Steuer eine Ungerechtigkeit .

Die indirecten Steuern , d. h. Abgaben , welche auf Gegenſtände des Verbrauchs gelegt ſind ,

wären nur dann gerechte Steuern zu nennen , wenn der Verbrauch dieſer Gegenſtände von den Conſu —
menten im Verhältniß zu deren Vermögen geſchähe . Kann dieß aber vom Salz , Fleiſch , Bier , Brannt —

wein und Wein geſagt werden ?

Eine Taglöhnerfamilie , welche ſich mit einem Verdienſt von jährlichen 300 fl . ernähren muß ,

braucht wohl eben ſo viel Salz , wenn nicht mehr , als ein Rentier , der jährlich 6000 fl . verzehrt . So

fann auch Jemand , der tauſend Mal reicher iſt als ein Anderer , deßwegen nicht tauſend Mak mehr Fleiſch ,

Bier oder Wein verzehren . Es hat Jeder nur einen Magen und das Geſinde des Reichen wird auf —

gewogen durch die zahlreichen Gehülfen der oft unbemittelten Gewerbsleute , durch die Knechte und Mägde
der Landleute und durch die bei den ärmern Caaſſen meiſt gröͤßere Zahl von Familiengliedern . Indem Sie

Salz , Fleiſch und Bier beſteuern , nehmen Sie Steuer geradezu vom nackten menſchlichen Leben , ſtatt

vom Vermögen .
Dasſelbe gilt von den Zoͤllen . Deren beide Hauptartikel fnd befanntlich Buder und Caffee , Die

ja zu dem allgemeinſten Lebensbedürfniſſe geworden ſind , und die von Reich und Arm faſt in gleichem
Verhältniſſe verbraucht werden .

Noch viel weniger aber als alle bisher erwähnten Steuern entſpricht die Kauf - und Erbſchafts —

acciſe dem Grundſatze der Gerechtigkeit , ja ſie entſpricht gar keinem Grundſatze . Der A. beſitzt ein Haus

und zahlt dafür die Steuer , er verkauft es an den . , der dafür ebenfalls die Steuer entrichtet . Die

Steuer wird alſo von dieſem Hauſe , von dem es dem Staate gleichgültig ſein kann , wem es gehört ,
ohne Unterbrechung fortwährend bezahlt . Mit welchem Rechte nimmt nun der Staat von dieſem Hauſe ,

ſobald es aus einer Hand in die andere geht , eine Steuer von 2½ Procent ? Da die Grund - und

Häuſerſteuer 19 kr. von 100 fl . , alſo etwa / Procent beträgt , ſo wird bei ' m Verkauf eines Hauſes

die achtfache Häuſerſteuer bezahlt , und da die Häuſer oft um das Doppelte ihres Cataſteranſchlags ver -

kauft werden , ſo beträgt oft die Kaufaceiſe das Sechszehnfache der jährlichen Grundſteuer . Wenn nun

Einer gar , wie ſo häufig , mit fremdem Gelde kauft , ſo kann es kommen und iſt oft wirklich ſo , daß

die Acciſe einen anſehnlichen Theil ſeines wirklichen Vermögens wegnimmt . Denken Sie ſich , A. kauft

ein Haug um 10,000 fl . , worunter aber 9000 fl. fremdes Geld , ſo daß er nur 1000 fl. Vermoͤgen
beſitzt. Von dieſen 10,000 muß er zu 2½ Procent 250 fl . , alſo den vierten Theil ſeines Vermögens
von 1000 fl. , an Steuer abgeben , wenn es ihm nicht gelingt , das Haus um ſo viel wohlfeiler zu be-

kommen , wo der Verkäufer den Verluſt trägt .
Aus dieſer Ueberſicht ergibt ſich , daß unſer Steuerſyſtem nicht darauf berechnet iſt , daß Jeder nach

Verhältniß ſeiner Kräfte , weder ſeines Vermögens noch ſeines Einkommens , beſteuert ſei , daß es alſo

nicht auf dem Grundſatze der Gleichheit , der Gerechtigkeit ruht . Im Gegentheile , Sie finden die unge —

rechteſten Steuern in ſehr großen Beträgen . Die Unbemitteltern ſteuern nicht allein im Verhältniß , ſon —
dern effectiv weit mehr , als die Bemitteltern , und die Einrichtung iſt der Art , daß eine Menge der reich —

ſten Bürger im Lande leben und alle Vortheile der Staatseinrichtungen genießen können , ohne auch
nur etwas Nennenswerthes zu denſelben beizutragen . Sobald ein Millionär in Miethe wohnt und keine

Liegenſchaften beſitzt , geht er frei aus , während der ärmſte Taglöhner mit einem Perſonalſteuercapital
von 500 fl. belaſtet iſt .

——
—

—
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Meine Herren ! Ein ſolches Verhältniß muß unſere Aufmerkſamkeit in hohem Grade in Anſpruch

| nehmen . Dem §. 8 der Verfaſſung , welcher ſagt : alle Badener tragen ohne Unterſchied zu allen

oͤffentlichen Laſten bei , iſt mit unſerm jetzigen Steuerſyſtem nicht Genüge geſchehen ; denn dieſes macht

einen Unterſchied : es beſteuert nur das unbewegliche , nicht aber das bewegliche Vermögen . Es iſt nicht

genug , daß die perſönlichen Vorrechte , die Steuerfreiheit Einzelner gefallen iſt ; die wahre Gleichheit

beſteht in der Verwirklichung des Grundſatzes : ein Jeder ſteure nach Vermögen .
Dieſe gerechte Forderung iſt übrigens keine neue . In verſchiedenen Ländern und auch bei uns wurde

ſie ſchon öfter geſtellt . Das Verlangen nach einer gleichen Beſteuerung blieb aber , bei uns wenigſtens ,
bisher ohne Erfolg , und wenn ich nichts deſto weniger heute abermals dieſe Forderung mache , ſo ge —

ſchieht es , weil ich zu ſehr von der Gerechtigkeit dieſer Forderung überzeugt bin , und es mit meiner

Pflicht als Vertreter des Volkes nicht vereinigen könnte , meine Anſicht über die Steuern , die wir be —

willigen ſollen , zurückzuhalten . Auch habe ich die frühern Verhandlungen nachgeleſen —finde aber die

| darin vorkommenden Gegengründe durchaus nicht ſtichhaltig . Sie erſcheinen mir im Gegentheil als bloße

Beſchönigungen der bequemen Annehmlichkeit , das einmal beſtehende Hergebrachte fortbeſtehen zu laſſen .

Ich muß dieſe Gegengründe hier abhandeln , ehe ich zu meinen Vorſchlägen übergehe . Dieſe Gründe

| || find namentlich folgende :
|

Erſtens ſagt man : lebt ja doch der Unbemittelte vom Reichen , und liegt die Laſt der Steuern

auf dem Erſtern , ſo überwälzt er ſie dadurch auf den Letztern , daß er ſich ſeine Producte , ſeine Arbeit

von ihm um ſo viel höher bezahlen läßt , als die ihm auferlegte Steuer beträgt . — Meine Herren !

Dieß wäre richtig , wenn alle Aermern Producenten und Arbeiter wären , und zweitens , wenn es von

dieſen allein abhienge , den Preis ihrer Producte und ihrer Arbeit zu fixiren . Allein der Preis der

Producte des Landmanns , des Gewerbsmanns wird nur beſtimmt durch das Verhältniß , welches zwi—
| ſchen Angebot und Nachfrage beſteht . Ebenſo der Taglohn . Mag durch indirecte Steuern dag Leben

| des Taglöhners noch ſo hoch ſtehen , fehlt es an Arbeit , ſo wird er nichts verdienen . Blicken Sie

z. B. nach den Fabrikſtädten Lyon , Mancheſter ꝛc. Sie finden eine Menge Arbeiter brodlos , und zu

dieſen ſprechen Sie , wenn Sie den Muth haben : überwälzet Euere , auf Euch laſtenden indirecten

Steuern auf die Reichen . Dieſe ſagen umgekehrt zu den Arbeitern : wir benutzen Euere Arbeitskraft

nur , wenn wir wollen und geben auch nicht mehr , als wir müſſen . Dann ſind auch nicht alle Arme

Arbeitende , z. B. die nur zu große Menge von Wittwen , die ihre Kinder mit einem kümmerlichen

Vermögen erziehen müſſen , alte arbeitsunfähige Handwerksleute u. dgl.
Der zweite Einwand , den man gegen eine Beſteuerung des beweglichen Vermögens machte , war ,

daß dieß bewegliche Vermögen , dieſe Geldcapitalien von den Unbemitteltern und vom Staate gerade

um den Betrag der Steuer höher verzinst werden müßten , mit andern Worten : der Geldbeſitzende
würde die Steuer auf den Geldbedürftigen überwälzen . Es iſt dieß im Grund derſelbe Einwand , wie

der erſte , und widerlegt ſich auch auf dieſelbe Weiſe . Wenn es in dem Belieben des Gelbbeſitzenden

ſtünde , den Zinsfuß zu erhöhen , glauben Sie nicht , daß er ihn nicht ſchon längſt erhöht hätte ? Der

Capitaliſt nimmt ſo viel Zins , als er kann , als er bekommt , gleichviel , ob er von ſeinem Vermögen

Steuer bezahlt oder nicht . Iſt der Geldbedarf groß und wenig Capital im Lande , ſo wird der Zins —

fuß hoch ſein , und wenn das Capital auch gar keine Steuer bezahlt , und umgekehrt . So wenig al

der Arme die Steuer auf den Reichen überwälzen kann , eben ſo wenig kann ſie der Reiche auf den

( Armen überwälzen . Es gab wohl eine Zeit , wo die Ueberwälzungstheorie in Blüthe ſtand ; der impot

unique ſollte alle Anſprüche der Gerechtigkeit befriedigen , doch hat er gerade das Unſinnige dieſer

|| Theorie awg Lidt gebracht .
| Ein dritter Einwand iſt : Wenn man die Beſitzer von inländiſchem Staatspapier beſteure , ſo

ſei dieß nichts Anderes , als ein Abzug an den ihnen garantirten Zinſen , alſo eine Herabſetzung des

Zinsfußes , und zwar eine gezwungene , denn der Staatsgläubiger könne ja ſein Capital nicht auf —

kündigen .

|
Meine Herren ! Dieſer Einwand entſpringt mehr aus einer übergroßen Zärtlichkeit für die Staats —

gläubiger , als aus dem Gefühle Der Gerechtigkeit . Der Beamte , deſſen Beſoldung vor Einführung

|
|

der Claſſenſteuer firirt wurde , kann nun deßwegen , weil ſeine Beſoldung mit einer Claſſenſteuer belegt

wird , factiſch eben ſo wenig ſeinen Dienſt aufkündigen , als der Staatsgläubiger ſein Capital , ja noch
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weniger . Der Taglöhner kann factiſch nicht aus dem Lande ziehen , wenn durch Einführung einer

Fleiſch - und Bieraceiſe ſein Leben vertheuert , alſo der Gewinn an feinem Taglohn verringert wird .

Sollte deßwegen der Staat auf das Recht verzichten , eine Claſſenſteuer , eine Acciſe einzuführen ? Gewiß
nicht . Der Staatscredit kann dadurch nichts verlieren ; denn erſtens ſind die Staatsgläubiger nicht

gerade Inländer , zweitens würde die Steuer keinen Unterſchied machen zwiſchen inländiſchen und aus —

ländiſchen Staatspapieren , und drittens wird gerade der Staat am meiſten Credit verdienen , der ſeine

Bedürfniſſe auf die gerechteſte , alſo das Land am meiſten ſchonende Weiſe erhebt .
Viertens ſagt man : die Capitaliſten würden , um der Steuer zu entgehen , auswandern . Meine

Herren ! Wenn eine Steuer mäßig iſt , und eine andere möchte ich nicht vorſchlagen , ſo zieht ein rei —

cher Mann deßwegen nicht aus ſeiner Heimath , weil er einige Louisd ' or , die er ja oft an einem Abend

ausgibt , mehr geben muß , als früher . Auch wollen wir zur Ehre unſerer reichen Mitbürger anneh —

men , daß ein großer Theil von ihnen , die Gerechtigkeit einer Beſteuerung ihres Vermögens einſehend ,
dieſe Steuer lieber ſelbſt entrichten , als ſie ungerechterweiſe länger auf dem Minderbemittelten laſten

laſſen wird . Auch beſtimmen den Capitaliſten ganz andere Gründe , als Steuern , zur Wahl eines

Wohnorts . In vielen Cantonen der Schweiz werden faſt gar keine Abgaben erhoben : ſehen wir deß—
halb Auswanderungen von Capitaliſten dahin ? In Würtemberg , in Churheſſen , in den freien Städten ,
in Zürich und anderwärts beſtehen Vermögensſteuern : iſt deßwegen aus dieſen Ländern wohl Jemand

zu uns gezogen , wo bisher das Vermögen nicht beſteuert war ?

Der fünfte und letzte Einwand iſt der wichtigſte , nämlich der : ſo gerecht die Sache im Princip

ſei , ſo ſchwierig ſei ſie in der Ausführbarkeit ; da führe ſie zu Inquiſitionen und Verationen aller

Art , der Gewiſſenhafte werde die Steuer geben , der Unredliche ſich ihr mehr oder weniger entziehen ,
und das Reſultat werde doch ſein , daß dem Grundſatze der Gerechtigkeit niht genügt ift.

Darauf iſt meine Erwiederung folgende : Die Ausführbarkeit iſt ſchwierig , aber nicht ſchwieriger ,
als die Erhebung anderer Steuern . Denken Sie ſich , wir hätten noch keine Eingangszölle , ſie wür —
den jetzt erſt vorgeſchlagen , und man ſagte Ihnen dazu , zu deren Erhebung braucht man eine Menge
Zollhäuſer , die , zuſammengeſtellt , eine der größten Städte ausmachen würden . Dazu braucht man
ein großes Heer Zollbeamte und ein noch groͤßeres bewaffneter Zollſoldaten ; Letztere müſſen Tag und

Nacht die Ufer der Flüſſe begehen , die Wälder in Verg und Thal durchſtreifen , ſich in den Hinter —

halt legen und die Befugniß haben , die Menſchen wie das Wild wegzuſchießen . Würden Sie nicht vor
einer ſolchen Steuererhebungsart zürückſchrecken und mit Entrüſtung ausrufen : „Nein , auf dieſe Weiſe
wollen wir keine Steuer erheben . “ Jetzt aber , da die Steuer beſteht , findet man die Erhebungsart
ganz natürlich . Es iſt eben immer nur das Neue , gegen das man ſich ſträubt . Das in der ganzen
Natur verbreitete Geſetz der Trägheit beherrſcht auch den Menſchen , und wie die Geſchichte lehrt ,
vorzugsweiſe die Staatsmänner , die Miniſter , die gewöhnlich nicht eher einen Fortſchritt machen , als
bis fie mit Gewalt dazu gezwungen werden . Oder iftetwa die Erhebung der Branntwein - und Bier -

acciſe nicht ebenfalls eine empörende ? Iſt es nicht arg , daß das Steuerperſonal einem Bürger in ' s
Haus kommt , ihm ſeinen eigenen Branntwein - und Bierkeſſel verſiegelt , und darüber wacht , daß er
nur ſo viel und nicht mehr darin ſiede !

Und wäre dem auch nicht ſo , wäre die ungerechte Steuer auch bequemer zu erheben , als die

gerechte : man müßte die gerechte Steuer mit ihren Unbequemlichkeiten doch vorziehen . Es kommt

hier nur auf einen ernſten Willen an , mit ihm können wir , kann die Regierung alle Hinderniſſe
überwinden .

Habe ih nun aber dargethan , daß unſer jetziges Steuerſyſtem dem Grundſatze einer gerechten
Vertheilung nicht entſpricht , ſo bleibt mir die Aufgabe übrig , beſtimmte Vorſchläge zur Verbeſſerung
der Mängel dieſes Syſtems zu machen . Die Hauptmängel ſind :

I . daß die indirecten Steuern , als Zölle und Acciſe , eben oder faſt eben fo ſtark auf dem Armen,
wie auf dem Reichen laſten ;

II . daß die Kauf - und Erbſchaftsacciſe das Capital angreift ;
III . daß die Grund - und Häuſerſteuer ſich nur an den Beſitz , nicht aber an das Vermögen Hält ;
IV . daß das bewegliche Vermögen ganz frei ausgeht .



Es laſſen ſich nun hier verſchiedene Wege einſchlagen . Man kann das ganze Syſtem verän —

dern , oder auch nur theilweiſe verbeſſern wollen .

Ich entſchied mich für den letztern , von dem Erfahrungsſatze ausgehend , daß in praxi und beſon —

ders einem ſchon alten Finanzminiſter gegenüber , eine Verbeſſerung im Einzelnen leichter zu erhalten

ſein wird , als eine vollſtändige Syſtemveränderung . Wo man das Beſte nicht erreichen zu können

glaubt , muß man das Beſſere erſtreben , und Der wäre wohl in öffentlichen Dingen höchſt unpractiſch ,

der einen kleinen Fortſchritt verſchmähen würde , weil er einen großen nicht machen kann .

Uebrigens ließen ſich manche der ungerechteſten Steuern geradezu abſchaffen , man brauchte gar

niht erſt gerechtere an ihre Stelle zu ſetzen, wenn nämlich die Regierung den großen , ſchönen Ent —

ſchluß zu einer vollſtändigen Reform faſſen , wenn ſie den Weg einſchlagen wollte , den der Abgeord -
nete Welcker vorhin bezeichnet hat . Was ich hierüber zu ſagen mir vorgenommen , kann ich nun füglich

Runterlaſſen , ich kann mich lediglich auf ihn beziehen. Durch Annahme ſeiner Vorſchläge könnte dem

Lande der vierte Theil ſämmtlicher Steuern abgenommen werden .

Da aber ein ſo großer , ſchöner Entſchluß von unſerm jetzigen Miniſterium vorerſt niht zu
erwarten iſt , ſo muß man ſich auf theilweiſe Verbeſſerungen beſchränken , und ich ſchlage daher nur

folgende Veränderungen unſers Steuerſyſtems vor :

1) Man ſchaffe die Kaufaceiſe ab , die Erbſchaftsacciſe mag vorerſt fortbeſtehen ;

2) man ziehe von dem Grund - und Häuſerſteuercapital der einzelnen Steuerpflichtigen die auf

ihren Liegenſchaften ruhenden Hypothecarſchulden ab.

Den durch dieſe Maaßregeln der Gerechtigkeit entſtehenden Ausfall decke man dadurch , daß man

1) die Grund - und Häuſerſteuer der Gewerbſteuer gleich ſtelle , wodurch ſie von 19 auf 23 kr .

per 100 fl. erhöht würde ;

2 ) daß man die Beſitzer der auf den Liegenſchaften verhypothecirten Summen mit einer mäßigen
Steuer belege ; g

3 ) daß man das bisher noch gar nicht beigezogene bewegliche Vermögen , mit Ausnahme des

landwirthſchaftlichen Betriebscapitals und des Mobiliarvermögens , einer mäßigen Steuer

unterwerfe ; und endlich

4 ) daß man die um wenigſtens / zu nieder taxirten Waldungen nach ihrem wahren Werthe

zur Steuer beiziehe.
Warum ich gerade dieſen Vorſchlag mache , will ich nunmehr begründen : In meinen Augen iſt

nämlich die Kaufacciſe von allen indirecten Steuern die ungerechteſte . Die Verkäufe ſind entweder

gezwungene oder freiwillige . Wer auf Schulden verklagt wird , muß am Ende ſeinen Acker oder

ſein Haus verkaufen ; der Käufer weiß , daß er 2½ / Procent Aeciſe davon bezahlen muß , er giebt alſo

dem Verkäufer nur dasjenige dafür , was plus dieſer Aceiſe ihm das Haus oder der Acker werth iſt ,

und der bedrängte Verkäufer iſt ' s daher , der den vollen Betrag dieſer Steuer entrichtet . Den Wohl⸗

habenden trifft dieſe Steuer viel ſeltener , weil er viel feltener in den Fall kommt , eine Liegenſchaft zu

veräußern . Wo aber eine Gant ausbricht , da hält dieſe Steuer ihre volle Ernte ; ehe die Gläubiger
an die Reihe kommen , frißt ſie vor Allem 2½ Procent hinweg , und dieſe Gläubiger , die durch

Gant ohnehin ſchon genug in Verluſt und Unglück gerathen , müſſen , ſowie der Vergantete , von ihrem

Unglück auch noch die Steuer entrichten . Ja , die Kaufacciſe iſt zum großen Theil nichts anders , als

eine Beſteuerung des Unglücks . Ein ſolches Verhältniß , meine Herren ! iſt doch wahrlich nicht zu recht —

fertigen und kann nicht länger fortbeſtehen . Sehen wir aber auch ab von dieſen zwangsweiſen Ver⸗

käufen und fragen wir uns , ob die Steuer etwa bei freiwilligen Verkäufen zu rechtfertigen iſt . Warum

geſchehen freiwillige Verkäufe und Käufe ? Weil ein Beſitzer ſieht , er kann nach ſeinen perſönlichen

Eigenſchaften und Kräften ſein Capital irgendwo anders beſſer als in ſeiner bisherigen Liegenſchaft nutzbar

machen , alſo dieſe verkauft ; und weil ein Anderer einſieht , ih m werde dieſe Liegenſchaft nach ſeinen per -

ſönlichen Verhältniſſen und Kräften nutzbar werden können , und ſie ſomit kauft . Da im menſch⸗

lichen Leben die Perſonen wechſeln , ſo müſſen auch die von menſchlichen Händen nutzbar zu machenden

Güter in dieſen Händen wechſeln können , und eine Steuer , die dieſen Wechſel erſchwert , tritt daher
der Nutzbarkeit der liegenden Güter in den Weg , und iſt alſo höchſt ſchädlich . Ohnehin hat die Wiſſen —

ſchaft ſchon längſt den Stab über ſie gebrochen , und fie als eine Steuer verdammt , welche nicht auf
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dem Einkommen , ſondern auf dem Capital ſelbſt laftet , und dieſes , wenn es den Beſitzer ofi wechſelt ,

ganz aufzehrt . Dieſe Steuer iſt zu vergleichen mit der Abgabe , welche die Raubritter früherer Zeit

auf ihren Burgen erhoben haben ; ſo wie damals der Kaufmann mit ſeinen Gütern nicht aus einer

Stadt in die andere ziehen konnte , ohne dieſen Herren am Wege einen Tribut zu zahlen , fo darf

auch jetzt eine Liegenſchaft nicht aus einer Hand in die andere gehen , ohne dieſe Steuer zu entrichten .

Sie beruht auf keinem Grundſatze , ſie beruht auf dem Syſtem des Habhaftwerdens . Darum , meine

Herren ! will ich dieſe Steuer vor Allem abgeſchafft wiſſen .
Warum ich die Grund - und Häuſerſteuer geändert wiſſen will , brauche ich nach dem Oben —

bemerkten kaum mehr auszuführen . Ich halte es für ungerecht , wenn Jemand das Eigenthum eines

Andern verſteuern muß. Dieß geſchieht aber offenbar , wenn man die Liegenſchaftsbeſitzer die auf den

Liegenſchaften haftenden Hypothecarſchulden nicht von ihrem Steuercapital in Abzug bringen läßt .
Wenn ich aber dieſes Abziehen der Hypothecarſchulden einführen will , dann handle ich auch nicht

ungerecht , wenn ich die Steuer ſelbſt erhöhe . Wer ein ſchuldenfreies Haus im Werth von 10,000 f .

beſitzt , der kann recht wohl à 23 kr. per 100 fl . 38 fl . 20 kr. davon bezahlen , wenn nur Der , der

auf ein gleiches Haus 9000 fl. Schulden hat , durch die Veränderung der Steuer erleichtert wird .

Letzterer zahlt bis jetzt à 19 kr. 31 fl. 40 kr . , wird aber nach meinem Vorſchlage nur zu verſteuern

haben 10,000 fl . , weniger 9000 fl . , alſo 1000 fl. à 23 kr. oder 3 fl. 50 kr . ; er wird erleichtert

um 27 fl. 50 kr.

Das Grund - und Häuſerſteuercapital beträgt jetzt in runder Summe 600,000,000 fl . , dieſe

ertragen zum bisherigen Anſatze à 19 fr . 1,900,000 f .

Zieht man nach meinem Vorſchlage die Hypothecarſchulden ab , welche nach dem Urtheile Kun —

diger 100,000,000 fl . betragen mögen , ſo bleibt ein Grund - und Häuſerſteuereapital von 500,000,000fl .
und dieſes erträgt zu meinem vorgeſchlagenen erhöhten Anſatze von 23 kr. 1,916,000 fl .

Folglich wird der Ertrag dieſer Steuer derſelbe bleiben ; dieſelben Perſonen , die bisher 1,900,000 fl.

ſteuerten , werden die nämliche Summe auch in Zukunft ſteuern ; nur das wird der Unterſchied ſein ,

daß die Steuer mehr nach dem wahren Eigenthum , als nach dem Beſitze , daß ſie gerechter ver —

theilt ſein wird . Und dieß , meine Herren , iſt gerade der einzige vernünftige Zweck einer Steuerver —

änderung ; iſt dieſer Zweck erreicht , dann iſt die Aufgabe gelöst .
Was die Ausführung dieſer Maaßregel betrifft , ſo unterliegt ſie bei der Offenkündigkeit der Hypo —

thecarbücher keiner Schwierigkeit . Vielleicht findet man es zweckmäßig , die vom Auslande auf die Liegen —
ſchaften geliehenen Summen nicht in Abzug zu bringen ; ich will mich übrigens auf das Genauere

hier nicht weiter einlaſſen , es würde ſich bei der Redaction des Geſetzentwurfs und bei Abfaſſung der

Vollzugsverordnungen ergeben .
Daß ich nun die Eigenthümer der auf Liegenſchaften verhypothecirten Summen für dieſe Sum —

men beſteuert wiſſen will , bedarf nach dem Wahlſpruch der Steuerwiſſenſchaft „ein Jeder ſteure nach
Vermögen “ keiner Rechtfertigung . Warum ſollte Derjenige , der ein Gut beſitzt , das vielleicht nur 3 Pro —
cent erträgt , Steuer bezahlen , und nicht Derjenige , der ſein Geld ſtatt in Liegenſchaften in Hypotheken
angelegt hat , die ihm 4 bis 5 Procent ertragen ? Wer gerecht ſein will , kann nicht dagegen ſein .
Nur wird die Klugheit gebieten , dieſe Steuer mäßig anzuſetzen , etwa auf 10 kr. per 100 fl . oder

1/6 Procent . Daß der Zinsfuß dadurch ſteigen wird , beſorge ich nicht , da , wie ih fon oben aus —

einandergeſetzt , es nicht in der Macht der Gläubiger allein ſteht , ihn zu beſtimmen . Sorgt man nur

dafür , daß der Capitaliſt nicht gerade abgeſchreckt wird , ſeine Gelder nach wie vor auf Hypotheken
anzulegen , und nicht verleitet wird , ſie anderwärts nutzbar zu machen , ſo iſt hier nicht das Geringſte
zu fürchten .

Beides geſchieht aber erſtens dadurch , daß man die Steuer mäßig anſetzt , und zweitens dadurch ,
daf man auch das übrige bewegliche Vermögen beſteuert . Daß Letzteres geſchehen ſoll , wird Niemand

bekämpfen , er müßte denn wollen , daß ein großer Theil des Nationalvermögens unbeſteuert bliebe ,
was um ſo ungerechter wäre , als ſich dieſer Theil gerade in den Händen der Reichern befindet .

Wie ich ſchon oben angedeutet , habe ich hier das Mobiliarvermögen und das landwirthſchaft⸗
liche Betriebscapital nicht im Auge . Beide ſtehen ſo ziemlich im Verhältniß zu den Häufer - und Güter -
ſteuercapitalien und können als mit dieſen verſteuert betrachtet werden . Was ih hier im Auge Habe,
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ſind die in Schuldſcheinen , Wechſeln , Activforderungen und Staatspapieren beſtehenden Activcapi —

talien .

Hier liegt nun , ich weiß es , die größte Schwierigkeit in der Ermittelung und der Erhebung . Hier

gilt es , das flüchtige , verſteckbare , nur durch ein Stück Papier repräſentirte Capital an ' s Tageslicht zu

bringen und feſt zu halten . Meine Herren , es iſt ſchwer , aber nicht unmöglich ; nur muß die Regierung
ernſtlich wollen . Auch gebe ich Ihnen gern zu , dieſer Steuer wird mancher Gewiſſenloſe entgehen und

man wird fie bei aller Sorgfalt niht vollſtändig und durchaus gerecht erheben können ; aber unvollkommen

find alle Dinge , und wenn auch die durch dieſe Steuer getroffene Claſſe der Capitaliſten nicht nach genau

gerechter Vertheilung unter ſich beigezogen werden kann , ſo wäre es , gegenüber von allen übrigen
Steuerpflichtigen , doch noch viel ungerechter , dieſe ganze Claſſe überhaupt gar nicht beizuziehen .

Ich ſchlage vor , dieſe Capitalſteuerbeiträge auf dieſelbe , oder doch auf eine ähnliche Weiſe zu ermit -

teln , wie die Gewerbſteuercapitalien ermittelt werden . Ein Jeder fatire ſeine in Forderungen oder Staats —

papieren beſtehenden Capitalien ſelbſt , und eine Steuercommiſſion urtheile als Geſchworne über die Richtig —
keit dieſer Selbſtangabe . Da hier gerade die Schwierigkeit in der Ermittelung der Capitalien liegt , ſo muß

ich genauer auf die Sache eingehen .
Die Steuercommiſſion werde , z. B. in Städten von und über 6000 Seelen , wie folgt zuſammen⸗

geſetzt :
Aus dem Bürgermeiſter , 2 Mitgliedern des Gemeinderaths , 3 Mitgliedern des kleinen Ausſchuſſes ,

6 Mitgliedern des großen Ausſchuſſes und 3 Staatsbürgern , die nicht Gemeindebürger find . Die erften

2 würden vom Gemeinderath , die folgenden 3 yom kleinen Ausſchuß , die weitern 6 vom Gemeinderath
und kleinen Ausſchuß zuſammen , und die letzten 3 von der Staatsbehörde gewählt . Der Bürgermeiſter
führt den Vorſitz und die übrigen 14 theilen ſich durch Wahl oder Loos in zwei Abtheilungen von je 7 ,

wovon die eine Abtheilung die Faſſionen annimmt , und unter Benehmung mit den Steuerpflichtigen

berichtigt , während die andere Abtheilung die dagegen erhobenen Reclamationen unterſucht ; über die

Reclamationen ſelbſt entſcheidet definitiv die vollzählige Steuercommiſſion . Die Ermittelung der Activ —⸗

capitalien kann dann ferner durch verſchiedene Strafbeſtimmungen geſichert werden , wie z. B. dadurch ,

daß man eine verſchwiegene Forderung für den Beſitzer und zum Theil zu Gunſten des Schuldners in Ge⸗

fahr bringt , oder dadurch , daß die Amtsreviſorate und Notariate bei denjenigen Rechtsgeſchäften , wo der

Vermögensſtand eines Staatsbürgers zu ihrer Kenntniß kommt , angewieſen werden , dieſen Vermoͤgens⸗

ſtand mit den Faſſionen zu vergleichen , und bei einer gewiſſen Verſchiedenheit der Behörde Anzeige davon

zu machen u. ſ. w.

Kurz , die Sache läßt ſich machen , ſo gut als ſich die Gewerbfteuercapitalien ermitteln laffen . Man

muß nur wollen .

Das Bedenken könnte freilich noch Jemand aufwerfen , daß er nämlich ſagte : die Bürger , welche

die Steuercommiſſion bilden , werden ihre Mitbürger , die Steuerpflichtigen , gerne nieder beſteuern und

durchſchlüpfen laſſen , und jede Gemeinde wird zu fich fagen : die übrigen Gemeinden mögen ihre Staat -

ſteuer tragen , wenn nur wir gut durchkommen . Aber erſtens , meine Herren , gibt e8 doh auch unter den

Reichen viele Rechtſchaffene , zweitens gibt es Eitle , die , wie das die Erfahrung in andern Ländern gelehrt
hat , ihr Vermöͤgen eher hoͤher als wahr angeben , und drittens müſſen Sie bedenken , daß von den ermittel⸗

ten Capitalien nicht allein die Staatsſteuer , ſondern auch die Gemeindeſteuer erhoben wird . Dieſes letztern

Umſtandes wegen werden ſchon die Bürger im Allgemeinen darüber wachen , daß Niemand zu nieder fatirt

oder gar ganz ausgelaſſen werde , und da Gemeinderath und Ausſchuß , wie alle regierenden Behörden ,

gern über Gelder zu verfügen haben , und da nach meinem Vorſchlage die Steuercommiſſion zum größten
Theil aus ihnen gebildet iſt , ſo liegt in dieſem Umſtande ſchon eine Bürgſchaft gegen Unterſchleife .

Wenn nun die von mir vorgeſchlagenen Veränderungen des Steuerſyſtems an ſich ſchonein großer
Schritt der Annäherung zur Gerechtigkeit ſind , fo Haben fie mögliherweife , ja man fann faft fagen gewiß ,
noch eine andere Folge , eine Folge der wünſchenswertheſten , wohlthätigſten Art .

Fragen Sie nämlich die Gemeinden , in welchen Octroi auf Bier , Wein , Fleiſch oder Mehl beſtehen ,
warum ſie dieſelben eingeführt , oder noch nicht abgeſchafft haben . Man wird Ihnen antworten , weil ,

wenn man die durch die Oetrois erzielten Summen nach dem jetzigen ungerechten Steuercataſter noch zu
den ſchon darnach erhobenen Steuern direet umlegen wollte , die Ungerechtigkeit allzu freind wer -
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den würde , ſo daß man die andere Ungerechtigkeit , die in den Oetrois liegt , noch vorziehen müſſe .

Kennen Sie etwas Schreienderes , Empörenderes , als ein Mehloctroi ? als eine Beſteuerung des Brods ,

des erſten Bedürfniſſes zum menſchlichen Leben ? die den Armen nicht allein eben ſo trifft , wie den Reichen ,

nein , noch viel härter , weil Brod ſein Hauptnahrungsmittel iſt , während der Reiche ſich mehr mit Fleiſch

und andern guten Dingen nährt . Nun , die Gemeinde Mannheim z. . , erhebt ein Mehloctroi , welches

vom Laib Brod faſt 1 kr. und im Ganzen 26,000 fl. beträgt . Nach den Verhandlungen , die darüber in

Mannheim ſtattgefunden , kann ich mit Gewißheit ſagen , dieſe aufgeklärte Gemeinde würde dieß Octroi
ohne Zögern abſchaffen , wenn man ihr ein Steuerſyſtem gäbe , nach welchem die direete Umlegung dieſer

Summe keine Ungerechtigkeit wäre . Nähern wir daher unſer Steuerſyſtem der Gerechtigkeit , ſo legen wir

zugleich die Art an dieſe , alles Gefühl empörende Oetrois ; wir thun eine doppelte Wohlthat .
Was ich nun ferner noch vorgeſchlagen habe , iſt nicht eine Veränderung im Syſtem , ſondern eine

beſſere Anwendung des beſtehenden . Ich meine die wiel zu nieder taxirten Wälder . Der Morgen ift im

Durchſchnitt zu 20 fl. angeſchlagen , aber wenigſtens 60 fl . werth . Während der arme Bauer von ſeinem

Acker ſchwere Steuer zahlen muß , geht der meiſtentheils reiche Waldbeſitzer , der Standes - und Grundherr

faſt frei aus . Ich verlange , daß man die Wälder von nun an nach ihrem wahren Werthe zur Steuer

beiziehe.
Die Annahme meiner Vorſchläge würden folgende Reſultate haben . Die Grundſteuer wird gerechter

vertheilt werden , ſich aber in ihrem Geſammtbetrag nicht ändern . Die Kaufacciſe wird im ungefähren Be —

trag von 400,000 fl . wegfallen und dieſe Summe wie folgt gedeckt werden :

10 kr . per 100 fl . von den auf Liegenſchaften verhypothecirten Capitalien , dieſe letztern zu

400 %000000 fbe angeſchlagann : : : ; ; : ð E EaG 166,666 fl

8 fr : per 100 fl. von Aetivforderungen und Staatspapieren , dieſe zuſammen zu

100000000 fl . angeſchlagennnin ? 43353336

Die Waldſteuer auf 1,000,000 Morgen berechnett 130,000 ,

rund . . 430,000 fl .
Ich Habe Hier die Activforderungen nur zu 100,000,000 fl . angenommen , umja nicht zu viel zu

rechnen , aber Alles läßt vermuthen , daß ſie das Doppelte , wenn nicht mehr betragen , was dann die

Mittel an Handen geben würde , die Aeciſe auf eine Fleiſchgattung oder einen Theil der Bieracciſe abzu —

ſchaffen , oder ſonſt eine Steuererleichterung zu gewähren . Hiemit bin ich zu Ende .

Ich habe meine Pflicht gethan , thun Sie nun die Ihre . Wenn Sie aber bei Ihrer Prüfung meiner

Vorſchläge auf Bedenken kommen , wenn Sie finden , daß auch dieſe Veränderungen ihre Mängel im Ge⸗

folge Haben , ſo vergeſſen Sie nicht , daß etwas Vollkommenes keinem Sterblichen gelingt , und daß wir

Menſchen nur darnach ſtreben können , an die Stelle des Ungerechten etwas Minderungerechtes zu ſetzen.

Gelangen Sie bei Ihrer Prüfung aber zu dem Reſultate , daß ſich eine Annäherung an die Gerechtigkeit

noch beffer , nod leichter auf einem andern als auf dem von mir vorgeſchlagenen Wege erreichen laſſe , ſo

werde ich mit Freuden meine Vorſchläge zurück nehmen und den Ihrigen beiſtimmen ; aber daß Verbeffe —

rungen beſchloſſen , daß Etwas gethan werden muß , das , ſo hoffe ich , wird jedenfalls nach einem prüfen⸗

den Blick auf unſer jetzt beſtehendes Steuerſyſtem Ihr Wunſch , Ihr Beſchluß ſein .

|
|!
i]

Welcker ' s Erklärung über die Domänenfrage .

In der ſiebenundzwanzigſten öffentlichen Sitzung der zweiten Kammer hielt der Abgeordnete Welcker

bei der Debatte über die Einkünfte der Domänen folgenden Vortrag .
| Ich unterſtütze den Antrag der Commiſſion , daß nämlich die Kammer zu Protocoll ausſprechen möge ,
daß ſie dem Vollzuge der Staatsminiſterialverfügung vom 11 . Februar 1840 , Nro . 260 , für die rechtliche

Natur und Eigenſchaft der betreffenden Vermögenstheile durchaus keine Rechtsfolgen oder anzuerkennende
Wirkung zugeſtehe . ( In dieſer Staatsminiſterialverfügung heißt es unter Anderm : „ Vom 1. März 1841



kammer , der Forſtdomänenadminiſtration und der Berg - und Hüttenverwaltung befindlich iſt , an irgend

einen andern Etat uͤberwieſen werden , ohne Regulirung eines an die betreffende Verwaltung zu bezahlenden

pacht - und beziehungsweiſe Miethzinſes , oder ohne Bezahlung des Capitalwerthes an die Domanialgrund —

ſtückverwaltung . ) Ich kann dabei zugleich mein Bedauern nicht unterdrücken , daf die Maaßregeln des

Finanzminiſteriums eine ſolche Verwahrung hervorgerufen haben , und noch mehr mein Bedauern darüber ,

daß dieſelbe Maaßregel in dem Lande die beunruhigende Frucht erzeugte , es möchte die Abſicht ſein , die

60 Millionen Domänen und ihren Ertrag dem Lande zu entziehen . Zwar ſuchte ein halbofficieller Artikel

in der Carlsruher Zeitung diefe Beunruhigung zu beſeitigen , doch war dieſer Artikel nicht vollkommen dazu

geeignet : Es ſtanden auch dieſen beruhigenden Worten die Aeußerungen und Maaßregeln des Finanzmini⸗

ſteriums gu bedeutſam entgegen . Ich rechne dahin einzelne frühere Aeußerungen und Maaßregeln , die in der

Verwaltung und in der Benutzung die Domänen von dem übrigen Staatsgut trennen und die ſchon frühere

Verwahrungen ganz ähnlicher Art von Seite der Kammer hervorriefen . Ich rechne dazu das neue Reſeript |

und die ſchon auf dem vorigen aufgelösten Landtage in der Commiſſion verhandelte Verwahrung dagegen , |
welche diefer Bericht jest enthält . Ich rechne ferner dazu die Maaßregel des Finanzminiſteriums , dağ aug - ||

nahmsweiſe die großen Summen für Ablöſung der Domanialzehnten ſäͤmmtlich nur wieder verwendet wer⸗

| den zum Ankauf von Gütern auf eine Weiſe , daß nachdenkende , kundige Leute im Lande den Glauben niht |

|| unterdrücken konnten , daß eine ſolche Ausgabe unter den gegenwärtigen Umftänden weder den ſtaatswirth⸗ li
ſchaftlichen noch finaneiellen Intereſſen des Landes entſpreche , daß ſie alſo Particularintereſſen dienen müſſe .

Bei der einmal entſtandenen Beunruhigung kam man auf den Gedanken , daß es mit jener drohenden Maaß⸗

regel im Zuſammenhang ſtehe , denn den finaneiellen und ſtaatswirthſchaftlichen Grundſätzen könnte ſolche

Verwendung jener bedeutenden Summen nicht entſprechen . Schon an ſich ſieht kein Bürger gern die Berz

minderung der Kleingüterbeſitzer und die Anhäufung zu großer Gütermaſſen in eine einzige Hand oder in

die Hand Weniger . Es hat dieß viele Nachtheile , die ich nicht ſchildern will — Aber es müßten dieſe Ankäufe

| vollends unter den gegenwärtigen Umſtänden Bedenken erregen . Denn gar Mande im Lande kannten den

Preis , um den dieſes oder jenes neue Domänengut angekauft war und berechneten , daß zumal in der Hand

der Verwaltung der Regierung dieſe Güter unmöglich einen ſolchen Ertrag haben können , daß es dem

Landeswohl entſpricht , das Geld ſo zu verwenden . Es war zu einer Zeit , wo man neue Schulden auf das

Land contrahiren mufte , wo die Eiſenbahn zu bauen war , wo man ſehnlichſt erwartete , daß es mit dieſem

Werke vorwärts ginge . Man berechnete , daß ſowohl der directe financielle Ertrag der Eifenbahn , wie

|

|
1
|||

|
j an ſoll kein Theil des Domanialvermögens , welches gegenwärtig in der Verwaltung der Hofdomänen⸗

|
|

gà
vollends der indirecte national - öconomiſche Vortheil viel größer ſei , als die Erträgniſſe aus der Verwen —

| dung zu jenen Ankäufen von Gütern . Man hoͤrte von dem Herrn Finanzminiſter — und es hat ſich aus

| der Rammer und ver Budgetcommifjion in wag Land verbreitet — : »denken Sie nicht , meine Herren , daf

||
ich das fürſtliche Familiengut für das Land anwenden werde . “ Dieß war der Grund , mit dem man auch

die gerechten Bedenken der Finanzmänner vom Fach in dieſer Kammer , welche auch eine andere Verwen⸗

dung dieſer Gelder vortheilhaft gehalten hatten , zu beſeitigen ſuchte , dieſer Männer , die nicht einſehen

konnten , wie nicht eben ſo gut die Eiſenbahn wie andere Bauwerke , wie Hüttenwerke , Brücken m.

|
|
|

auch ein reelles Grundvermögen des Staates bilden . Der Grundſatz des Herrn Finanzminiſters , daß

icht vermindern ſolle , war alſo in der Beziehung wenigſtens gar nichtman das reelle Staatsvermögenen

anwendbar . Ja , weil es einmal im Lande öffentlich beſprochen worden iſt , ſo will ich noch weiter ſagen ,

daß man in den Befürchtungen ſogar ſo weit ging , daß man dachte , das Unglück der nicht rechtzei⸗

tigen Ausführung des Eiſenbahnbaues , dieſes Unglück , wodurch allein es möglich geworden iſt , daß

auf der linken Rheinſeite eine uns ſo ſchädliche Concurrenz der Privateiſenbahn entſtand , und das un⸗

glück, von dem ſich noch vor kurzer Zeit das Oberland bedroht glaubte , daß die Bahn unr big Kehl |

| fortgeſetzt werden ſollte , rühre nur daher , weil man der Trennung der Domänen von dem Staate mit |

| ſchnellern Schritten entgegeneilen und wenigſtens derſelben nicht das Hinderniß der größern Schulden -

|
|| maffe für die - Cifenbahn entgegenğellen wollte , indem , man jedenfalls nad §. 59 der Verfaſſung einen

| ſehr guten financiellen Zuſtand für die Trennung nachweiſen müßte .
Í [i Dieß iſt nun ganz entſchieden eine unſelige Befürchtung , die ſo viel möglich beſeitigt werden muß .

Ich muß aber insbeſondere mein Bedauern darüber ausſprechen , daß der Herr Finanzminiſter dieſe

Beſorgniß durch Maaßregeln begründete , die ich an fidh dem Lande ſo ſehr unvortheilhaft halte . Ich



38

muß daher den dringenden Wunſch ausſprechen , daß durch die entgegengeſetzten Maaßregeln dieſe Be -

ſorgniß moͤglichſt und für immer getilgt werde . Ich will darüber nicht in das Einzelne eingehen , aber

ich will ausſprechen , daß ich glaube , dringende Rechtsgründe und Gründe der Politik rechtfertigen dieſen

meinen Wunſch . Ich kenne , meine Herren , die Zartheit des Gegenſtandes ; dennoch will ich dieſe Rechts —

und politiſchen Gründe angeben , ich werde es aber mit Rückſicht auf die Zartheit des Gegenſtandes

thun . Wenn man einmal öffentlich im Lande , in den Zeitungen des Landes durch Artikel und Gegen —

artikel , halb officielle und Privatartikel eine Sahe beſprochen , wenn ſie durch Verwahrung in der

Kammer zur allgemeinen Ueberlegung im Volke gekommen iſt : dann iſt es meiner Ueberzeugung nach

beffer und vortheilhafter , offen und redlich die Sache auf den Standpunet zurückzuführen , auf dem

ſie der Natur der Sache und der Gerechtigkeit nach ſtehen muß , als ſie künſtlich zu verhüllen . Mich

aber beſtimmen zu dieſer kurzen Angabe meiner Gründe ganz dieſelben Pflichten , die die verehrlichen

Mitglieder der Budgetcommiſſion beſtimmt Haben , ihre Verwahrung zu Protocol zu geben. Alles

beruht aber auf dem §. 59 der Verfaſſung , und ich will , damit Alles klar ſei , dieſen §. 59 verleſen :

„Ohngeachtet die Domänen nach allgemein anerkannten Grundſätzen des Staats - und Fürſten —

rechts unſtreitiges Patrimonialeigenthum des Regenten und ſeiner Familie ſind , und Wir ſie auch in

dieſer Eigenſchaft , vermoͤge obhabender Pflichten , als Haupt der Familie hiemit ausdrücklich beſtätigen ,

ſo wollen Wir dennoch den Ertrag derſelben , außer der darauf radicirten Civilliſte und außer andern

darauf haftenden Laſten , ſo lange als Wir Uns nicht durch Herſtellung der Finanzen in dem Stande

befinden werden , unſere Unterthanen nach Unſerm innigſten Wunſche zu erleichtern , der Beſtreitung
der Staatslaſten ferner belaſſen . “

Nun , meine Herren , gegen die Folgerung aus dieſem Artikel zu Gunſten jener etwa möglichen

Trennung , welchen Folgerungen die Commiſſion ihre Verwahrung entgegenſetzt ,— gegen jene Fol —

gerungen haben ſich frühere Kammern ſchon wiederholt , von dem erſten Zuſammentritt des Landtags

an , durch einzelne Glieder wenigſtens , immer verwahrt . Und in der That mit Recht . Denn der Satz
in jenem Artikel der Verfaſſung iſt eine doctrinell - hiſtoriſche Behauptung . Und lediglich auf dieſe Behaup⸗

tung wird in einem bloßen Zwiſchenſatz eine Folgerung gegründet , welcher dann doch zunächſt gar
keine practiſche Folge gegeben wird . Vielmehr bleiben alle Einnahmen der Domänen dem Land und die

Domänen unterſtehen der ſtändiſchen Controle und Zuſtimmung , wie es auch andere Artikel noch

beſtimmter ausſprechen . Iſt nun aber jener doctrinelle Satz falſch , ſo fällt auch die ganze Folgerung ,
wie das irrige Reſultat aus einer falſchen Rechnung , als nichtig zuſammen . Falſcher aber , meine Herren ,

als jener doctrinelle Satz iſt vielleicht in der ganzen Welt noch nie ein Satz ausgeſprochen worden .

Sh meine den Satz , daß die Domänen nach allgemein anerkannten Grundſätzen des Staats - und

Fürſtenrechts unſtreitiges Patrimonialeigenthum des Regenten und der Regentenfamilie ſeien . Meine

Herren , die Sache verhält ſich abſolut entgegengeſetzt . Von allen gründlichen Publiciſten , von dem

Anfange einer publieiſtiſchen Litteratur in Deutſchland an , hat nicht ein achtbarer Mann dieſen Satz
behauptet . Schon Hugo Grotius , der Vater des neuen Völkerrechts , Puffendorf , Cocceji , Leyſer ,
Moſer und der neueſte , gründlichſte aller Publiciſten , Klüber , und die in dem §. 253 ſeines Staats —

rechts aufgeführten vielen Schriftſteller ſagen ausdrücklich und ganz entſchieden das Gegentheil . Und

dieſes ſoll nun unſtreitiges , anerkanntes Staats - und Fürſtenrecht ſein ? Meine Herren , die deutſchen

Staaten ſind von demſelben Volksſtamme ausgegangen , von dem die meiſten germaniſchen Staaten

ausgingen ; in allen dieſen großen germaniſchen Staaten , wo überall das deutſche Recht , gerade in

Beziehung auf die fürſtlichen und Regierungsrechte , zu Grunde lag , ſind die Domänen anerkanntes

Staatseigenthum : ſo in Frankreich , England , Holland , Belgien , Schweden , ſo in Oeſterreich und

Preußen . — So iſt es nun auch in den deutſchen Landen . Die baieriſche Verfaſſung erklärt ganz aus —

drücklich die Domänen für Staatseigenthum , nur ausnahmsweiſe einzelne Partieen , einzelne Güter ,

Familienherrſchaften , wie ſie in Oeſterreich heißen , oder Familienfideicommiſſe oder Chatullegüter , ſind

getrennt von dem allgemeinen Domänenvermögen . Wo dieſes nachgewieſen werden kann , wer würde

da dieſes Privatrecht beſtreiten ? So hat man z. B. im Großherzogthum Heſſen mehrere ſolche Güter

gehabt , die in früherer Zeit mit den Domänen vermiſcht waren , und dort eine Abſonderung von den

übrigen Domänen ſchon in der Verfaſſung beſtimmt . Aber , meine Herren , felbft diefe abgefonderten
Theile , die nun der fürſtlichen Familie zugewieſen wurden , bleiben feſt und ungetrennt bei dem Lande ;
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es iſt kein Gedanke an eine Trennung von dem Lande , ſondern dieſes angebliche ſtürſtliche Familiengut

hat gerade die Eigenſchaft , daß es unter der ſtändiſchen Controle ſteht , daß alle ſeine Reventlen ver⸗

wendet werden für das Staatsbeſte . Meine Herren , es iſt auch alles dieſes nicht etwa bloß nach der

Meinung der Publiciſten , ſondern auch ganz hiſtoriſch , ſtaatsrechtlich und ſtaatsgeſetzlich in dem deuta

ſchen Staats - und Fürſtenrechte begründet . Die ältern deutſchen Grafen , Herzoge und Könige be⸗

kamen beſtimmte Landestheile ; dieſes Landeigenthum war die öconomiſche Grundlage ihrer fürſtlichen
Amtsrechte und Exiſtenz ; davon beſtritten ſie die fürſtlichen und die Regierungsausgaben . Als ſpäter —

Hin einige größere Grundherren ihr Privateigenthum zur Grundlage einer Regierungsgewalt machten ,

ſo wurde ihr Privateigenthum jetzt mit ihrem eigenen Willen eben ſo angeſehen , wie dieſes von der

Gemeinſchaft ausgehende Herzogs - oder Grafenamtsgut ; ſie beſtritten die Laſten ihrer Regierungs —

verhältniſſe aus dieſem Gute . So erhielt alſo dieſes Gut eine öffentliche , die Staatsnatur . Es hatten

damals und bis zur Auflöſung des Reichs die Unterthanen bekanntlich gar keine Pflichten zu Sieuern ,

als inſofern die angeblichen Familiengüter oder vollends die Domänen nicht ausreichten . Die Staats⸗

domänen waren die Grundlage , aus der die Staatslaſten beſtritten werden mußten . So , meine Herren ,

iſt es durchaus in der Natur der Sache gegründet . Aber wie kann man es vollends in Beziehung

auf Domänen behaupten , welche der Fürſt erworben hat , nicht als Privatmann , ſondern nur als

Fürſt , wenn er z. B. vom Kaiſer wegen ſeiner Grafen - und Herzogsrechte mit Beſtandtheilen der ſehr

zahlreichen Reichsdomänen beliehen wurde ; wenn er in Friedensſchlüſſen mit dem Blute ſeiner Unter⸗

thaner gewonnene und erkaufte Landestheile mit ſeinem Lande vereinigte : wären dieſe Privateigenthum
des Fürſten oder Eigenthum des Staates ? Wenn z. B. der badiſche Staat die Landestheile von Speyer ,

St . Blaſien , die Landestheile von Oeſterreich und der Pfalz erwarb und ſich nachweiſen läßt , daß die

dortigen Domänen nach dem uralten Staatsrechte dieſer Landestheile und den frühern Landesverhält —

niſſen Domänen waren ; erwarb ſie der Fürſt nicht nach ihrem frühern Verhältniß als Staatsdomänen ?

Wenn die Kloſter ſäculariſirt wurden im Namen des Fürſten ; wenn 1811 der Gründer unſerer Ver⸗

faſſung das evangeliſche Kirchengut wegen bequemerer Verwaltung mit dem übrigen öffentlichen Gute

der Domänen vereinigte , wer mag da den Gedanken ausſprechen , daß man die Domänen für Fami⸗

liengut hielt , und daß man der Kirche ihr Gut zu fürſtlichem Familiengut machen wollte ? Nur in

Beziehung auf den Sprachgebrauch waren einige Publiciſten ſcheinbar anderer Meinung ; es war

eine bloße Differenz des Sprachgebrauchs . Es war dem Mittelalter eigenthümlich , daß man Privat⸗

und öffentliche Rechte auch in dem Sprachgebrauch vermiſchte , und da war es ein bekannter Satz ,

daß der Fürſt ſagte : Land und Leute ſind mein Eigenthum . Iſt nun das Land ſein Eigenthum , nun

natürlich , ſo ſind auch die zum Lande gehörigen Domänen ſein Eigenthum . Aus einem ſolchen Sprach⸗

gebrauche haben Manche falſche Folgerungen gezogen . Ausnahmsweiſe Gewaltthaten werden wir doch

nicht als Grundſatz aufſtellen ? Einige derſelben verſchweige ich. Ich erwähne nur eine , die hinten -

nach juftificirt wurde . Als nämlich durd ) die Napoleon fhe Gewalt mitten im Frieden eine Reihe von

deutſchen Fürſten ihrer Nechte beraubt wurden durch ein factum nullo jure justificabile , da fand man

e8 für gut , das Unrecht nicht vollſtändig zu begehen und mit Rückſicht auf die ſchwer verletzten Rechte

der fürſtlichen Familien verletzte man das Land und entſchädigte dieſe Fürſten durch die Landesdomänen .

Dieſe Domänen begründeten ein vielfach unglückliches Verhältniß der Unterthanen . Meine Herren , ſolche

Mediatiſirungen wollen wir gewiß nicht als Rechtsverhältniß anſehen , ſie werden uns hoffentlich fremd

bleiben , und wenn ſie wieder vorkommen , ſo werden ſie nicht in der nämlichen Geſtalt vorkommen ,

ſolche Facta wiederholen ſich nicht in der nämlichen Geſtalt . Meine Herren , Carl Friedrich ſah wie

der Großherzog Carl , die badiſchen Domänen als zum Lande gehörig an . Leſen Sie das Hausgeſetz über

die fürſtlichen Fideicommiſſe , das wir in Händen hatten , als über dieſe Fideicommißgüter in dieſer Kam⸗

mer verhandelt wurde ; da iſt klar geſagt : nur einzelne Parzellen werden zu den fürſtlichen Fideicommiſſen

gerechnet , Parzellen , meine Herren , weit kleinere , als nur irgend die Capitale der Apanagen und der

Civilliſte . Und der edle Fürſt drückt ſich, indem er Beſchränkungen macht in Beziehung auf den Unter⸗

halt der Erſtgeborenen und der Nachgeborenen ſo aus : Er richte es ſparſam ein , damit nicht die fürſt⸗

lichen Kinder dem Lande zur Laſt fallen . Meine Herren , hätte Carl Friedrich den ganzen Compler der Staats -

domänen von Baden als fürſtliches Domänengut angeſehen , ſo wäre dieſe Sprache nicht möglich geweſen .

Es ſind auch nachher bei Aufſtellung der Civilliſte und Apanagen die Bedürfniſſe der durchlauchtigſten und

—. —



hohen Perſonen gänzlich nach den uns vorgelegten Wünſchen befriedigt worden ; ſo hat dieſer wunder —

liche auf wunderliche Weiſe in unſere Verfaſſung gekommene §. 59 höchſtens nur den Sinn eines guten

Willens des Fürſten , daß er etwaige Familiengüter nicht ausſcheiden , ſondern dem Lande zum Beſten ſie

mit den Domänen vereinigt laſſen will , oder den Sinn einer Verſorgung für äußerſte Fälle , an die wir

nicht denken dürfen .

Denken Sie nicht , meine Herren , daß ich eine Trennung und Scheidung zwiſchen Fürſt und Land

beabſichtigte . Nein , meine Herren , weder eine Streitdiscuſſion will ich veranlaſſen , noch einen ſolchen

ſtörenden Gegenſatz . Nein , ich denke monarchiſch , wir , das ganze Land , wollen ungetrennt bei dem

Fürſtenhaus bleiben , das Fürſtenhaus ſoll bei uns bleiben und wir wollen alsdann ſo wie bisher beide

mit den Domänen zuſammen bleiben . Eine Trennung wäre ein Unheil ; jeder Gedanke daran iſt ver —

derblich . Wenn dagegen wirklich dieſe Maaßregeln der hohen Regierung abgeändert werden können ; wenn

namentlich - auf eine vortheilhafte Weiſe die Zehntgüter zum Beſten der Eifſenbahn verwendet würden ,

ſtatt Schulden machen , ſo würde eine freudige Beruhigung im Lande erwirkt ; denn ich glaube , meine

Herren , der Tag , an dem man ernſtlich daran dächte , eine Scheidung der Domänen zu bewirken , der

Tag würde der Tag des gebrochenen Friedens ſein , und eine ſolche Beunruhigung wollen Sie von dem

Rande entfernen . Daraufhin geht die Verwahrung der Commiſſion , und ich unterſtütze dieſe Verwahrung . —

—Begründung der Motion des Abgeordneten Sander ,

wornach die großherzogliche Regierung erſucht werden ſoll :

1) die Wiederherſtellung eines geſetzlichen Zuſtandes der Preſſe im Groß⸗
herzogthum in thunlichſter Bälde zu bewirken ;

2 ) von ihrer Seite dazu beizutragen , daß in Befolgung des Art . 18 . D. der

deutſchen Bundesgcte der Preſſe in den deutſchen Bundesſtaaten ein feſter
und freier Rechtszuſtand gegeben werde .

Vorgetragen in der 31 . öffentlichen Sitzung der zweiten Kammer am 2. Auguſt 1842 .

Meine Herren !

Indem ich mich erhebe , um der Sache der Preßfreiheit das Wort zu reden , ſo geſchieht es zwar
mit dem erhebenden Gefühl , einer guten und edeln Sache mein geringes Wort zu verleihen . Es geſchieht
aber auch mit dem beengenden Gefühl der tiefſten Trauer , unſere Klage um das verlorene Gut der Preß —

freiheit fort und fort ungehört zu ſehen , unſer Verlangen um wenigſtens einigen beſſern Rechtszuſtand
der Preſſe nach wie vor unbefriedigt zu erblicken . Ja , es geſchieht mit dem Gefühl der tiefſten Betrübniß ,

auch jetzt nur eine geringe Hoffnung auf eine Erleichterung des auf ung laſtenden Preßzwangs zu beſitzen.
Ich beſorge nur zu ſehr , mit meinem Verlangen um Verbeſſerung des Zuſtandes unſerer Preſſe abermals

den Stein des Siſyphus zu wälzen , aber es hat doch wenigſtens den gewiſſen Erfolg , daß man uns nicht

zufrieden mit unſerer Lage findet , daß man nicht ruhig und ſorgenlos ſich niederläßt auf dem Sitze der

Cenſur , und daß man nicht mit Zuſtimmung von uns die proviſoriſche Regulirung der deutſchen Preſſe

zu einem ſtändigen Preßzwang erhebt . Zudem wirken neuere Zuſtände des gemeinſamen deutſchen Vater —

landes , das ſtärker und kräftiger erwachte Bewußſein deutſcher Nationalität , die mehr und mehr wach —

ſende Verbindung der deutſchen Staaten in ihren gemeinſamen , politiſchen und induſtriellen Bedürfniſſen

zu der Verſtärkung unſerer Bitte um Erleichterung der Preſſe mit , und wenn ich im Jahr 1839 fagen

konnte , ich wolle überhaupt kein Preßgeſetz , weil ich es nicht ſo möge, wie ich es bekomme , und es nicht
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ſo bekomme , wie ich e8 måge , fo fann id) jegt im- Jahr 4842 vielleicht eine Abſchlagszahlung erhalten ,

die mir wenigſtens meine jetzige gänzliche Forderung vermindert . Dabei habe ich aber nicht nöthig , am

wenigſten in dieſem Saale , allgemeine Betrachtungen über den hohen Werth der Preßfreiheit , der freien |;

Gedankenmittheilung , anzuſtellen . Wenn man zur Bekräftigung des überhaupt in neuerer Beit mehr - ||

erwachten Nationalbewußtſeins der verſchiedenen europäiſchen Völkerſtämme mit Grund fagt : die Sprache
|

ift gang das Volk , ſo kann man auch mit demſelben Grund hinzuſetzen : und die Preßfreiheit iſt ganz

das Recht und die Freiheit des Bürgers im Staate . Sie iſt der Sammelpunct aller ſeiner Rechtszuſtände “

und der wahre und allein richtige Maaßſtab ihrer Anerkennung und Verbürgung im Staate , in welchem

wir leider ſo weit gegen andere Völker zurückſtehen . Alle Rechte und Intereſſen des Bürgers , private

wie politiſche , geiſtige wie materielle , finden nur in der Preßfreiheit ihren letzten und ausreichenden Schutz

und Schirm , und ſelbſt eine Kirche , welche die Cenſur erfunden hat , mußte in neueſter Zeit die Erfah -

rung machen , daß die eigene Tochter in den Händen des Staats ihr ſelbſt entgegentrat und ſie daran

erinnerte , daß ohne Preßfreiheit es keine Gewiſſensfreiheit gibt , und daß die wahre Befreiung der Kirche

vom Staat nur durch eine freie Preſſe eingeleitet , gefördert und erreicht werden fann . |

Betrachten wir unter dieſen Vorausſetzungen den Zuſtand unſerer Preſſe , ſo iſt er kein erfreulicher

Das Preßgeſetz vom Jahre 1831 iſt uns im Jahre 1832 leider entzogen worden , und ſeitdem ſtehen wir |

unter der Cenfur . Noch an jedem Landtage erhoben wir dagegen Klagen , Bitten und Beſchwerden , eine |

fruchtloſer wie die andere , alle gleich ungehört und unbefriedigt . Die Regierung hat uns ſchon im Jahre |

1833 die Zuſicherung ertheilt , den Zuſtand der Preſſe durch ein Geſetz ordnen zu laſſen . Es iſt bis jetzt

nicht geſchehen . Die Kammer von 1837 verſtand ſich dazu , der Regierung die Ermächtigung zu geben ,

durch ein Proviſorium den höchſt mangelhaften Zuſtand der Preſſe zu regeln und zu verbeſſern . Es iſt |
nichts geſchehen . Wir liegen nach wie vor unter dem Druce der gänzlich ungeregelten Cenſur . Man hat

am Landtag von 1839 nachgewieſen , daß die Cenfur , wenn man ſie doch einmal haben ſollte , ſelbſt nach

den beſtehenden Bundes - und Landesgeſetzen eine Norm ihrer Anwendung darin beſitzt , daß ſie nur ſtrei⸗ |
tben kann , was beſtehenden Geſetzen widerſpricht . Man hat es als möglich dargethan und ſelbſt von

Seiten der Regierung angedeutet , daß eine Cenſurordnung im Wege der Geſetzgebung erlaſſen werden

kann , in welcher beſtimmt werde , was zu ſtreichen ſei , und unter welchen Formen und mit welchen

Rechtsmitteln gegen einen Strich die Cenſur zu üben ſeie . Es iſt ſo viel wie nichts geſchehen , indem die

Verordnung vom 3. Januar 1840 lediglich nur über den Recurs gegen einen Strich der Cenſur ergeht ,

und wir ſtehen nach wie vor unter dem geſetzlich nicht geregelten , rein willkürlichen Druck eines Preß —

zwangs , der , gegenüber der ſteigenden Ausbildung der öffentlichen Meinung und ihrem wachſenden Ge⸗

wicht , als Verhinderung dieſer Ausbildung und als Abläugnung dieſes Gewichts täglich ſchwerer für ||
das Volk , und in der Vorenthaltung eines Geſetzes damit täglich bedenklicher für die Regierung wird ,

weil er nothwendig zum Schluß führt , daß man entweder dieſen Zuſtand der Willkür dem Geſetz vor⸗

zieht , oder daß man ſelbſt einſieht , er laſſe ſich geſetzlich nicht beſtimmen und ſei alſo ſeinem wahren ,

innern Weſen nach nur Willkür und aber Willkür . |
Die neueften Erfahrungen , die wir über Den beklagenswerthen Zuſtand unſerer Preſſe gemacht |

haben , find baher aut traurig genug . Es war doch gewiß für das ganze Land kein Ereigniß wichtiger , |

als die Auflöſung der Kammern . Es konnte nichts geſchehen , worin der Ausſpruch der öffentlichen Mei⸗

nung nothwendiger , wobei ihre Freigebung ſelbſt für die wahren Intereſſen der Regierung räthlicher war ,

als bei der allgemeinen Wahl der Abgeordneten , welche in Folge dieſer Auflöſung eintrat . Nichts deſto

weniger wurde dem Volke das Recht entzogen , ſeine Stimme in den Tagblättern zu erkennen zu geben.

Jeder Artikel , der auf eine Freiheit der Wahl hinzielte , der eine freimüthige Unterſuchung unſerer innern

Zuſtände in dieſer Beziehung bezweckte , wurde entweder geſtrichen oder ſo unbarmherzig verſtümmelt ,

daß er unkenntlich in ſeiner Farbe , in ſeinem Zwecke wurde , und da man ſich bald daraus überzeugte ,

daß man außer der bloßen Namensanzeige des Gewählten gar nichts zuließ , ſo mußte man es vorziehen,
in unſern Blättern lieber zu ſchweigen und zu verſuchen , in fremden Zeitungen und in Flugſchriften doch

wenigſtens einige Wahrheit über unſere innern Zuſtände zu verbreiten , die dadurch , den eigenen Intereſſen

der Regierung zuwider , um ſo mehr die geſpannte Aufmerkſamkeit des Auslands auf uns ziehen mußte .

Auch jetzt noch müſſen wir ſehen , wie Angriffe und Verdächtigungen gegen die Kammer , gegen ihre Be -

ſchlüſſe und gegen einzelne Mitglieder in den unter Der Cenſur der Verwaltung ſtehenden Zeitungen den
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leichteſten Eingang gewinnen , und wie die Vertheidigung dagegen erſchwert und ſelbſt verweigert wird .

Ueber den gedrückten Zuſtand unſerer Preſſe könnte ich eine Maſſe von Beiſpielen anführen . Ich will es

aber unterlaſſen , weil alles dieſes zu bekannt iſt , und weil wir nur zu ſehr wiſſen , daß die Cenſur nicht
den Zweck und die Abſicht hat , die Wahrhaftigkeit der in den öffentlichen Blättern zu Tag gehenden
oͤffentlichen Meinung zu hegen und zu ſchützen , ſondern zu verhindern und zu unterdrücken .

Freilich nimmt man ſich ſelbſt dadurch das beſte und einzig ausreichende Mittel , die wahrhafte öffent —
liche Meinung kennen zu lernen . Freilich ſetzt man ſich ſelbſt dadurch in die Lage, die Meinungen , Wünſche
und Verlangen des Volkes nur nach den durch die Cenſur vollſtändig entſtellten Zeitungen und ins —

beſondere nach den Geheimberichten ſeiner Werkzeuge zu beurtheilen , welche ſolche nur nach den Wün —

ſchen und Zwecken ihrer Obern einrichten . Freilich führt man damit das ſo häufige Ergebniß herbei ,
daß alsdann die Anordnungen der Staatsverwaltung , die auf ſolche Berichte begründet ſind , allen wahr —

haften Zuſtänden des Volkes widerſtreben , nirgends paſſen , und daß ſie es alsdann in dieſem Widerſtreit
ſelbſt ſind , welche Unruhe hinſichtlich der Berückſichtigung der wahren Bedürfniſſe des Landes erzeugen
und Mißtrauen über ihre Befriedigung hervorrufen . Freilich wird man bei unſern Wahlen durch ihr

nicht ſo erwartetes Ergebniß unangenehm genug enttäuſcht und aus der ſichern Hoffnung des Siegs
geriſſen worden ſein , die man , nachdem die innern Blätter ſchwiegen , aus den nur Angenehmes und

Siegreiches enthaltenden Berichten ſeiner Untergebenen ſchöpfte . Freilich iſt alles dieſes die nothwendige ,
hochſt verderbliche Folge der Cenſur , die in der Unterdrückung der Wahrheit überall unabwendbaren Irr —

thum und unabweisliche Unkenntniß der wahrhaften Zuſtände des Volkes gerade in Denen erzeugt und

aufrecht erhält , die da berufen ſind , die Verwaltung des Staates zu leiten und zu ordnen , und die end —

lich einſehen ſollten , daß ſie durch ſolche verderbliche Cenſur ſich ſelbſt das erſte Mittel entziehen , ihre

Verwaltung den wahrhaften Zuſtänden des Volkes anzupaſſen , und ihren Grundſätzen ein Vertrauen zu
erwecken , welches allein darin liegt , daß dieſe unterſucht , erörtert und ſelbſt bekämpft werden dürfen .

Dazu dient hauptſächlich die Preßfreiheit , denn ſie iſt der Speer des Achilles , der , wenn er auh ver -

wunder , dod ) wieder heilt und hilft ; und hätten wir Preßfreiheit wenigſtens für unſere innern Zuſtände

gehabt , ſo wären alle die Zerwürfniſſe , die da beſtanden und die da leider noch beſtehen , entweder gar
nicht zu Tage gegangen , oder ſie wären ſchon längſt durch die Macht der freien öffentlichen Meinung in

Ruhe und Frieden ausgeglichen worden .

Eben deßhalb dürfen wir auch in keiner Weiſe nachlaſſen , zum wenigſten die Preßfreiheit für unſere
innern Augelegenheiten zu verlangen . Es iſt ſchon oft in dieſem Saale , und zwar insbeſondere durch
den vom Abgeordneten Mittermaier im Jahr 1833 erſtatteten gründlichen Bericht nachgewieſeu wor —

den , daß ſich eigentlich die Carlsbader Beſchlüſſe vom Jahr 1819 nicht auf die Einführung der Cenſur

für die innern Angelegenheiten eines deutſchen Staats beziehen , und wenn wir daher fort und fort nicht
nur über die Einführung dieſer Cenſur für unſere innern Angelegenheiten , ſondern auch über die ſtrenge ,
kein freimüthiges Wort verſchonende Ausübung derſelben zu klagen haben , ſo klagen wir über etwas ,
deſſen Abhülfe lediglich in den Händen unſerer Staatsverwaltung liegt , und deſſen Fortdauer ihr daher
auch einzig und allein zur Laſt verbleibt . Wahrlich , meine Herren , wenn wir überhaupt die geſetzliche
Regulirung unſerer Preßzuſtände verlangten , wenn wir in Beachtung einmal beſtehender Bundesgeſetze
nur wenigſtens die Preßfreiheit für unſere innern Zuſtände verlangten , wenn wir verlangten , daß durch
ein Proviſorium die gänzlich ungeregelte , ſchrankenloſe , launenhafte Uebung der Cenſur in der Art und

Weiſe ihrer Ausübung näher beſtimmt werde , und wenn wir auf all dieß beſcheidene Bitten nichts er —

hielten und abermals nichts erhalten ſollen , ſo können wir zwar nicht in der Ueberzeugung der Recht —

mäßigkeit unſerer Bitten , wohl aber am Ende in der Hoffnung einer Verbeſſerung unſerer Zuſtände
wankend werden . Ja wir können auf die Meinung kommen , daß unſere Staatsverwaltung uns über⸗

haupt den Fortſchritten einer ruhigen , der jetzigen Bildung angemeſſenen Vervollkommnung unſerer
Zuſtände nicht zuführen will , oder daß ſie es zu thun nicht im Stande iſt .

Daß aber unſer Verlangen kein zu weit gehendes iſt , das läßt ſich durch die Betrachtung der Ver —

hältniſſe der Preſſe anderer deutſcher Staaten beweiſen . In Baiern ift heutigen Tags noch das Preßedict
vom 21 . Mai 1818 in Kraft , wornach in Anſehen der Bücher und Flugſchriften vollkommene Preß⸗
freiheit beſteht , und wornach nur die politiſchen Zeitungen und periodiſchen Schriften politiſchen und

ſtatiſtiſchen Inhalts der Cenſur unterworfen find. Während man alfo in Baiern zumal vie innern An —
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gelegenheiten in kleinern Flugſchriften cenſurfrei behandeln darf , und darin ein nicht geringes fortdauern —

des Mittel beſitzt , die Cenſur der Zeitungen dadurch auf ein billiges , vernünftiges Maaß zurückzuführen ,

daß man die in den Zeitungen geſtrichenen Aufſätze in beſondern Flugſchriften entwickelt , und dergeſtalt

ihren nicht gerechtfertigten Strich nachweist , ſo herrſcht bei uns die Cenſur ſchrankenlos , weil ſie wohl

weiß , daß ſie niht nur den Gedanken an ſich , ſondern auch jede Vertheidigung desſelben ſtreichen und

verhindern kann . Ein nicht nur an Macht , ſondern auch an Einſicht hoch ſtehender königlicher Wille

ſucht in Preußen der ſchrankenloſen Cenſur den Stab zu brechen , und wenn wir die Zurücknahme un⸗

ſers Preßgeſetzes , und die Einführung ſo maaßloſer Cenſur von außen erhalten haben , ſo dürfen wir

vielleicht hoffen , daß man auch bei uns auf mildere Grundſätze für die Preſſe zurückkehren , und uns

namentlich durch alsbaldige Freigebung unſerer innern Angelegenheiten und durch geſetzliche Ordnung

der Cenſur in den Dingen , wo ſie nach bundesgeſetzlichen Normen wirklich beſtehen ſoll , beweiſen wird ,

daß wir nicht im eigenen Willen der Räthe der Krone und in ihrer Vorliebe für eine ſchrankenloſe Cenſur

den letzten Grund unſerer beklagenswerthen Preßzuſtände zu ſuchen und zu finden haben . Jusbeſondere

in den conſtitutionellen Staaten Deutſchlands , wo verfaſſungsmäßig in der Controle der Verwaltung

durch die Stände eine Einwirkung des Volkes auf dieſe Verwaltung beſteht , ſollte man niht anſtehen ,
die Preßfreiheit für die innern Angelegenheiten zuzulaſſen , weil ſie es iſt , durch welche dieſe Controle

wer Verwaltung hauptſächlich ausgeübt , vorbereitet und möglich gemacht wird .

Indem ich Ihnen , meine Herren , die Faſſung eines Beſchluſſes in dieſem Sinne vorſchlage , und

indem ich hoffe , daß dieſer Beſchluß , der über ein ſo heiliges Gut des Volkes , über ſeine Gedanken⸗

freiheit , auch - eine Verückſichtigung in der erſten Kammer erhalten wird , die ja nicht allein ſich und nur

ihre beſondern Intereſſen , ſondern auch mit uns das Volk vertreten foll , fo würde ih mih einer gerin -

gen Einſicht in die Lage unſerer Verhältniſſe ſchuldig machen , wenn ich dabei ſtehen und nicht meinen

Blick auch dahin wenden wollte , von wo unſere Preſſe , als ein Theil der geſammten deutſchen Preſſe ,

ihre oberſten Anordnungen empfängt .
Wenn auch den einzelnen deutſchen Staaten ein nicht geringer Spielraum in der Ordnung der

Landespreſſe gelaſſen iſt , ſo erhält doch die geſammte deutſche Preſſe ihre oberſte Richtung und das letzte

Maaß ihres Zuſtandes von dem Bundestag , weßhalb denn auch dieſe Beziehung zu erörtern und zu

verſuchen iſt , darin eine freiere Bewegung zu erzwecken . Unter den Rechten , welche die deutſche Bundes⸗

acte Dem deutſchen Volke im §. 18 zuſichert , iſt die Preßfreiheit ausdrücklich aufgeführt . In Folge der

Carlsbader Beſchlüſſe wurde aber durch Bundesbeſchluß vom 20 . September 1819 proviſoriſch auf fünf

Jahre als allgemeines Geſetz für die deutſche Preſſe vorgeſchrieben , daß - Schriften , die in Form täglicher

Blätter oder heftweiſe erſcheinen , deßgleichen ſolche , die nicht über zwanzig Bogen ſtark ſind , nur unter

Vorwiſſen und vorgängiger Genehmhaltung der Landesbehörden gedruckt werden dürfen . Kann man

nun auch ſtreiten , ob dadurch wirklich für ganz Deutſchland die Cenſur ausdrücklich nothwendigerweiſe

und in Allem eingeführt worden iſt , ſo will ich wenigſtens nicht darüber ſtreiten , daß dieſes noch jetzt

bei dem Bundestag ſo verſtanden und ausgelegt wird , und daß alſo auch der Bundesbeſchluß vom

16 . Auguſt 1824 , der das proviſoriſche Preßgeſetz vom 20 . September 1819 in ſo lange in Kraft

erhält , bis man ſich über ein definitives Preßgeſetz vereinbart haben wird , nach der Anſicht des Bundes⸗

tages noch heutigen Tags die Cenſur als die gemeinſame Regel der Preſſe über uns Deutſche verhän⸗

gen will .

Durch dieſe Fortdauer der nur proviſoriſch eingeführten Cenſur , und durch die ſpätern, die deutſche

Preſſe noch mehr einengenden Beſchlüſſe aus dem Jahre 1832 kann aber unſer Recht auf Preßfreiheit

nicht fur immer vernichtet werden , und wenn wir mit aller Gewißheit ſagen dürfen , daß die Zeiten der

Aufregung und der Gefahr für die innere Ruhe und Sicherheit der deutſchen Staaten , welche zur Be⸗

gründung dieſer proviſoriſchen Maaßregel angeführt wurden , vorüber ſind , und einem Zuſtand der

Ruhe , der Ordnung und nur geſetzmäßiger Beſtrebungen Platz gemacht haben , ſo ſollten wir auch

hoffen dürfen , daß man die Lage der deutſchen Preſſe erleichtert und daß man endlich Schritte macht ,

das in der Bundesacte enthaltene Verſprechen der Preßfreiheit einzulöſen . Hat man auch mannigfachen

Beſtrebungen in Deutſchland ihre Geſetz , Ruhe und Ordnung verneinende Richtung , übrigens grundlos

genug , vorgeworfen , ſo iſt es nicht gut , wenn dem entgegen der deutſche Bund ebenfalls nur eine die

verſprochenen Rechte der Deutſchen negirende Richtung annimmt , wenn er nur Schranken und Verbote
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aufſtellt , und noch zu der Zeit aufrecht erhält , wo die ſelbſt als vorübergehend bezeichneten Urſachen

derſelben wirklich und vollſtändig ſchon längſt vorüber gegangen ſind . Der deutſche Bund hat ſich durch

den deutſchen Zollverein die vorbehaltene Regulirung des deutſchen Handels und Verkehrs entziehen

laſſen , und hat damit ein großes Mittel weggegeben , die Bemeſſung und fernere Entwickelung dieſer

höchſt wichtigen materiellen Zuſtände in feinen Händen zu behalten . Die deutſche Preſſe , d. h. der

Weg , in dem die fortſchreitende geiſtige Entwickelung der Deutſchen hauptſächlich zu Tage geht , iſt in

ihrer zeitgemäßen freiern Regulirung und Ordnung durch den deutſchen Bund noch ein kräftigeres Mittel ,

das deutſche Volk an den deutſchen Bund zu knüpfen , und wenn man dieſes Mittel fort und fort ver⸗

ſchen mit dem deutſchen Bund den Bund ſelbſt nicht ſtärken und zur Abwehr jener gemeinſamen Gefahren

kräftigen , die ſtündlich näher rücken . Was das wieder erwachte deutſche Nationalbewußtſein , was ſein

obſchon gehemmtes Auftreten in der deutſchen Preſſe in neueſter Zeit gegen das drohende Frankreich

geleiſtet hat , iſt in unſerm Gedächtniſſe . Es iſt uns aber dann auch erinnerlich , daß ſich dadurch die

deutſche Preſſe um die Ehre und das Anſehen des deutſchen Vaterlandes wohl verdient gemacht , und

ſomit ein nicht geringes weiteres Recht auf ihre freiere Bewegung und auf ihre Entbindung von zeit —
widrigen Schranken erworben hat . Dieſe freiere Richtung , das Anſchreiten auf die Bahn einer deutſchen

Preßfreiheit , kann auch allein dem deutſchen Bund , dem Träger der gemeinſamen deutſchen Nationalität ,

ſein ihm gebührendes Anſehen und Gewicht unter den europäiſchen Staaten erwerben und begründen ,
und wenn Deutſchland fortan im Rathe der europäiſchen Völker mit der Cenſur , mit der Dienſtbarkeit

des Stillſchweigens belaſtet bleiben ſoll , ſo wird es nie den Rang darin einnehmen , der ihm nach ſeiner

Größe und Stärke vor allen gebührt , wenn man ihm Raum zu ſeiner Entfaltung gibt . Die tägliche
Erfahrung beweist dieſes nur zu ſehr .

Die Größe und Macht eines geſitteten Staates iſt gegenwärtig vor Allem auf die freie , vollſtändige
und ihrer Gründe und Zwecke ſich wohlbewußten Verbindung der Bürger zur Staatsgeſellſchaft gebaut ,

und dieſe Verbindung beruht wieder , in ihrer Vollſtändigkeit und Stärke , vor Allem auf der Gleich —

mäßigkeit der nationalen Abſtammung der Glieder des Staates und auf der Anerkennung , dem Schutz
und der Pflege dieſer Nationalität . Die freie Preſſe , die freie Erörterung ſämmtlicher innerer und äuße —

rer Angelegenheiten des Staates iſt aber das beſte Mittel , das Nationalbewußtſein zu beleben und zu

beſtärken . Hauptſächlich in ihr geht für alle Verhältniſſe des Staates die öffentliche Meinung , dieſe

Hauptmacht des Jahrhunderts , zu Tage . Dieſe öffentliche Meinung wird alsdann durch die freie Preſſe

auch in Beziehung auf die äußern Verhältniſſe dem Ausland erkennbar , und bildet dadurch einen beſſern

Maaßſtab der Kräfte der Nation , denn daß man nur weiß , wie viele Regimenter und Kanonen der

Staat beſitzt . Man hegte in Frankreich keine große Meinung von der Kraft und Gewalt Deutſchlands ,
weil man nirgends in der deutſchen Preſſe ein Deutſchland erblickte , und man ſtutzte daher nicht wenig ,
als man auf ein Mal in der deutſchen Preſſe fand , daß die Deutſchen ſich wie ein Mann erheben wür —

den , um einen Angriff auf ſeine Rheinlande zurückzuſchlagen . Gerade in ſolchen ſchweren Zeitverhält —
niſſen kommen aber die deutſchen Regierungen gegenüber dem Ausland durch ihre eigene Cenſur in nicht

geringe Verlegenheiten . In Ländern mit freier Preſſe enthalten die Zeitungen die Aeußerungen freier

Bürger über die Verhältniſſe zum Ausland , für welche keine Verantwortlichkeit der Regierung beſteht ,

während bei uns in Deutſchland durch die von der Regierung geübte Cenſur alle Zeitungen ſo zu ſagen

Organe der Regierung ſind . Gerade das , was ſie über auswärtige Verhältniſſe enthalten , läßt ſich als

die Meinung der Regierung , die es hat drucken laſſen , ja als eine Art Mittheilung von ihr anſehen ,
und gibt damit der auswärtigen Diplomatie eine hochſt willkommene Gelegenheit , Beſchwerden über die

feindſelige Richtung der Cenſur bei unſern Regierungen ſelbſt zu führen , die dann zum Beweis ihrer

friedlichen Geſinnung nur zu leicht in die Lage kommen , ihren inländiſchen Zeitungen durch die Cenſoren

offen den Krieg gegen uns predigen , oder wo die auswärtigen Regierungen unſere Intereſſen auf das

Höchſte bedrohen und verletzen . So iſt es der oberdeutſchen Zeitung dahier ergangen , welche wegen ihrer
Aufſätze gegen franzöſiſchen Uebermuth einen andern ſtrengern Cenſor erhielt . So geht es gegenwärtig
deutſchen Zeitungen an unſerer Nordgränze , und ſo erklärt ſich die zärtliche Sorgfalt auswärtiger Mächte

für die deutſche Cenſur recht gut als ihr eigenes wohlverſtandenes Intereſſe , welches ſie mittelſt der deutſchen

den Mund über die auswärtigen Verhältniſſe ſelbſt dann zu ſchließen , wo die auswärtigen Zeitungen



Cenſur dadurch bei uns ſelbſt verfolgen , daß ſie ein Verbot der Erörterung unſerer Intereſſen gegen —

uͤber den ihrigen , d. h. gegenüber den Intereſſen des Auslandes , erwirken . Wir Deutſche klagen deßhalb

die Cenſur nicht nur der Beſchränkung unſerer innern geiftigen und materiellen Entwickelung an , ſondern

wir flagen aud die Cenſur an der Darniederhaltung des deutſchen Nationalgefühls , der Unterdrückung
der Erörterung unſerer gemeinſamen Intereſſen gegen das Ausland , und damit der Schwächung der |

Kraft Deutſchlands , und der Verminderung ſeines ihm gebührenden Anſehens und ſeines wohlverdienten

Gewichts in der europäiſchen Staatenfamilie .
Man kann uns nicht entgegenhalten , daß die deutſchen Regierungen in Zeiten der Gefahr der

deutſchen Preſſe den Zügel ſchießen laſſen werden . Sie können es aus diplomatiſchen Rückſichten nicht ,

wenigſtens nicht in dem Grade , wie es alsdann nöͤthig wäre , oder es iſt oft zu ſpät , und jedenfalls iſt

die Preſſe nicht ein Ding , welches man wie ein Bajonett nach Belieben auf - und abſchraubt , welches

man je nach ſeinem Bedürfniß frei gibt , und dann wieder in das Gefängniß der Cenſur verbringt .
Eben ſo wenig kann man uns entgegnen , daß ein Verſuch zur Erleichterung der ſo gedrückten

deutſchen Preſſe von uns aus , von einem kleinen deutſchen Staat , vergeblich ſein werde . In den klei —

nern , ganz und mit ungemiſchter deutſcher Bevölkerung zum deutſchen Bund gehörenden deutſchen Staaten

liegt eben deßhalb die reine , unverfaͤlſchte Sache Deutſchlands . Sie ſollten daher auch die erſten und

ächten Wortführer ſolcher ganz deutſchen Nationalanliegen ſein , und an ihnen wäre es , vor Allen die

heilige Sache der deutſchen Preßfreiheit , die Emancipation des deutſchen Geiſtes da zur Sprache zu

bringen , wo ſie mit ihrer Einmüthigkeit ihre vom ganzen deutſchen Volke gebilligten Verlangen auch

durchſetzen können ; an ihnen iſt es , zu verlangen , daß man durch eine richtigere Auslegung der Carle -
bader Beſchlüſſe , insbeſondere durch Freilaſſung der innern Angelegenheiten eines deutſchen Bundes⸗

ſtaates von der Cenſur , der deutſchen Preſſe alsbald eine freiere Bewegung geſtatte , und daß man von

Seiten des deutſchen Bundes den proviſoriſchen Zuſtand der deutſchen Preſſe definitio nach Maaßgabe

der in der Bundesacte verheißenen Preßfreiheit regeln möge.
Ich ſchlage Ihnen daher vor : eine Adreſſe an Seine Königl . Hoheit den Großherzog zu richten ,

worin wir unter Zugrundlegung der früher im Jahr 1839 erlaſſenen Adreſſe , um eine geſetzliche Re⸗

gulirung unſerer Preßzuſtände , insbeſondere um Freigebung der Preſſe für unſere innern Angelegen —

Heiten von der Cenſur , um eine alsbaldige Erleichterung des ſo ſchwer auf uns laſtenden Preßzwangs ,
und um eine Verwendung bei dem deutſchen Bunde bitten , daß die proviſoriſchen Preßbeſchlüſſe des

deutſchen Bundestags in eine definitive Regulirung der deutſchen Preſſe , nach Maaßgabe der etwa ver⸗

ſprochenen Preßfreiheit , übergeführt werde . Es iſt zwar neulich auf den Antrag des ehrenwerthen Ab⸗

geordneten Welcker der Beſchluß gefaßt worden , den Wunſch in das Protocoll niederzulegen , daß

ſaͤmmitliche proviſoriſche Maaßregeln des deutſchen Bundes zurückgenommen werden , und unter ihnen

befinden ſich auch die über vie Preſſe . Der Antrag des Abgeordneten Welcker enthielt jedoch eine all⸗
gemeine Richtung auf alle den Deutſchen zugeſicherten Rechte , ſo daß ich glaube , es könnte neben ihm

immer nod ) in Beziehung auf die deutſche Preſſe die von mir beantragte Adreſſe um ſo mehr beſchloſſen

werden , als ich durch dieſen Vorſchlag einer Adreſſe auch unſerer erſten Kammer den Weg öffnen will ,

zu beweiſen , daß ſie dem allgemeinen Verlangen Deutſchlands um eine freiere Regulirung der deutſchen
Preßzuſtände nicht entgegenſteht . Aus Furcht vor dem freien Gedanken hat man die Cenſur erfunden .

In der Furcht vor dem freien Gedanken wird die Cenſur ausgeübt . Sorge man , daß wir nicht ſagen :

und durch die fortwährende Furcht vor dem freien Gedanken wird die Cenſur aufrecht erhalten . Gewiß ,

das deutſche Volk verdient für ſeinen Standpunct in der politiſchen Bildung , fur die tief begründete

Geſetzmäßigkeit ſeiner Geſinnungen und Beſtrebungen ein beſſeres Schickſal ſeiner Preſſe . Vertraue man

ihm , fo wird e8 wieder vertrauen , denn nur Vertrauen gebärt Vertrauen , Mißtrauen aber auch nur

wieder Mißtrauen mit all ſeinen unausbleiblichen ſchlimmen Folgen .



Commiſſionsbericht
über

pie Motion des Abgeordneten Sander , die freie Preſſe betreffend .

Erſtattet von dem Abgeordneten Rindeſchwender .

Sie haben , meine Herren ! Ihrer Commiſſion den Auftrag ertheilt , über den Antrag des Abge⸗

ordneten Sander Bericht zu erſtatten , wornach die großherzogliche Regierung erſucht werden ſoll :

1) Die Wiederherſtellung eines geſetzlichen Zuſtandes der Preſſe im Großherzogthum in thunlichſter

Bälde zu bewirken ;

2 ) Von ihrer Seite beizutragen , daß in Befolgung des Art . 18 . D. der deutſchen Bundesacte der

Preſſe in den deutſchen Bundesſtaaten ein feſter und freier Rechtszuſtand gegeben werde .

Ihre Commiſſion , in deren Namen ich zu berichten die Ehre habe , ſchließt ſich mit voller Ueber⸗

zeugung Allem an , was über den hohen Werth der freien Preſſe und ihre Nothwendigkeit für Deutſch —

lands nationale und politiſche Entwickelung von dem Antragſteller bei der Begründung ſeiner Motion

geſagt worden iſt .
Da jedoch in Betreff dieſer Seite unſers Gegenſtandes in einem Lande , wo Regierung und Stände

ſchon vor eilf Jahren mit einander einverſtanden waren , die Cenſur aufzuheben ; wo Preßfreiheit be⸗

ſtünde , wenn ſie nicht von außen vernichtet worden wäre — die Stimmen nicht ſehr getheilt ſein können ,

ſo glauben wir vor allen Dingen uns mit der Frage beſchäftigen zu müſſen , mit welchem Rechte Preßfreiheit

gefordert werden könne und auf welchem Wege ein geſetzlicher Zuſtand der Preſſe wieder zu erlangen feie.
Manche finden in den beſtehenden Bundesgeſetzen kein abſolutes Hinderniß der Begründung des

geſetzlichen Zuſtandes der Preſſe und glauben , daß die Cenſur , wenn man ſie doch einmal haben ſoll ,

ſelbſt nach den gegenwärtigen Bundes - und Landesgeſetzen eine Norm ihrer Anwendung darin beſitze ,

daß ſie nur ſtreichen dürfe , was beſtehenden geſetzlichen Verordnungen widerſpricht ; ſie halten es nicht

für unmöglich , eine Cenſurordnung im Wege der Geſetzgebung zu erlaſſen , in welcher beſtimmt werde , was zu

ſtreichen und unter welchen Formen und mit welchen Rechtsmitteln gegen einen Strich die Cenſur zu üben ſei .

Nach der Natur der Sache ſowohl , als nach den bis jetzt gemachten Erfahrungen muß jedoch ein

geſetzlicher Zuſtand der Preſſe neben der Cenſur für eine Unmöglichkeit gehalten werden . Eine Cenſur ,
die nur wirkliche Rechtsverletzungen und Verbrechen verhüten ſoll , ſo zwar , daß die Verweigerung der

Druckerlaubniß eine Strafe iſt , die nur den Schuldigen und die geſetzlich conſtatirte rechtswidrige Abſicht

treffen darf , könnte mindeſtens in letzter Inſtanz nur den Gerichten zuſtehen , aus denſelben Gründen ,

aus welchen im conſtitutionellen Staate die Preßvergehen vor allen andern Verbrechen unabhängigen

Gerichten zugewieſen ſind , und dieß wäre eine Rückkehr zu den Grundſätzen des Preßgeſetzes vom

28 . Dezember 1831 , welches von der deutſchen Bundesverſammlung für unvereinbar mit der beſtehen —
den Preßgeſetzgebung des Bundes erklärt worden iſt .

Soll aber die Cenſur — und dieß war bisher immer ihre Hauptfunction und der Grund der

Vorliebe vieler Machthaber für die ganze Anſtalt — nicht bloß das Strafbare und das vom Geſetze
als ſtrafbar Bezeichnete , ſondern auch das Mißfaͤllige , das Unbequeme , das aus irgend einem Grunde

Anſtößige , kurz Alles , woraus ein Nachtheil irgend einer Art entſtehen könnte , unterdrücken ; — ſoll

ſie jeder bloß möglichen Gefahr für Ruhe , Sicherheit und Ordnung vorbeugen , und deßhalb auch nicht

von Gerichten , ſondern von Verwaltungsbehörden geübt werden , ſo kömmt dabei zu viel auf ſubjectives

Ermeſſen , auf die perſönliche Gemüths - und Denkart , ſelbſt auf den Grad der individuellen Senſibilität

und Aengſtlichkeit des Cenſors an , als daß von ihrer Ausübung die Willkür je zu trennen wäre .
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Alles zu ſtreichen , was in irgend einem Sinne bedenklich ſcheint , iſt doch zuletzt die Grundmaxime

der Cenſur , die Quinteſſenz jeder Cenſurinſtruction .
Und weſſen Händen iſt das bequeme , raſche Werkzeug mit der ſcharfen Schneide anvertraut ?

Ueber den Mißbrauch der Preſſe richten immer Diejenigen , die auch durch den beſcheidenſten und recht —

mäßigſten Gebrauch ſich verletzt oder gefährdet fühlen können .

Wollte man daher auch zugeben , daß in der Theorie ſich die Cenſur rechtfertigen laſſe , ſofern es

allerdings Schriften geben kann , welche gemeinſchädlich oder gefährlich ſind , ohne ein beſtimmtes Recht

zu verletzen , und ohne daß bei ihrer Veroͤffentlichung die mindeſte verbrecheriſche Abſicht vorwaltet , ſo

ift das Mittel doch noch nicht entdeckt , und wird niemals entdeckt werden , wodurch verhütet wird , Daf

in der Wirklichkeit die Cenſur nicht eine Waffe in der Hand der einen Partei zur willkürlichen Unter —

drückung der andern werde , und eg ift niht möglich , in der politiſchen Sphäre ſie anders auszuüben ,
als wie ein Richter in eigener Sache .

Es klingt wohl ſchön und mag auch oft aufrichtig gemeint ſein , wenn die Cenſoren angewieſen

werden , einer beſcheidenen , anſtändigen Freimüthigkeit nicht in den Weg zu treten , und nur gegen bü -

willigen , feindſeligen , gehäſſigen Tadel der Staatsregierung oder gegen Leidenſchaftlichkeit und An —

maßung ohne Nachſicht zu ſein : — allein welche Regierung iſt unparteiiſch und engelhaft genug , um

diefe Vorſchrift wurch ihre eigenen , von ihr abhängigen Organe in allen Fällen zu handhaben ? So

oft man auch verſichern Hört , daf die Regierungen , von Leidenſchaft und Vorurtheil frei , über den Par -

teien ſtehen , ſo weiß doch jeder aufmerkſame Beobachter des Weltenlaufs und der Menſchennatur , daß

ſolche Aeußerung eine Redensart ſei .

Oder ſollten Regierungen , welche von ihren Dienern Parteinahme zu ihren Gunſten bei der Wahl

der Volksvertreter als Staatsdienſtpflicht fordern , nicht Partei ſein ? Und wird eine Parteinahme der

Regierenden im Repräſentativſtaat je ganz verſchwinden ? Kann deßhalb von einem geſetzlichen , Par —

teilichkeit und Willkür ausſchließenden Rechtszuſtand der Preſſe vernünftig nur eine Rede fein , fo lange |i

die vollziehende Staatsgewalt und deren unmittelbare Organe darüber entſcheiden , was von dem Inhalt
einer Druckſchrift ſtaatswidrig oder ſtaatsgefährlich ſei — insbeſondere , wenn von dieſen Regierungen

Syſteme befolgt und durchgeführt werden , die Anſtoß geben und als antinational , als verfaſſungsver —

letzend lauten Tadel vorrufen ? |

| Kein Menſchenkenner wird den Machthabern im Staate ſo Uebermenſchliches zutrauen , auh wenn |

alle Regierungen das Beiſpiel derjenigen nachahmen wollten , die einen Landtag aus dem Grunde auf —

gelöst , weil in der Kammer der Volksabgeordneten von der Regierung als einer Partei geſprochen wurde .

Einen wahrhaft geſetzlichen Zuſtand der Preſſe herzuſtellen , iſt daher auch die badiſche Regierung

verhindert , ſo lange in Gemäßheit der allgemeinen Bundesbeſchlüſſe vom Jahre 1819 , 1824 , 1832

und 1834 , ſo wie des gegen unſer badiſches Preßgeſetz ſpeciell gerichteten Bundesbeſchluſſes vom

5. Juli 1832 in Baden eine Cenſur beſtehen ſoll , und nur in Betreff der innern Angelegenheiten , für

welche die Bundesgeſetze keine Cenſur vorſchreiben , läßt ſich ein geſetzlicher Zuſtand der Preſſe dadurch

herſtellen , daß die Cenſoren , ſei es im Wege des Geſetzes oder der Verordnung angewiefen werden , Dei |

der Erörterung einheimiſcher Zuſtände und Verhältniſſe jeder Cenſur durch Streichen oder Abändern ſich

zu enthalten und wo ſie Strafbares entdeckten , ſolches den Gerichten anzuzeigen , fafls niht der Ver⸗
faſſer es ſelbſt in ſolchem Falle vorzieht , ſich der Cenſur zu bequemen ,

Sofern nämlich das proviſoriſche Preßgeſetz des deutſchen Bundes zunächſt nur die allgemeine und

wechſelſeitige Gewährleiſtung der moraliſchen und politiſchen Unverletzlichkeit der Geſammtheit und aller

Witglieder des Bundes beabſichtigt und daher jeden Bundesſtaat für die unter ſeiner Oberaufſicht er⸗

ſcheinenden Druckſchriften auch nur inſoweit verantwortlich macht , als dadurch die Würde oder Sicher —
|

Deit anderer Bundesftaaten verlegt , die Verfaſſung oder Verwaltung derſelben angegriffen wird , ift in

Beziehung auf die innern Angelegenheiten jedes Bundesſtaates und deren Beſprechung in Druckſchriften

dem autonomiſchen Ermeſſen der betreffenden Regierung , gemäß der völkerrechtlichen Natur des deutz

ſchen Bundes , freie Hand gelaſſen .
Dieſe Auslegung wird not indirect dadurch beſtätigt , daß ein Bundesbeſchluß vom 21 . October

1830 ausdrücklich , jedoch nur für die Dauer der damaligen Zeitverhältniſſe , ver⸗

langt , daß die Cenſoren ihre Wachſamkeit auch auf jene Tagblätter ausdehnen , welche , auswärtigen
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Angelegenheiten fremd , bloß innere Verhältniſſe behandeln ; und wenn es in gewiſſen Fällen ſchwierig
ſein mag , zu entſcheiden , ob ein Zeitungsartikel oder ſonſtiger Aufſatz rein dem Gebiet der innern

Politik angehöre , oder auch auswärtige Verhältniſſe berühre und zur Sicherheit und Würde des Bun —

des und anderer Bundesſtaaten in Beziehung ſtehe , ſo iſt doch faſt immer dieſe Unterſcheidung bei nur

mäßiger Urtheilsgabe und bei einigem guten Willen ſehr möglich .
Ihre Commiſſion macht daher den Theil des Antrags zu dem ihrigen , welcher Preßfreiheit für

Nachrichten und Erörterungen über einheimiſche Angelegenheiten und Verhältniſſe in Anſpruch nimmt .

Würde freilich die großherzogliche Regierung die Anſicht des Miniſters theilen , welcher in einem

Nachbarſtaate gegen die Freiheit der Preſſe in Bezug auf innere Angelegenheiten ſich aus dem Grunde

erklärt hat , weil man die Cenſur , wie ſie einmal beſteht , nicht trennen könne , indem es keine halbe und
keine Dreiviertels - Cenſur gebe und es von Seite der Regierung als einfältige Großmuth erſcheinen

müßte , wenn ſie durch die Cenſurerlaubniß in gewiſſem Sinn es ausdrücklich billigte , daß Verleumdun —

gungen , Verdächtigungen , Angriffe und leere Behauptungen , die wenigſtens vorerſt nicht bewieſen
werden können , die aber ehrverletzend ſind , gegen ſie gedruckt und verbreitet werden : — ſo wäre für
die Freigebung der Preſſe zur Beſprechung innerer Angelegenheiten die Ausſicht , ſo lange das proviſo —
riſche Bundesgeſetz beſteht , nicht günſtig , und die Grundbedingung eines freien und geſetzlichen Rechts —

zuſtandes der geſammten Preſſe iſt jedenfalls die endliche Aufhebung dieſes nächſt dreiundzwanzig
Jahre alten Proviſoriums , worauf auch der zweite Hauptantrag des Abgeordneten Sander gerichtet iſt .

Mit welchem Rechte wird nun aber dieſe überhaupt gefordert ?
Gleich einer alten , halbverklungenen Sage taucht hier eine Verheißung der Bundesacte aus dem

Nebel der Vergangenheit . In dem Abſchnitt derſelben , welcher den Intereſſen der deutſchen Völker und

Unterthanen der Begründung und Sicherſtellung ihres Rechtszuſtandes gewidmet iſt , ſchließt nämlich
der Artikel 18 die Aufzählung der Rechte , welche die verkündeten Fürſten und freien Städte den Unter -

thanen der deutſchen Bundesſtaaten zuzuſichern übereingekommen , mit den Worten :
„ Die Bundesverſammlung wird ſich bei ihrer erſten Zuſammenkunft mit Abfaſſung gleich —
förmiger Verfügungen über die Preßfreiheit beſchäftigen . “

Wollte man in dieſer Beſtimmung auch keine Zuſicherung voller Preßfreiheit erblicken , ſo darf
man doch ohne Auffallenheit nicht behaupten , daß unter den gleichförmigen Verfügungen über die Preß —
freiheit , welche im Artikel 18 unter andern dem deutſchen Volke zu gewährenden Rechten genannt
iſt , die Cenſur verſtanden ſei ! — Ein beſtimmtes , in keinem deutſchen Staate zu verweigerndes Maaß
von Preßfreiheit , wie z. B. in der Beſtimmung liegen würde , daß Schriften über zwanzig Bogen im

ganzen Gebiet des Bundes cenſurfrei ſeien , wobei jedoch den einzelnen Regierungen überlaſſen bleibe ,
auch ein Mehreres zu gewähren , iſt offenbar das Wenigſte , was in aufrichtiger Erfüllung des Ar —
tikels 18 die deutſchen Völker erwarten dürfen .

Allein ſtatt Eeines Minimums von Preßfreiheit , das jede Regierung gewähren muß , bei welchem

ſie jedoch ſtehen zu bleiben nicht verpflichtet iſt , beſteht in ganz Deutſchland ſeit dreiundzwanzig Jahren
von Bundeswegen eine , zum mindeſten alle Druckſchriften von nicht mehr als zwanzig Bogen erreichende
Cenſur , die aber jede einzelne Regierung auch noch auf Schriften über zwanzig Bogen auszudehnen
nicht gehindert fein fol .

Das iſt ſonnenklar das gerade Gegentheil des Verheißenen ; — der Beſchränkung der Preſſe
iſt durch den Bund gar keine , — ihrer Freigebung eine deſto engere Grenze geſetzt , und als Voll —

ziehung des Artikels 18 kann daher das beſtehende Preßgeſetz des deutſchen Bundes nimmer ange —
ſehen werden .

Es iſt , wie es urſprünglich auch angekündigt wurde , eine außerordentliche Maaßregel , oder ein

Ausnahmsgeſetz , ein Proviſorium , das urſprünglich nur auf fünf Jahre , wegen der in Deutſchland
herrſchenden Aufregung , gelten ſollte , das im Jahre 1824 aber auf unbeſtimmte Zeit erneuert und in
den Jahren 1832 und 1834 noch verſchärft wurde , auf deſſen endliche Zurücknahme zu dringen , mit
nie ruhendem und erkaltendem Eifer zu dringen , aber auch als ein klares Recht und zugleich eine con —

lands erſcheint .
Wer Preßfreiheit nicht will , der will Feine unverfälſchte Repräſentativverfaſſung .

ſtitutionelle , als eine Ehrenpflicht ſowohl der Stände als der conſtitutionellen Regierungen Deutſch⸗
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| Preßfreiheit iſt das Auge , durch das die Volksvertretung klar ſchaut , — dag Ohr , durch das

ſie hört , der- Mund , durch den ſie zum Volke redet . Sie allein erhält die lebendige Wechſelwirkung

zwiſchen dem geſammten Volke und ſeinen Vertretern ; durch ſie allein wird die Erweckung und Erziehung

eines öffentlichen Geiſtes , die ſtete Bildung einer feſten öffentlichen Meinung , die auszuſprechen der

Beruf der Bolfgvertreter ift , in ganzen Ländern möglich : :

Die Preßfreiheit für Schriften über zwanzig Bogen möchte dem wiſſenſchaftlichen Bedürfniſſe

genügen , obgleich auch dieß nicht richtig ift , wie gang leicht aufzuführen wäre , aber ſchlechthin unge —

nügend iſt ſie , um die Volksvertretung zu beleben und die Repräſentativverfaſſung zur Wahrheit , zu

einem heilſamen Inſtitute für Volk und Regierung zugleich zu machen .

Geht aber der Preßzwang vollends ſo weit , als eine ſo prineiploſe Gewalt — die Cenſur —

wenigſtens gehen kann , ſo kömmt es dahin , daß nicht allein die Hauptorgane einer beſtimmten Mei —

nung geradezu vernichtet werden , ſondern daß auch in den noch übrig bleibenden Tagblättern und Zeit⸗
ſchriften die Cenſur alles der Regierung Mißfällige gänzlich unterdrückt , oder durch theilweiſe Unter —

drückung ( etwa mit Hülfe des Verbots der Cenſurlücken ) Sinn in Unſinn verwandelt , die Nebenſache

zur Hauptſache macht , das „ Zwar “ ſtehen läßt und das „ Aber “ caſſirt , Reclamationen gegen ſolche

Entſtellungen als unmöglich vereitelt , auf Angriffe und Verleumdungen keine Erwiderung geſtattet —

ſo iſt damit die Lebensbedingung des Repräſentativſyſtems zerſtört , und man kann es billiger Weiſe

keinem Manne von Ehrgefühl verargen , wenn er ſich ſträubt , ſein Wirken und Wollen der Mißdeutung

und Verdächtigung , der Verdrehung und Fälſchung preiszugeben und den boshafteſten Angriffen und

NBeſchuldigungen oft ganz wehrlos gegenüber zu ſtehen , um dadurch ſeinen Gegnern einen Dienſt zu

leiſten , ſeine eigene Sache aber in ein bald ſchiefes , bald gehäſſiges Licht zu ſtellen .

Ein Syſtem , das ſich das Anſehen gibt , ſeine ganze Stärke in den Waffen des Geiſtes zu ſuchen ,

ſeine Siege der Kraft des freien Wortes , den Gründen der Ueberredung und der Ueberzeugung zu ver⸗

danken , und das dennoch die Stimme ſeiner Gegner nach Belieben unterdrückt , ihren Gründen die|
|

DOeffentlichkeit ſperrt oder nur in verſtümmelten und verfälſchten Berichten , in Bruchſtücken gibt , iſt

ein Syſtem der Tauſchung , der Corruption , der Heimlichkeit , ſelbſt wenn in den Sälen der Kammern

öffentlich verhandelt wird ; denn nur ein Theil des Kampfes wird im freien Repräſentativſtaat in den

Kammern ausgefochten , aber gleich wichtig und oft wichtiger ſind die Kämpfe des freien Wortes in der

politiſchen Preſſe , in den Vereinen und Verſammlungen des Volkes .
Wo aber höchſtens in den Kammern noch die freie Rede lebt , und auch dieſe der Mehrzahl des

Volkes nur ſo zu Ohren köͤmmt , wie es die Regierung erlaubt und ſo weit ſie es erlauben will , da

beherrſcht ſie das Schlachtfeld ohne ritterlichen Kampf und dem waffenloſen Volke gegenüber , das ſich

in den Schranken der Geſetze bewegt — auf nicht loyale Weiſe ; denn nach dem Grundgedanken des

Repräſentativſyſtems müſſen auf dem Felde der Diskuſſion Volk und Regierung gleiche Rechte ausüben

können .
| Wäre daher auch die Bitte um Freigebung der Preſſe von Seiten einer deutſchen Ständeverſamm —⸗

lung ſo wirkungslos , als es die ſtereotype Erwähnung der polniſchen Nationalität in den Antworts⸗

adreſſen der franzöſiſchen Kammern auf die königliche Eröffnungsrede iſt , ſo dürfte dennoch keine deutſche

Volkskammer ſich von Ausübung dieſer Pflicht mißmuthig und überdrüſſig loszählen , am wenigſten in

einem Lande , deſſen Regierung und Stände zur Aufhebung der Cenſur unter einem gu frühe heimge⸗

gangenen Miniſter ſchon vor einem Zahrzehent ſich vertrauensvoll die Hände reichten , und bei Wieder⸗

einführung derſelben nur einer äußern Nothwendigkeit gewichen ſind .

In einem ſolchen Lande iſt es für die Stände zwiefach Pflicht und Ehrenzwang , dieſes ihr auf

einſeitiges Dictat der Bundesgewalt verloren gegangene Gut zurückzufordern , es immer und immer mit

der lauteſten Stimme zu thun , und ihre Anſtrengungen zu verdoppeln , ſobald in den Zeitverhältniſſen

eine Wendung eintrat , welche ihren Beſtrebungen das Wort redet .

Und wirklich war in Deutſchland noch nie eine Zeit geeigneter zur Wiederherſtellung der freien

Preſſe , als die gegenwärtige .
Ri

Selbſt die ſonſt ſo beliebte und ſehr bequeme Alternative , um jedem Fortſchritt auszuweichen , in —

dem man Neuerungen in ruhigen Zeiten für überflüſſig , in bewegten für gefährlich erklart , will

glücklicher Weiſe ſo auf dis Gegenwart nicht paſſen .

Busi oo : e
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Von einer in Deutſchland herrſchenden unruhigen Bewegung und bedenklichen Gährung der Ge —

müther , die ſich von Tag zu Tag vernehmlicher ankündige , in Aufruhr predigenden Schriften , in weit

verbreiteten ſträflichen Verbindungen , ſelbſt in einzelnen Frevelthaten offenbare ; von Verwechslung des

landſtändiſchen Prineips mit rein democratiſchen Grundſätzen und Formen ; von einer täglich überhand —

nehmenden Neigung zu unfruchtbaren oder gefahrvollen Theorien , unter dem Einfluſſe ſelbſt irregeführter
oder jedem Volkswahn ſchmeichelnder Schriftſteller ; von einem Mißbrauch der edelſten Kräfte und Triebe

der Jugend zu Werkzeugen abenteuerlicher Plane und frevelhafter Unternehmungen durch die academi —

ſchen Lehrer , von einer faſt ungebundenen Freiheit der Druckpreſſe ; von Spuren einer ausgedehnten

thätigen Verbindung , deren fortdauerndes Beſtreben nicht bloß auf Verbreitung ſtaatsgefährlicher Lehren ,

ſondern ſelbſt auf Beförderung und $Verbreitung der abſcheulichſten Anſchläge gerichtet ſcheine : — von

allen dieſen Erſcheinungen , womit man im Jahre 1819 die Aufhebung der Preßfreiheit in Deutſchland

motivirte , kann , wenn ſich die Angſt nicht wie Schatten eines untergehenden Lichts verlängern ſoll , eben

ſo wenig mehr die Rede ſein , als von der rohen Gewalt aufgeregter Volkshaufen ; von einem krank —

haften Zuſtande der öffentlichen Meinung ; von einer nicht bloß die innere Ruhe und Sicherheit der

einzelnen Staaten , ſondern die Exiſtenz des ganzen Bundes bedrohenden Gährung ; von beiſpielloſen

Mißbräuchen der periodiſch - politiſchen Preſſe ; von wilden Ausſchweifungen einer auf Erſchütterung
und Umwälzung des Beſtehenden gerichteten Preßfrechheit u. dgl . , wie vor zehn Jahren der Zuſtand

Deutſchlands officiell geſchildert wurde , um die fortdauernde Nothwendigkeit des Preßzwangs darzuthun .
In allen dieſen Richtungen iſt die Fluth nachgerade zur Ebbe geworden , und Ruhe , Ordnung —

und Geſetzlichkeit zurückgekehrt .

Mit Recht fragt man daher : Wie lange ſoll noch die Wirkung die Urſache überleben ? Und was

für eine Zeit erwartet man , um die deutſche Nation für die verſprochene Preßfreiheit ruhig und vor —

bereitet genug zu finden , wenn die jetzige nicht windſtill genug iſt ?!

Auf der andern Seite iſt jedoch auch unſere Zeit keine ſo todte und politiſch abgeſtorbene , daß

Fortſchritte und Reformen nicht vielfach begehrt , erſehnt und hochwillkommen wären ; daß ſie nicht eben

ſo wohlthätig wirken , als mit Dank empfangen würden .

Aber der Geiſt der Neuerung , wenn man ihn ſo nennen will , iſt ein gemäßigter , beſonnener und

vorzugsweiſe dem Reellen und Materiellen zugewendet .

Iſt durch den Zollverein doch in dem träumeriſchen Deutſchland wie durch einen Zauberſchlag auf

ein Mal Alles practiſch geworden , und der Pedant eifert mit dem Weltmann in Aeußerungen der Ver —

achtung und des Widerwillens gegen hohle Theorien und unfruchtbare politiſche Grübeleien ; die jetzige
deutſche Jugend zeichnet ſich durch ein geſchliffenes Weſen und ſolide Richtung auf ihr zeitliches Fort —
kommen aus , und die Zahmheit der Preſſe iſt mit wenigen Ausnahmen muſterhaft zu nennen .

Bei allem Dem fühlt aber noch ein großer Theil der Nation mit Schmerz , wie weit das deutſche
Volk in politiſcher Freiheit und Haltung hinter andern Völkern zurückſteht , die ihm in ihrer geiſtigen
und ſittlichen Entwickelung keineswegs vorangeeilt ſind ; das deutſche Ehrgefühl erträgt mit Widerſtreben
den Gedanken , daß das deutſche Volk über ſeine öffentlichen und gemeinſamen Angelegenheiten keine freie

Meinung haben und ſich wie ein Unmündiger täglich vorſchreiben laſſen ſoll , was es leſen oder drucken

laſſen dürfe ; man findet es demüthigend und beſchämend , wenn ſelbſt in einem abſoluten , aber doch

cenſurfreien Staat , wie Dänemark , geſpottet wird über das für den thatloſen Idealismus claſſiſche Land ,
welches an der Wiege ſeiner Wiedergeburt die Freiheit zum Symbol nahm , und nach Verlauf von faſt
dreißig Jahren noch nicht ſo weit gekommen iſt , daß es frei reden und ſchreiben darf ; ja ſelbſt nicht eine

anſtändige Bürgſchaft für die Einrichtung der Auffichtsbehörde der Preſſe erlangt hat .
Selbſt die weniger gebildeten Claſſen wünſchen Preßfreiheit ; ſie machen es den Abgeordneten zur

Pflicht , ihre Stimme dafür nachdrücklich zu erheben , und wer auch nicht gerade Preßfreiheit ausdrück⸗

lih will , will doch unläugbar Das , was ohne Preßfreiheit ſchwer oder gar nicht erreicht werden fann ,
als Abſchaffung von Mißbräuchen in der Staatsverwaltung , gerechte Geſetze , — Gleichheit der öffent —
lichen Laſten und Erleichterung der Abgaben .

Die öffentliche Meinung aber , ſo weit ſie , in die Feſſeln der Cenſur und polizeilicher Uebergriffe
geſchlagen , ſich ausſprechen kann und darf , erblickt ſeit einem Menſchenalter in der freien Preſſe den

Į
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Maaßſtab der Entwickelung bürgerlicher Freiheit und den Triumph des Rechtes über die Gewalt ; den

Bieg des Geiſtes über ven Druck materieller Schranken .

ji Denn auch in Deutſchlands ſchmachvollſter Zeit , während des Rheinbundes , war die Freiheit der ||
— , — ~ 3 a , |

|| Preffe gang vernichtet , und Deutſchlands Rettung konnte nur dadurch gelingen , daß der Gedanke wieder ||
frei ward , und die Fürſten Deutſchlands freie Verfaſſung , freies Wort als Ziel und Preis |

einer allgemeinen Volkserhebung verkündigten . i|
Gben fo galt im Anfange des verfloſſenen Jahrzehents die nachlaſſende Cenſurſtrenge wieder für “

9 T hrzeh ) f |
den erſten Vorboten beſſerer Zeiten , für das gewiſſeſte Wahrzeichen eines wiederkehrenden Verfaſſungss -zeich goa

lebens . |
Die Preſſe , als die Trägerin deg legten deutſchen Nationaleigenthums — der Litteratur — iſt

dem gebildeten und patriotiſchen Deutſchen überdieß ein Erſatz für ſo Vieles , was er bei der Getheiltheit |

ſeines Stammvolkes im Vergleich mit andern Völkern entbehren muß ; ſie iſt das einzige ungeſchwächtejal M ponai

Band der Nationalität ; von ihr hofft er die friedliche Wiederherſtellung , die volle Wiederauf⸗) ung S |

richtung der deutſchen Nation . — Und ſoll auch dieſe Hoffnung eitle Hoffnung bleiben ? ! !
|

9 ) f
3

Noch iſt die Zeit , wo das Geſchenk der Preßfreiheit mit w ärmſter Anerkennung und mit

dankbarer Begeiſterung angenommen würde ; — noch haben die Regierungen es in ihrer

Macht , zu geben oder zu verweigern ; — allein wer bürgt dafür , daß es nie anders werde ? |

Nit ewig — ftit 1814 , dem legten Jahre des blutigen Kampfes , den die deutſchen Brüder -

völker für das Leben ihrer Fürſten kämpften , iſt ein Mannesalter umfloſſen , das nächſt einer Ewigkeit

wiegt , wo es ſich um die Verkümmerung angeborner Menſchenrechte handelt , — kann das wackere

deutſche Volk in bisheriger Weiſe mundtodt bleiben , nicht ewig , wie genügſam es auch in ſeinen poli⸗

tiſchen Anſprüchen — ich möchte ſagen , wie zu wenig mannhaft — es iſt , von Hoffnung und Ver⸗

| heißung leben , und früher oder ſpäter wird ihm das Recht Der freien Wahrheit dennoch werden , und

die Regierungen ſelbſt werden dafür lebhaft in die Schranken treten .

| | Wenn Ihre Commiſſion die Gefahren der Preßfreiheit nicht verkennen will in aufgeregten Zeiten
|
|
|

t

| und in låndern , wo fte noh mit dem erften Sieg der Neuheit ſtrahlt und erwärmt , ſo ſpricht gerade

dieß für endliche Entfeſſelung derſelben in der Gegenwart , die weder eine Zeit der Apathie noch der

Aufregung iſt , wo aber gleichwohl das Nationalgefühl durch Handelseinigung im Innern und durch
|

|

Drohungen von außen einen wohlthätigen Anſtoß erhalten und einen friſchen Aufſchwung genommen

hat , der nicht auf Zerſtören , ſondern auf Erbauen , — nicht auf Erſchüttern , ſondern auf Befeſtigen ,

nicht auf das Ideologiſche und Abſtracte , ſondern auf das Practiſche und Wirkliche gerichtet iſt .

Würde dagegen mit der Gewährung der Anforderung eines unveräußerlichen Menſchenrechtes zu

lange zugewartet , ſo iſt neben manch ' Anderm mindeſtens zu fürchten , daß die Gabe ohne Dank

empfangen werde . |

Die Entſcheidung im Kampfe zwiſchen der Reaction und volksthümlichen Freiheit und Verfaſſungs⸗

|| mäßigkeit ift zwar vertagt , aber die aufgehobenen Würfel werden dennoch fallen müſſen , und Derjenige

iſt kein Freund der conſtitutionellen Fürſten Deutſchlands , der ihnen rathen möchte , anſtatt ihre Sache

mit der Sache der verfaſſungsmäßigen Freiheit zu identificiren , einer Reaction ſich anzuſchließen , Die

über ihre eigenen Häupter leicht emporzuwachſen droht .

| Sowohl das Recht als die Staatsklugheit fordern , daß die Regierungen der conſtitutionellen

Staaten Deutſchlands mit den Ständen ſich vereinigen , das ewige Recht aller freien Völker , das Recht

der freien Wahrheit ihren Staatsbürgern zu vindiciren überall , wo es gebannt liegt . —

Nicht unerhort iſt zwar auch hier der Einwurf , daß in dem Grundgeſetz des deutſchen Bundes

nur die Fürſten in Betreff der Preßfreiheit eine gegenſeitige Verpflichtung eingegangen , den Völkern |
|
|

t

|
||
|

|
| aber nirgends eine bindende Zuſage ertheilt haben .

| Allein dieſe Behauptung , wornach die verbündeten Fürſten ſich von dem , was ſie bloß unter fih |

beſchoſſen , ſich auch wieder dispenſiren können , wäre in jedem Fall gegen den urſprünglichen Sinn der “

| Bundesacte , welche dem Volke der Deutſchen wirkliche und unwiderrufliche Rechte einräumen wollte ,

und würde doppelt übel klingen in dem Munde ſolcher Regierungen , welche die Bundesgeſetze und das |
Grundgeſetz des Bundes zu einem verfaſſungsmäßigen Beſtandtheil ihres öffentlichen Rechts erhoben

haben . |



52

Jede ſolche Regierung hat ſich eben damit gegen ihr Volt verpflichtet , ihm die in der Bundesacte

zugeſicherten Rechte , ſo viel an ihr iſt , zu verſchaffen , und die Nichterfüllung dieſer Pflicht möchte zu —

| lept für die Regierungen der mindermächtigen Staaten noch verhängnißvoller werden , als für deren

Völker . —

|| - Denn eg fann gwar die Freiheit eines Volkes ſelbſt aus Knechtſchaft und Unterdrückung ſieg —

li reich auferſtehen , aber nicht das Vertrauen und die Liebe zu den angeſtammten Fürſtenhäuſern aus der

Saat des Mißtrauens und tiefer Kränkung ſich erneuern .

| Und jenen Shag von Glauben , Hingebung und Treue zu bewahren , welchen die Fürſten Deutſch —

lands in den Herzen ihrer Völker finden , muß den Regierungen der mindermächtigen Staaten um ſo

angelegener ſein , als ihre Exiſtenz nicht auf dem Rechte des Stärkern ruht , und die dankbare Anhäng —

lichkeit eines zufriedenen und freien , bei ſeinem Rechte durch ſie geſchützten Volkes ihre beſte Schutzwehr
i bleibt .

Dieſelbe Kraft , mit welcher die Regierungen die Rechte des Volkes zu vertheidigen verſtehen , die —

ſelbe Kraft und keine größere wird ihnen auch zur Behauptung ihrer eigenen Unabhängigkeit zu Gebot

ſtehen .
Denn ihre Stärke iſt das Recht und die Gerechtigkeit , und ſie haben ihr Schickſal mit den frei

errichteten Verfaſſungen ihrer Völker unwiderruflich verbunden .

Wir ſind deßhalb überzeugt , daß das unfehlbarſte Mittel Gefahren ſolcher Art von unſerm Vater —

lande fern gu Halten , in der Entfernung jeder Hemmung conſtitutionellen Lebens , vorzüglich aber in

Wiederherſtellung der Preßfreiheit beſteht .

Nach jenem Schlummer , der in Deutſchland auf die Begeiſterung der Freiheitskriege folgte , und

or zwölf Jahren durch die Juli - Revolution unterbrochen wurde , war Badens Regierung die erſte

und die einzige , welche , befeelt von wahrhaft conſtitutionellem Geiſte , das erſehnte freie Wort gewährte ,

und ruhmvoll wäre es und gerecht zugleich , wenn ſie auch jetzt wieder den erſten Anſtoß gäbe , das in

der proviſoriſchen Geſetzgebung des deutſchen Bundes liegende Hinderniß der Preßfreiheit hinwegzuräu —
men und ihre Leuchte für ganz Deutſchland anzuzünden . Dadurch würde fie dem Verlangen eines neu

erwachten Volkes , das ſeine ganze Verfaſſung will , mit einem untrüglichen Wahrzeichen entgegenkom —

| men , und dafür , daf in Baden überall Geſetz und Recht und nur Geſetz und Recht regieren foll , ein

Unterpfand von ſolcher Stärke geben , daß jeder Schatterkſeines Zweifels , jede ſcheinbare Trübung der

Ausſicht durch die Vorgänge der neueſten Zeit verſchwinden müßte .

Ihre Commiſſion trägt darauf an , die großherzogliche Regierung mittelſt einer unterthänigſten
Abreſſe an Seine Königliche Hoheit den Großherzog zu bitten :

1) Dahin zu wirken , daß in den deutſchen Bundesſtaaten an die Stelle der Cenſur ſo bald als

möglich die in der Bundesacte längſt verheißene Preßfreiheit trete ;

2) einſtweilen aber gleichbaldige Vorkehr zu treffen , daß in Baden wenigſtens die Beſprechung
innerer Angelegenheiten in Druckſchriften jeder Art durch die Cenſur nicht beſchränkt oder ver⸗

hindert werde .

Moa Discuſſion
l über

den Bericht des Abgeordneten Rindeſchwender zu Sander ' s Motion

wegen Preßfreiheit .

|! Nachdem der Präſident die Diseuſſion ſowohl über die Anträge deg Berichtes alg über den Antrag

|| der, Petitionscommiſſion , die Cenſur deg badiſchen Kirchen - und Schulblattes betreffend , eröffnet hatte ,

außert Geh. Referendär Eichrodt : Meine Herren ! Die Frage über die Preßfreiheit und Cenſur iſt
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in dieſem Saale ſchon ſo oft und ſo umſtändlich erörtert worden , daß wohl ſchwerlich etwas Neues

darüber geſagt werden kann . Ich enthalte mich deßhalb auch einer allgemeinen Erörterung des Inhalts ||
des Commiſſlonsberichtes und beſchränke mich lediglich auf einige Bemerkungen über unſern gegenwär⸗

||

tigen Preßzuſtand . Im Juli 1839 iſt von der Regierungsbank aus bei Berathung eines ähnlichen Ge — |
genſtandes auseinander geſetzt worden , daß die Zuſtandebringung eines Preßgeſetzes , wie es diefe Kammer

wünſcht , unüberſteigliche Hinderniſſe in der Bundespreßgeſetzgebung finde , das Zuſtandekommen eines

Preßgeſetzes aber , wie es die Regierung geben könnte , ein gleiches Hinderniß in dem Widerſpuch dieſes

Hauſes finden würde . Die Regierung hat deßhalb ſchon damals auf den Verſuch mit der Bearbeitung

eines Preßgeſetzes verzichtet , und ſie iſt noch von dieſer Meinung beſeelt . Dagegen haben die Regierungs⸗

eommiſſäre in jener Sitzung anerkannt , daß Inſtructionen für die Cenſoren nothwendig ſeien , um einer⸗

ſeits ungebührlichen Beſchränkungen in der freien Meinungsäußerung vorzubeugen und andererſeits

Mißbräuchen der Preſſe gehörige Schranken zu ſetzen. Es iſt ferner von Seiten der Regierungscommiſſion

zugegeben worden , daß im Intereſſe der Redactionen zur Beſchleunigung der Recurſe ein angemeſſeneres

Recursverfahren eintreten müſſe . Die Regierung hat ihre Zuſagen , ſo weit ſie konnte , in Erfüllung

geſetzt durch die Verordnung vom 3. Januar 1841 , Regierungsblatt Nro . 1 über Recurſe in Preß⸗

ſachen ; ferner durch die Inſtruction vom 4. Januar 1840 , deren Hauptſätze zu verleſen die Kammer

mir gerne geſtatten wird . ( Der Redner verliest dieſelben und fährt dann fort : ) Dieſe Inſtruction hat ,

ſo viel ich weiß , ſeiner Zeit allgemein Anerkennung gefunden . Sie beſteht noch unverändert und es

ſoll auch , nach dem feſten Willen der Regierung , nichts daran geändert , ſondern ſie ſoll gehandhabt

werden , indem hierdurch alle billige Wünſche in dieſer Hinſicht erfüllt werden . ( Mehrere Stimmen :

| | allerdings , wenn fie gehandhabt wird . ) Der Beweis davon ift bereits gegeben und ich muß deßhalb
| die Klagen über den Dru der Cenfur , fo weit fte in dem Commiſſionsbericht enthalten ſind , als un⸗

begründet und übertrieben zurückweiſen . Der gegenwärtige Zuſtand unſerer Preſſe iſt der directe Beweis

des Gegentheils . Was nun den Bericht der Petitionscommiſſion über die Eingabe des Redacteurs der

Kirchen - und Schulzeitung betrifft , ſo zerfällt die Petition in zwei Theile , nämlich in Beſchwerden

über den Strich einzelner Artikel , welche religiðfen und politiſchen Inhaltes ſind , und in eine Beſchwerde

über die Herausgabe einer Inſtruetion an den Cenſor in Freiburg von Seiten des Miniſteriums des

Innern . Was den erſten Punet betrifft , ſo muß ich die Petition als formell unbegründet zurückweiſen ,

weil der Beſchwerdeführer die Enthörung bei dem großherzoglichen Staatsminiſterium nicht nachgewieſen

hat . Unter den geſtrichenen Aufſätzen aber ſind z. B. Artikel über die Frage , ob die Catholiken ſchuldig

ſeien , die Ohrenbeichte abzulegen , wenn der Prieſter ſte von ihnen fordert ; ferner eine Critik über ein

Generale der Curie an die catholiſchen Geiſtlichen . Ich frage , ob es angemeſſen iſt , ſolche Lehren in |

einem Volksblatte unter das Volk zu bringen ; denn ein Volksblatt iſt die Kirchen - und Schulzeitung

und keine wiſſenſchaftliche Zeitſchrift .

|

|| | Die Regierung hat mit Rückſicht auf den §. 7 der Inſtruction dieſe und ähnliche Artikel zurück⸗

gewieſen ; denn in jenem Paragraphen heißt es : „ Polemiſche Erörterungen über ſolche Gegenſtände ſollen
||

nur in beſonders dazu geeigneten Zeit - und andern Schriften , nicht aber in den gewöhnlichen Zeit - und

| Tageblättern , namentlich auch nicht in Schriften , die unter die Jugend kommen , geſtattet ſein . “ Die

|
|

Regierung Hat ferner einen Aufſatz über die angebliche Beaufſichtigung der Geiſtlichen durch die Gendar —
||

merie zurückgewieſen , worüber ich nichts weiter ſagen will , als daß der Inhalt der betreffenden Anord - ||

||
nung nicht mehr eriſtirt . Es war lediglich ein Mißverſtändniß , und ich könnte im Intereſſe der Sache

i ſelbſt nur in geheimer Sitzung nähern Aufſchluß über dieſen Gegenſtand geben . ( Baſſermann : Dag
||

| iſt ein böſes Omen ! ) Nein ! was die Regierung in dieſer Hinſicht gethan Hat , wird ihr nur Chre brin -

|

|

| gen ; ſie hat die Geiſtlichen niemals unter die Aufſicht der Gendarmerie geſtellt . Es war ein Mißver⸗

| | ſtändniß von Seiten einer Behörde , und wie die Sache zur Kenntniß des Miniſteriums kam , wurde ſie

| zurückgenommen . — Was nun den weitern Punet in Betreff der Erlaſſung einer Inſtruetion an den

Cenſor in Freiburg betrifft , ſo wird die Kammer aui darin Der Regierung vollkommen Recht geben.

Es war nämlich damals leider eine Zeit des künſtlich hervorgerufenen Zwieſpaltes , wo man Schriften
n

| über die catholiſchen Zuſtände in die badiſche Welt ſchleuderte , Schriften , die in Regensburg gedruckt

waren und die Abſicht hatten , Unfrieden unter den verſchiedenen Confeſſionen zu erzeugen . Ein hoch—

( geachteter Staatsmann ſchrieb eine Entgegnung , die ſelbſt unter die Mitglieder dieſes Hauſes vertheilt
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wurde . Um nun fernern Anläſſen zu Zerwürfniſſen vorzubeugen , fand die Regierung angemeſſen , eine

Verfügung an die Cenſoren , bloß als Ermahnung zur ſchärfern Anziehung des Art . 7 der Cenſur —

inſtruction , nur als vorübergehende Maaßregel zu erlaſſen ; wenn der Anlaß zu derſelben verſchwunden

iſt , wird ſie wieder zurückgenommen und die Cenſur in Beziehung auf religiöſe Angelegenheiten geübt
werden können , wie bisher . ;

Hecker fragt , ob es wirklich richtig fei , dağ ein Circular nicht exiſtire , wonach die Geiſtlichen

hinſichtlich ihrer Geſinnungen überwacht werden ſollen .
Geh . Referendär Eich rodt erklärt , daß eine ſolche Inſtruetion keineswegs exiſtire .
v. Itzſtein . Der Herr Regierungscommiſſär hat mit der Erklärung begonnen , daß im Jahre

1839 die Regierung ſich nicht habe entſchließen können , das zugeſicherte Geſetz vorzulegen , weil einem

Geſetze , wie es die Kammer wünſche , die Beſchlüſſe des Bundes entgegenſtehen , ein Geſetz dagegen ,

welches die Regierung geben könnte , der Kammer nicht angenehm ſein würde . Ich bedaure , daß die

Regierung von dieſer Anſicht ausgegangen iſt ; denn man hat ſich von Seiten der Kammer darauf be—

ſchränkt —ſtatt ein größeres Recht zu fordern , wozu ſie befugt war — um ein Geſetz zu bitten , wo —

nach wenigſtens für innere Angelegenheiten durchaus keine Cenſur beſtehen ſolle . Man hat ſogar gebeten ,
die Regierung möge ein Proviſorium erlaſſen , allein auch dieſes iſt nicht erfolgt . Ich fann daher nur

beklagen , daß die Regierung in dem Glauben iſt , mit einer Kammer kein Geſetz zu Stande bringen zu

können , welche ihre gerechten größern Anſprüche bis auf den Punct ermäßigt hat , daß es wenigſtens
den Bürgern vergönnt ſein ſolle , über ihre innern Angelegenheiten zu ſprechen ; daß ſie nicht an dem

Austauſch der Ideen gehindert feien , der nothwendig iſt , um die Geſetze näher zu prüfen , ihre Anwen —⸗

dung einer Beurtheilung gu unterwerfen , ſo wie die Wünſche des Volkes und ſeine etwaige Unzufrieden —

heit mit dieſer oder jener Beſtimmung an den Tag zu bringen . Die Regierung hat ſich bloß auf eine

Inſtruction beſchränkt . Sie erſchien , als der gegenwärtige Herr Präſident des Miniſteriums des Innern

ſeine Stelle antrat . Man hat ſich darüber gefreut , als über ein Zeichen , daß die Regierung geneigt ſei ,

wenigſtens Einiges von Dem zu gewähren , was uns von Gott und Rechts wegen gebührt ; leider aber

hat man auch geſehen , daß dieſe Inſtruction nicht beobachtet wird . Ich könnte , wenn ich auf Speciali⸗

täten eingehen wollte , Artikel aufweiſen , die auf die einfachſte und würdigſte Weiſe die innern Ange —

legenheiten beſprechen , aber gleichwohl geſtrichen wurden . Ich könnte Artikel aufweiſen , welche das

Frankfurter Journal aufgenommen hat , das unter den Augen des Bundes erſcheint und gewiß ſorgfältig
bewacht zu werden pflegt , welche Artikel aber unſere Blätter niht aufnehmen durften . Man wird mir

freilich dagegen einwenden , die Cenſoren ſeien verſchiedener Anſicht ; allein eben das iſt das Schlimme ,

daß ſolche Einrichtungen beſtehen , wonach man der Willkür preisgegeben iſt . Aus der neueſten Zeit

kann ich beweiſen , daß in der Carlsruher Zeitung Aeußerungen eines Mitgliedes in dieſer Kammer auf -

genommen worden ſind , während ſie in dem Landtagsblatt geſtrichen wurden . Was entſteht hieraus und

was kann hieraus entſtehen , wenn auf ſolche Weiſe die freie Gedankenmittheilung gehemmt wird ? —

Glauben Sie wohl , daß durch ſolche Maaßregeln das Vertrauen des Volkes zu der Regierung wachſe ?

Halten Sie das Volk für ſo beſchränkt , daß es nicht zur Beſinnung darüber gekommen ſei , es gebühre
ihm das Recht , ſeine Gedanken frei auszuſprechen ? — Man verweist uns auf den traurigen Weg des

Recurſes ; ich ſage , den traurigen Weg ; denn das wird der Herr Regierungscommiſſär ſelbſt zu —

geben , daß es nichts hilft , wenn für einen Aufſatz , der in dem Augenblick geſtrichen wird , wo ſeine

Veröffentlichung nothwendig ſcheint , die Druckerlaubniß nach mehrern Wochen erfolgt . — Ich gehe

nunmehr zu den Commiſſionsanträgen über und unterſtütze ſie beide ; namentlich auch die Bitte , daß
die Regierung bei dem Bund dahin wirken möge , daß er endlich gewähre , was uns die Bundesacte zu —

ſichert , nämlich Freiheit der Preſſe . Bei der Gründlichkeit , womit ſowohl der Antragſteller wie der

Berichterſtatter die Sache behandelt haben ; ferner im Hinblick auf die zahlreichen Verhandlungen , die

hier über dieſen Gegenſtand ſchon ſtatt fanden , ſo wie auf die Maſſe von Schriften , die über dieſen ,

allerdings hochwichtigen Gegenſtand erſchienen ſind , kann ich mich kurz faſſen . Ohnehin wird , wie ich

nicht zweifle , die ganze Kammer nur eine Geſinnung darüber beſeelen , daß uns die freie Preſſe gebühre .
mEs wird dieſelbe Geſinnung das Volk durchdrungen haben , wenigſtens jeden Mann , der nur einiger —

maßen Bildung beſitzt und zu erkennen vermag , was dem Bürger gebührt . Ich bin überzeugt , daß Jeder

von uns und jeder Bürger einſieht , wie das freie Wort , ſeine Veröffentlichung durch die Preſſe , das

———————— —
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einzige Mittel iſt , Liht und: Wahrheit zu verbreiten und der Regierung ſelbſt Kunde von den Wünſchen

des Volkes zu geben ; wie es das einzige Mittel iſt , um ſie endlich klar zu machen über Dasjenige , was

das Volk denkt und welche Geſinnungen es hegt . Denn ich nehme keinen Anſtand , auszuſprechen , daß

die Regierung darüber im Dunkeln iſt , weil ſie es ſein will und ſich die Möglichkeit entzieht , in die

Geſinnungen des Volkes und ſeine Anſichten über unſere Zuſtände einzudringen . Ebenſo zuverläſſig bin

ich aber auch überzeugt — und ich rede hier aus meinem Innerſten heraus — daß Jedermann erkennt ,

daß die Cenſur eine verderbliche , unmoraliſche und verächtliche Anſtalt , daß ſie die Mutter der Lüge ,

der Entſtellung und des Mißtrauens iſt , welches ſich in das Volk miſchen muß. Es iſt eine verderbliche

Auſtalt , welche die Gedanken , die ſich die Menſchen mittheilen wollen , nicht bloß vernichtet , ſondern

verunſtaltet und verkümmert und ganz andere Gedanken hinſtellt ; und ſie iſt unmoraliſch , denn ſie zwingt

die Menſchen , die doch im Intereſſe der guten Sache etwas ſagen wollen , die Dinge ſo zu verdrehen ,

daß Entſtellungen herauskommen müſſen . Die Regierung , die uns nur die Erklärung gegeben hat , ſie

wolle die Inſtruction feſthalten , wird , wie ich glaube , fühlen , daß uns mit dieſer Inſtruction , die doch

nicht gehalten wird , keineswegs geholfen iſt . Wir glauben ein Geſetz fordern gu dürfen , wenigſtens

über eine freie Beſprechung der innern Angelegenheiten . Die Regierung wird fih überzeugen , daß es zu

Stande kommen kann und daß der Erfolg ein wohlthätiger ſein wird . Dabei erkläre ich aber wiederholt ,

dağ ih auch dem weitern Commiſſionsantrug beitrete , der dahin geht , die Bitte an die Regierung zu

ſtellen , ſie moͤge bei dem Bunde dahin wirken , daß die durch die Bundesacte zugeſicherte Preßfreiheit uns

werde . Ich hoffe , es werde auch der Bund , wenn er auf die Ereigniſſe blickt , die in der Welt vorgehen ,

von Maaßregeln zurückkommen , die nothwendig geweſen ſein mögen zu der Zeit , wo er ſie erließ , wo⸗

für aber jetzt kein Anlaß mehr vorliegt . Ich hoffe daher , daß erreicht werden wird , was mit uns Tau -

ſende und abermals Tauſende wollen , daß der Bund nicht durch ſtarres Feſthalten an Beſchlüſſen , die

nur in einer bewegten , vorübergegangenen Zeit hervorgerufen wurden , die Unzufriedenheit ſteigere . Ich

möchte dieſelbe nicht auf den höchſten Punct geſteigert wiſſen , indem man nicht gewiß iſt , welch unan⸗

genehmen Ausbruch eine auf den höchſten Punct getriebene Unzufriedenheit zuletzt nimmt .

Welcker . Erwarten Sie nicht , daß ich eine , der Größe und Wichtigkeit des Gegenſtandes an⸗

gemeſſene Rede vortrage . Es würde mich hieran ſchon die von meiner Krankheit zurückgebliebene Schwäche

hindern . Wenn indeſſen der Herr Regierungscommiſſär bemerkt , es laſſe ſich über dieſen Gegenſtand

nichts Neues mehr ſagen , ſo verweiſe ich ihn auf die vortreffliche Abhandlung des heſſiſchen Geheimen

Staatsraths Jaupp , welche kürzlich in dem Staatslexikon erſchienen iſt . Dort wird er viel Neues finden .

Ueberhaupt mag ſich doch noch manches practiſch Neue fagen laſſen von einer ſo naturwidrigen , allen

Grundſatzen der Gerechtigkeit und der Moral widerſprechenden Einrichtung , wie die Cenſur , die durch

den öffentlichen allgemeinen Unwillen getroffen wird . Jedenfalls verdient ein Punet immer neu betrachtet

zu werden , nämlich der Unterſchied zwiſchen den etwaigen nachtheiligen Wirkungen der Preßfreiheit und

den etwaigen nachtheiligen Wirkungen der Cenſur . Der Unterſchied beſteht darin , daß die Preßfreiheit
mit allen ihren Nachtheilen offen am Tag liegt ; die Feinde des Rechts und der Wahrheit haben bei

dem geringſten Mißbrauch die Gelegenheit , zu ſagen : Sehet da einen Beleg für die Nachtheile der Pref -

freiheit . Anders verhält es ſich mit der Cenſur .

Dieſe waltet im Dunkeln , und deßhalb gehoͤrt ein prüfender und aufmerkſamer Blick dazu , ihre

ſchädlichen Wirkungen richtig zu erkennen . Die deutſche Nation iſt zwar nicht außerordentlich heroiſch

und findet Schwierigkeiten in ihren Verhältniſſen , die bei andern Völkern nicht beſtehen ; allein wenn

ſie die entſetzlichen Verletzungen , Rechtswidrigkeiten und Verderblichkeiten der Cenſur eben ſo gut durch⸗

ſchauen könnte , wie wir , wenn ſie alle Cenſurſtriche vor Augen hätte , ſie würde einen allgemeinen

Ekel und Unwillen gegen dieſes bei uns beſtehende Inſtitut empfinden und laut äußern . Es herrſcht aber

auch in Beziehung auf die Preßfreiheit und ihre angeblichen Nachtheile ein großes Mißverſtändniß , das

man nicht oft genug widerlegen kann . Viele meinen nämlich , alles das Böſe und Unangemeſſene , was

die Preſſe ausſpricht , habe ſie auch geſchaffen . Dem iſt nicht ſo . Die Preſſe iſt nur der Ausdruck der

Zuſtände , welche vorhanden ſind , und es iſt gut , daß es durch die Preſſe zu Tage kömmt . In einem

Nachbarſtaate hat man dadurch die der Geſellſchaft , der Verfaſſung und der Regierung feindſeligen Kräfte

fennei lernen ; man fonnte fh dagegen einigen und ſchützen . Dort ſind durch die freie Preſſe edlere

Richtungen in bürgerlicher , ſittlicher und religiöſer Hinſicht herrſchend geworden und die neue Dynaſtie

|
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verdankt die Feſtigkeit des Thrones vor Allem der freien Preſſe . Unter der Cenſur dagegen waltet das

Böſe , und da ich den Herrn Regierungscommiſſär als Ehrenmann achte , ſo muß ich glauben , daß es

ihm ſelbſt dunkel iſt , wie die Cenſur bei uns gehandhabt wird , ſonſt könnte er nicht ſagen , daß die

Eenſoren ihre Inſtruction befolgen . Ich halte dieſe Inſtruetion keineswegs für befriedigend , denn fie

ſpricht von Tendenzen und enthält Beſchränkungen , von welchen weder unſer Preßgeſetz , noch die Bundes —

beſtimmungen etwas wiſſen ; allein ſie enthält doch einige richtige Hauptgeſichtspuncte . Aber gerade dieſe

werden nicht befolgt , und deßhalb beſteht ein Zuſtand willkürlicher Unterdrückung der Gedanken , vor

welchem man um ſo mehr erſchrickt , je tiefer man in das Einzelne eingeht . Gerade in den ſchwierigſten

Zeiten , wie bei dem unſeligen Zwieſpalt wegen der Urlaubsfrage und nach der Aufloöſung des letzten

Landtages , wo es galt , hell zu ſehen und die verfaſſungsmäßigen Rechte zu wahren , der Beamten —

willkür zu ſteuern und jede Verletzung zu rügen , — wird die Preſſe ganz unterdrückt und dem Volke

die Waffe der Einſicht zur Vertheidigung ſeiner Rechte aus der Hand gewunden . Sittenverderbende

Romane hindert die Cenſur nicht , auch nicht Schmähungen und Verleumdungen ; aber die Widerlegung
hindert ſie , wofür mir Fälle aus der neueſten Zeit bekannt ſind . Der Redner ſchließt mit folgender

Betrachtung : Es gibt nur noch ſehr wenige Länder und gewiß kein freies Land , welches ſich nicht der

Wohlthat einer freien Preſſe erfreut , dieſer herrlichen Erfindung , die der deutſche Geiſt ſchuf . Frank —

reich und England , Schweden und Norwegen , Belgien und Holland , Portugal und Spanien , das

neue Griechenland , die nord - und ſüdamericaniſchen Staaten und ſelbſt die vielen Millionen , die jen —

ſeits der Meere in den Colonien unter dem britiſchen Seepter leben , genießen dieſes koſtbare Gut .

Deutſchland wird erſt dann frei ſein , wenn es eine freie Preſſe hat . Ich ſage aber ferner : Deutſchland

wird Preßfreiheit haben , wenn es frei wird , und dieſe 38 Millionen ſollen , müſſen und werden frei

ſein , und ſie werden alſo eine freie Preſſe haben . Die Frage iſt nur die , ob die freie Preſſe und die

Freiheit auf dem Wege der Geſetzlichkeit und der Treue gewonnen werden , ob ſie die Unterthanen ihren

Regenten verdanken ſollen als die Vollziehung des Fürſtenwortes , das in Wien gegeben wurde , als es

ſich von der Abwerfung der drückendſten Schmach handelte , die auf der deutſchen Nation laſtete . Die

Frage iſt , ob die Throne , ob die öffentliche Ordnung mit dieſer entſtehenden Freiheit Hand in Hand

gehen werden . Allein dann müſſen auch die Regierungen jetzt , wo die Cultur und Wiſſenſchaft fort —

ſchreitet , wo die Eiſenbahnen die Menſchen ſchnell in Verbindung bringen , wo das Gefühl der Schmach
über unterdrückte Wahrheit auf den Gemüthern laſtet und der Wunſch , frei zu ſein , immer kräftiger
wird , —ſich nicht mit allzu langſamen Schritten bewegen , ſondern denken , daß die Throne nur auf

Recht und Treue ruhen . Wir wollen Recht und Treue , und darum fordern wir Preßfreiheit !
Heter . Wern unfer Ruf nah Erfüllung des 18 . Artikels der Bundesacte immer noch nicht

erhört worden iſt , ſo dürfen wir dennoch nicht müde werden , Dasjenige zu fordern , was uns als Men —

ſchen zuſteht , was uns von dem Rath der Fürſten verſprochen worden iſt , als mit dem Blute der deut —

ſchen Völker die Fürſtenthrone von dem ſchmachvollen Joche Napoleon ' s befreit und wieder feſtgeſtellt
wurden . Jeden Tag hört man die großen Worte ausrufen : deutſche Nationalität ; jeden Tag ſpricht
man von dem Nationalbewußtſein der Deutſchen , welches geweckt werden ſoll , damit das deutſche Volk

in ſeinem Selbſtbewußtſein als ein glänzender , gediegener Heerſchild gegen das Ausland daſtehe . Iſt
denn aber eine deutſche Nationalität , wie ſie die Fürſten und Völker verlangen , denkbar , wenn der freie

Gedankenaustauſch unter den deutſchen Bruderſtämmen gehemmt iſt ? Es kömmt mir , um ein Beiſpiel

zu brauchen , das Verhältniß der deutſchen Stämme vor , wie wenn zwei Wanderer ſich begegnen . Zu —

erſt ſind ſie ſich fremd , dann werden ſie vertrauter und zuletzt Freunde . Wodurch werden ſie dies ? Da —

durch , daß bei ihnen ein freier Ideenaustauſch ſtatt gefunden hat . Dieſen hat man uns genommen ,
und darum ſtehen wir , als Männer einer Zunge und eines Landes , halb fremd einander gegenüber —
Glaubt man vielleicht von Seiten Derjenigen , welche die Preſſe feſſeln , daß durch den Verkehr von

Waarenballen die Engherzigkeit aufgehoben , oder Dasjenige , was bis jetzt jeden großen Gedanken nieder —

hält , auf eommerciellem Wege befördert werde ? Nimmermehr . Vorurtheile , Philiſterthum , Par —
ticular - und Localintereſſen werden ſich nie ausgleichen und nie aufhören , wenn nicht Freiheit der Preſſe
hergeſtellt wird . Was fürchtet man auch davon ? Die den Deutſchen angeborne Pietät und ihre , man

darf wohl ſagen bis in ' s Unendliche gehende Langmuth , wird ſie vor den Wirkungen überfluthender
Gedankenſtröme bewahren . Glauben wohl die Gegner der Preßfreiheit , daß es möglich iſt , dieſen Ideen —

|
|
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austauſch noch lange zu hindern , glauben ſie , daß dieſer Raub an dem Gedanfen noh ferner begangen ||

werden könne ? Nimmermehr . In Kurzem wird ſich ein Netz von Eiſenbahnen über Deutſchland ver⸗

breiten , und wenn es nicht möglich wäre , auf dem Weg der Preſſe ſich auszuſprechen , ſo wird die Mit⸗ |
theilung mündlich erfolgen . Hierin liegt aber auch die größte Gefahr für die Gegner der Preßfreiheit . “

Ein Gerücht wächst , es vergrößert ſich und wird entſtellt . Wenn nun ein ſolches Gerücht , wenn Mif -
||

billigung einer Regierungshandlung , die den Volksrechten entgegen tritt , auf diefe Weiſe ſich verbreitet , |
dann erſt wird es gefährlich , weil man weder durch policeiliche , noch durch andere Maaßregeln die Fama |
contoliren kann . Wenn dagegen die Spalten der öffentlichen Blätter den Angegriffenen wie den Angrei⸗

fern offen ſind , dann wird das Wahre von dem Falſchen , die Spreu von dem Korn ſich ſcheiden und

dem Volke möglich werden , ein eigenes , ſelbſtſtändiges Urtheil zu fällen . Große Fürſten haben ſich ſelbſt |
für die freie Gedankenäußerung erklärt , und ich verweiſe Sie deßhalb auf Friedrich II . und Kaifer Jofeph - ||

Ich gehe aber noch weiter und rufe Ihnen einzelne Worte von Fürſten in ' s Gedächtniß . Friedrich Wil⸗

helm III . ſagte in einer Cabinetsordre von 1803 , daß der Unterdrückung der Preßfreiheit ſtets ein all⸗ |

gemeiner Nachtheil auf dem Fuße folge , und Guſtav Adolph III . von Schweden äußerte auf dem Rath⸗

hauſe zu Stockholm : „ Durch die Preßfreiheit erfahrt ein König die Wahrheit , die man leider mit zu ||

vieler Sorgfalt vor ihm verbirgt ; dem Beamten verfchafft fie den Vortheil , die verdiente öffentliche Unz ||

erkennung und Lobſprüche erhalten zu können , dem Volke aber gewährt ſie den Troft , feine Klagen anz ||

zubringen und uͤberzeugt zu werden , ob fie gegründet oder nicht gegründet ſind . “— Das ſind fürſtliche

und königliche Worte . Wenn nun aber Fürſten und kraftvolle Regenten ſo geſprochen haben , warum

ſollen wir nicht auch ſo ſprechen dürfen ? Warum wird unſere Forderung nicht als gerecht erkannt ,

warum iſt ſie nach ſo langen Jahren nicht erfüllt ? Durch jene Aeußerungen gekrönter Häupter komme

ich auf einen Punct , der mih am nächſten berührt .

Wenn wir einmal die freie Preſſe haben , dann wird der Fürſt erkennen , was der Wille des Vol⸗

kes iſt , und ob es Vertrauen oder Mißtrauen gegen Diejenigen hat , denen er den Amtsſtab anvertraut .

Alsdann wird aber auch das Mißtrauen ſchwinden , das man zwiſchen Fürſt und Volk zu legen ſucht ;

alsdann wird bei Zwieſpaltsfragen , die zwiſchen Ständen und Regierung auftauchen , das Vertrauen

leicht wieder zurückkehren , denn man wird die wahre Meinung deg Volkes erfahren ; alsdann wird auch

jene Verleumdung und Verdächtigung nicht vorkommen , als ſtrebe das Volk nach Prärogativen der

Krone , indem es einzig und allein ſeine Rechte vertheidigt . Oder glauben Sie , daß ein erzwungenes

Schweigen Friede und Ruhe vorſtelle ? Gewiß nicht . Im Herzen des Selaven , dem man zu klagen ver⸗

bietet , wuchert der freie Gedanke fort ; allein er nimmt eine gehäſſige und verderbliche Richtung . Nie⸗

mand kann beurtheilen , wohin der Sturm ſich wenden wird und keine menſchliche Gewalt wird im

Stande ſein , ihn zu dampfen . Wenn wir die freie Preſſe fordern , ſo fordern wir ſie darum , weil die

Beſchränkung der Preſſe nicht mehr länger beſtehen kann bei den großartigen Verbindungs - und Verz

kehrsmitteln , wie wir ſie vor unſern Augen in ' s Leben treten ſehen . Wir verlangen ſie im Intereſſe der

Völker und der Fürſten und zur Sicherheit der Krone , die wir jederzeit ſchirmen wollen ; wir verlangen

ſie aber auch , weil das Verſprechen der Preßfreiheit mit dem Blute der Völker erkauft worden iſt .

Baſſermann . Auch ich trete den Commiſſionsanträgen bei , wenn ich auch keine Hoffnung auf

einen Erfolg habe. Ich will auch nicht davon ſprechen , daß die Cenſur ein verwerfliches Inſtitut ſei ;

denn ich habe zu viele Achtung vor Ihrer Bildung , als daß ich glaubte , darüber auch nur ein Wort

verlieren zu müſſen . Zu den Materialien , welche der Abgeordnete Welcker beibrachte , liefere ich hier

eine gleiche Maſſe von Cenſurſtrichen , die ein Blatt innerhalb acht Tagen erlitten hat , und zwar ein

Mannheimer Blatt , das unſere Verhandlungen mittheilt und worin ſich unter Anderm auch die Ver⸗

handlung über die Wahl des Abgeordneten Mathy befindet . Die Rede des Abgeordneten Trefurt gegen

dieſe Wahl und die Perſon des Gewählten ſteht wörtlich darin ; allein meine Erwiderung iſt bis auf

ſechs Zeilen ganz geſtrichen . Ich frage , ob irgend eine Inſtruetion , wenn ſie fo gehandhabt wird , auch

nur den entfernteſten Anſpruch darauf machen kann , Beruhigung und Befriedigung zu gewähren ? Dieß

iſt Alles eitel und vergeblich . Ich glaube um ſo weniger , daß die Commiſſionsanträge jetzt einen Erfolg

haben werden , als ich im Gegentheil prophezeihe , daß wenn wir auseinander gegangen ſein werden , das

Mittel der Preſſe wieder ebenſo gegen uns gebraucht werden wird , wie zur Zeit der Wahlen . Man wird

gegen uns ebenſo zu Felde ziehen , wie jetzt ſchon ein überaus ritterlicher Correſpondent aus „ Vaden “



58

in der Carlsruher Zeitung , und die Anſichten der zweiten Kammer werden mittelſt der Preſſe nicht ver⸗

theidigt werden können . Angriffe auf unſere Perſonen werden nicht zurückgewieſen werden dürfen , und

es wird ein Zuſtand in Beziehung auf die Preſſe , vielleicht auch in Beziehung auf andere Verhältniſſe
eintreten , der zu den beklagenswerthen wird gezählt werden müſſen . Meine Herren ! Es gäbe übrigens
ein Mittel , die Cenſur abzuſchaffen ; ein Mittel , das in der Macht des Volkes liegt , das wir nicht erſt

von der Regierung zu erbitten haben , und ein Mittel , welches ſich ſchon in der Erfahrung erprobt hat .

Denn im Jahr 1831 ſagte ein Miniſter in Churheſſen von der Tribüne der doppelten Kammer herab :

„ Die Cenſur iſt unmöglich , denn wir finden keinen Cenſor mehr . “ Die Verachtung , womit damals das

churheſſiſche Volk das geiſtige Henkeramt , die Cenſur , belegte , brachte die Wirkung hervor , daß ſich

kein Beamter mehr zu deſſen Uebernahme verſtehen wollte . Wenn das Volk noch dieſer Meinung wäre

oder dieſer Meinung wieder würde , ſo wäre dadurch factiſch die Cenſur aufgehoben . Auf einem andern

Wege wird es wohl nie geſchehen —
Geh. Referendär Eichrodt . Ich muß mich gegen die Aeußerung des Abgeordneten Baſſermann

erklären , ſofern er das Inſtitut der Cenſur ein verachtungswürdiges nennt , und dieſe Verachtung auf

Männer übertragen will , die gemäß den Vorſchriften , die ſie von der Staatsregierung erhalten , ihr
Amt verwalten . Es geht nicht an , daß man Männer , die ihre Schuldigkeit gewiſſenhaft und in einer

Weiſe thun , wie ſie es nach ihrer Ueberzeugung für Recht halten , der Verachtung preis gibt . Dagegen
muß ich ein für alle Mal proteſtiren .

Baſſermann . Dieſe Bemerkung von jener Seite aus finde ich ganz natürlich . Wenn ich aber

Beamter wäre , und hienge auch meine ganze Exiſtenz von meiner Beſoldung ab , ſo könnte mich doch

keine Macht der Welt dazu bringen , dieſes ſchändliche Amt zu verwalten .

Geh . Referendär Eichrodt . Das kann der Herr Abgeordnete halten , wie er will .

v. Itzſtein . Der von dem Abgeordneten Baſſermann angedeutete Weg wäre allerdings der kür —

zeſte. Die Miniſter müßten alsdann ſelbſt cenſiren .
Mördes . Mag es ſein , daß ein beſonders glücklich begabter Kopf der vielfach beſprochenen Frage

der Preßfreiheit immer noch eine neue Seite abgewinnen kann ; wir , meine Herren , ſind dieſer Aufgabe
überhoben durch die Maſſe von Beſchwerdegründen , welche gegen die Handhabung des geringen Maaßes
von Freiheit beſtehen , das man uns in Baden noch übrig gelaſſen und zu beſtändigem Kampfe Anlaß

gibt . Wenn der Herr Regierungscommiſſär gleichwohl heute ſo lebhaft der Cenſoren ſich annimmt , ſo

fühle ich mich gedrungen , eine Frage an ihn zu richten über eine Thatſache , die man allgemein im Lande

beſprochen , die ich jedoch zur Ehre der Regierung nicht für wahr halten mochte . Ich frage ihn , ob es

gegründet iſt , daß man die Cenſoren aller Kreiſe angewieſen hat , jeden Artikel zu ſtreichen , der zu
Gunſten der verhaßten Einunddreißiger die Wahlangelegenheiten beſprach . Daß man wenigſtens allent —⸗

halben mit dergleichen Beleuchtungen von der Cenſur zurückgewieſen wurde , iſt bekannt . Allein daran

ſchien es der Regierung nicht zu genügen ; ſie bot vielmehr auch ihren diplomatiſchen Einfluß auf , um

auswärtige Blätter zu ähnlicher Verweigerung zu gewinnen , nachdem einige derſelben ſich der unter —

drückten Partei eine Zeit lang annahmen und zu deren Vertheidigung die Spalten öffnen zu wollen

ſchienen . Von da an war Jedem der Knebel angelegt , der zur Aufrechthaltung der Wahlfreiheit mit —

wirken und die Verdächtigungen zurückweiſen wollte , mit denen man die Majorität der aufgelösten
Kammer übergoſſen . Mir perſönlich widerfuhr dieß Schickſal , als mich das Uebermaaß von Indignation
dazu hinriß , meiner eigenen , wie der Ehre meiner ſinnverwandten Collegen mich anzunehmen .

Der Abgeordnete Baſſermann ſieht dieſelbe Maaßregel im Geiſte wiederkehren , ſobald wir die

Reſidenz verlaſſen haben werden . Wäre dem alſo , alsdann dürfte die Regierung eine bittere Frucht von

dergleichen Schritten erwarten und ſchlimme Folgen erleben , ſchlimmer noch als diejenigen , welche ſie
bisher dafür geerntet . Ich will daran ſo wenig glauben , als ich die hoffnungsreiche Erwartung theile ,
es werde ſich bald Niemand mehr mit dem noblen Berufe eines Cenſors befaſſen , da es Leute genug
gibt , welche ihre Dienſte um Sold anbieten , was auch immer ihre eigene beſſere Ueberzeugung dabei

ihnen zurufen mag .

Geh. Referendär Eichrodt . Es erging an die Cenſoren die Verfügung , daß über die Wahlen
im Allgemeinen , ſowohl für als gegen die Candidaten , nichts aufgenommen werden ſolle .

Mördes . Dadurch iſt meine Bemerkung nicht widerlegt , denn es handelt ſich hauptſächlich um |
|



die Zeit , in welcher dieſe allgemein lautende Verfügung erlaſſen wurde . Sie datirt ſich wahrſcheinlich

erſt von da an , wo man den Geifer bereits über die Kammer entladen und es dann gerathen finden

mochte , das letzte Wort zu behalten , indem man jede weitere Erörterung abſchnitt .

Junghanns würde die Freiheit der Preſſe , welche uns von dem Bund gegeben würde , mit Ver⸗

gnügen aufnehmen ; ſo lange dieß nicht geſchieht , wird der heutige Antrag ein frommer Wunſch bleiben

und wir werden wohl thun , uns auf den zweiten Antrag der Commiſſion zu beſchränken , welcher eine

genaue Vollziehung der gegebenen Inſtruction bezweckt , wonach freimüthige und anſtändige Erörterungen
über innere Landesangelegenheiten von der Cenſur nicht geſtrichen werden ſollen . Dieſem Antrag ſchließe

ich mich an und füge nur wenige Bemerkungen hinzu . Die eine iſt der Wunſch , beſtimmte , möglichſt
kurze Friſten von ein big zwet Tagen für die Behandlung der Recurſe feſtzuſetzen ; die zweite iſt die , daß

die Schriftſteller ſich nicht durch die Vorgänge in den letzten Monaten der Aufregung abſchrecken laſſen

möchten , wo es geſchehen ſein mag , daß Cenſoren ihre Inſtruction auf eine Weiſe ausgedehnt haben ,
wie es dem Geiſte derſelben nicht entſprach , und wo Maaßregeln getroffen worden ſein mögen , die viel —

leicht kurze Beit ihre Anwendung finden und dann wieder verſchwinden müſſen . Endlich wünſche ich ,

daß die Schriftſteller , wenn ein Recurs in der erſten Inſtanz keine Folge hat , ſich nicht abhalten laffen

mögen , ſich an die höhern Inſtanzen zu wenden . Eine höhere Behörde , ein Collegium , beſonders das

Miniſterium , hat einen andern Geſichtskreis , als der oft ängſtliche Cenſor . Ich glaube auch nicht , daß

die Beſorgniß eines Redners Platz greift , daß nach dem Schluſſe des Landtags Artikel , welche die Kam -

mer verunglimpfen , in der Preſſe aufgenommen , andere dagegen keinen Eingang finden werden . Ich

bin feſt überzeugt , daß in der einen wie in der andern Richtung , wenn nur das Maaß nicht über⸗

ſchritten wird , Artikel werden zugelaſſen werden , und wenn wir wieder zuſammen kommen , wollen wir

uns fragen , ob dieſe Ueberzeugung nicht zur Wahrheit geworden iſt .

Mördes . Ich werde mir erlauben , ſeiner Zeit den Abgeordneten Junghanns daran zu erin —

nern , und werde dann mit Freuden ſeine glückliche Vorausſicht anerkennen .

Junghanns . Ich ſpreche wiederholt meine Ueberzeugung aus , daß meine Vehauptung zur Wahr⸗

Heit werden wird , und ich ſelbſt will ſo viel als möglich hiezu beitragen . In Beziehung auf den Antrag

der Petitionscommiſſion , welche dahin geht , dem Staatsminiſterium das Geſuch der Redaction deg

Kirchenblattes mit Empfehlung und dem ausdrücklichen Wunſche der Kammer zu übergeben , daf gegen -

über dem Kirchenblatt die Cenſur mit beſonderer Schonung möge geübt werden , wünſcht wer Redner

den Zuſatz „ mit beſonderer Schonung “ weggelaſſen , weil auf denſelben Zuſatz alle andere Blätter unſers

Landes Anſpruch machen könnten , und wir wünſchen , daß die Cenſur überall mit Schonung geübt werde .

Mördes findet dieſe Bemerkung richtig und fügt hinzu , daß auch ihm der Ausdruck,Schonung “

durchaus nicht behage .

Züllig bemerkt , daß dieſes Blatt nicht zu den gewöhnlichen Zeitungen gehöre und für dasſelbe

nichts weiter in Anſpruch genommen wird , als was nach der Cenſurordnung den litterariſchen Blättern

gebührt .
Baum erwähnt , wie die Verfügung , daß nichts über die Wahlen aufgenommen werden ſolle ,

von einigen Cenſoren ſo verſtanden wurde , daß ſie ſich hauptſächlich angelegen ſein ließen , nach dem

Wort „ Wahl “ zu fahnden , ſo zwar , daß der Fall möglich geweſen wäre , daß wenn ein Ehepaar ſeine Ver⸗

mählung mit dem Beiſatz angezeigt hätte , „ wir haben eine glückliche Wahl getroffen “ , auch hier dieſes

Wort geſtrichen worden wäre . Um über den Gegenſtand ſelbſt etwas zu ſagen , muß ich einen Blick auf

die Karte der civiliſirten Lander werfen . Es iſt bedauerlich für einen Deutſchen , wenn er ſieht , daß

unter allen eiviliſirten Vöͤlkern nur drei der Preßfreiheit entbehren ; nämlich Rußland , Italien und ,

leider , Deutſchland . Es iſt höchſt traurig , daß wir in Baden , die wir die Preßfreiheit hatten , und bei

dem Zurückziehen derſelben von Seiten der Miniſter die Erklärung hörten , ſie eriſtire noch für das In —

land , jetzt eine härtere Cenſur haben , als vielleicht Preußen oder andere deutſche Länder . Nur mein

Bedauern kann ich darüber ausſprechen , daß dieſer Zuſtand eriſtirt und nochmals ſage ich : es iſt betrü —

bend für einen Deutſchen , wenn er ſieht , daß nur Rußland , Italien und Deutſchland unter dem Preß⸗

zwang ſchmachten .

Richter . Ich habe einen Beleg dafür in Händen , wie die Regierung in Betreff der Cenſur bei

den Wahlen vor dem jetzigen Landtag verfahren iſt . Wie Jedermann weiß , wurde in den Spalten der

i



inländiſchen Zeitungen jedes Wort , das auch nur im entfernteſten eine Beziehung auf die Wahlen hatte ,

geſtrichen . Es haben ſich deßhalb einige Vaterlandsfreunde an auswärtige Redactionen gewendet , und

beſonders an die Redaction des Rheinboten in Großlaufenburg einige Aufſätze geſchickt. Auf die Anzeige

eines Beamten in der obern Gegend aber wurde dieſes Blatt unterdrückt . Damit begnügte ſich übrigens

die Regierung nicht , ſondern ſie ſtellte durch den Präſideliten des Miniſteriums des Innern das Anſinnen

an den Stand Aargau , man moͤge die Gefälligkeit haben , dieſes Blatt auch dort zu unterdrücken . Ein

ſolches Verfahren iſt einer Regierung nicht wohl würdig ; denn ſie macht ſich meines Erachtens nicht

nur lächerlich , ſondern auch verächtlich .

Präſident , Solche Ausdrücke ſind nicht parlamentariſch und gehören nicht hieher —

Geh. Referendär Eichrodt . Es wäre beſſer geweſen , der Herr Abgeordnete hätte geſchwiegen ;

denn dieſes Blatt iſt wegen vielfacher Mäjeſtätsbeleidigungen gegen unſern Fürſten jetzt vor unſern badi⸗

ſchen Gerichten in Unterſuchung . Ich hätte geglaubt , das Schicklichkeitsgefühl würde den Herrn Ab⸗

geordneten abhalten , von dieſem ſchändlichen , niederträchtigen Blatt zu reden . Ich habe nie ein frivo⸗

leres Blatt vor meinen Augen gehabt .

Richter . Ich erhielt von der Redaction eine Erklärung , die an die Kammer gerichtet iſt , mit

dem Auftrag , ſie zu. übergeben , Den Inhalt derſelben habe ich bereits vorgetragen , wiederhole aber , daß

es einer Regierung nicht wohl würdig iſt , ein ſolches Anſinnen an eine fremde Regierung zu ſtellen .

Dieſe fremde Regierung hat von ihrem Standpuncte aus der badiſchen Regierung mit Recht erklärt ,

wenn man ſich beleidigt fühle , ſo möge man ſich an den competenten Richter wenden . Ich übergebe die

fragliche Erklärung mit der Bemerkung , daß ich mich dem Commiſſionsantrag anſchließe .

Sander . Als ich meine Motion auf freiere Bewegung der deutſchen und der badiſchen Preſſe

erhob , hatte ich auch keine Hoffnung auf eine unmittelbare und alsbaldige Wirkung . Nichts deſto weniger

hielt ich für Pflicht , die Stimme der Erinnerung an das uns Deutſchen gegebene Verſprechen zu erheben ;

ich hielt es für Pflicht , vorzugsweiſe die Stimme der Unzufriedenheit mit unſerm badiſchen Preßzuſtande

laut werden zu laſſen . Ich weiß wohl , daß geringe Ausſichten vorhanden ſind zu einer vollſtändigen

Erfüllung des Verſprechens in der deutſchen Bundesacte ; aber ich weiß auch , daß die neuere Zeit und

die künftige Zeit uns einen mächtigen Allüirten giebt , der immer dringender und kräftiger auf die Er⸗

füllung des gegebenen Verſprechens hinwirken wird . Je gemeinſamer die Intereſſen der Deutſchen werden ,

je gemeinſamer ſie in ihren Anforderungen und ihren Bedürfniſſen mehr und mehr auftreten , deſto größer

wird auch das Intereſſe ſich darſtellen , eine gemeinſame und wirklich deutſche Preßfreiheit in ' s Leben zu

rufen . Je mehr Deutſchland geſpalten war , deſto leichter konnte auch die Cenſur in den einzelnen Staaten

die Preſſe drücken , und um ſo weniger konnte man auf eine gemeinſame freiere Bewegung der ganzen

deutſchen Preſſe Hoffen. Der Zollverein aber , dieſes mächtige Mittel der Vereinigung Deutſchlands ,

trägt die Bürgſchaft in ſich ſelbſt , daß er fich immer weiter entwickeln , daß er immer mehrdie gemein⸗

ſamen Intereſſen Deutſchlands unter ſeine Fittige nehmen und uns auch dahin führen wird , daß eine freie

Preſſe in Deutſchland entſteht . Es iſt ohnehin nimmermehr zu läugnen , daß nur freie Männer und freie

Bürger die Kraft eines Staates verbürgen , und wer dieß anerkennt und anerkennen muß , der muß auch

zugeben , daß es im Intereſſe der deutſchen Fürſten liegt , freie und kräftige Bürger zu haben , alſo auch

eine freie Bewegung der Preſſe zuzulaſſen . Was unſere Verhältniſſe in Baden betrifft , ſo hat ſich der

Herr Regierungscommiſſär auf die Inſtruction an die Cenſoren berufen , welche — würde ſie durchaus

vollzogen — allerdings manchen Klagen vorbeugen würde . Leider haben wir aber zu den Klagen über

die Cenſur noch die Klage hinzuzufügen , daß ſogar die Inſtruction nicht gehalten wird . Wir haben dar⸗

über zu klagen , daß unſere Cenſur rein willkürlich handelt . Es iſt übrigens dieß auch eine Nothwendig⸗

keit der eigenen Schritte der Regierung . So lange die Regierung ihre Cenſurinſtruction , von der ſie

doch einen gewiſſen Grad der Freimüthigkeit behauptet , nicht öffentlich bekannt macht und in ' s Regie⸗

rungsblatt aufnehmen läßt , wird ſie auch dem badiſchen Volke nimmermehr die Ueberzeugung zumuthen

können , daß es der Regierung Ernſt iſt mit der Einhaltung dieſer Cenſurinſtruction . Denn da das Volk

ſelbſt nicht weiß , nach welchen Grundſätzen cenſirt werden ſoll , ſo wird es auch nimmermehr glauben ,

daß eine ſolche Inſtruction , die ein Geheimniß zwiſchen der Regierung und dem Cenſor iſt , in einer

freien Richtung durchgeführt werden ſoll . Alles , was fth in neuerer Beit ereignet hat , beweist auch zu

phr, daß die Regierung auf dieſe Inſtruction kein Gewicht legt . In dem Fall , wovon der Abgeordnete
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Züllig als Berichterſtatter über eine Eingabe der Redaction des badiſchen Kirchenblattes geſprochen ,

hat der Herr Regierungscommiſſär zugegeben , daß zu einer Beit der religiöfen Aufregung von der Rez

gierung ber Befehl ergangen fei , nichts mehr über Religionsſachen aufzunehmen . Ich will mit dem

Herrn Regierungscommiſſaͤr nicht darüber ſtreiten , ob dieſe Maaßregel eine gute war oder nicht , ich halte

ſie für keine gute ; allein es iſt natürlich , daß die Cenſoren , wenn ſie ſehen , wie die Regierung , ſobald

nur irgend etwas ſich ereignet , was von einem größern Einfluß auf die öffentlichen Angelegenheiten iſt ,

jede Beſprechung hierüber ganz verbietet , — daraus die Ueberzeugung ſchöpfen , daß man Alles , was

in der Cenſurinſtruction über eine freiere Bewegung der Preſſe enthalten iſt , nicht in dieſem Sinn yer -

ſtanden Haben will , fondern mehr darauf ausgeht , moͤglichſt zu beſchränken und zu ſtreichen . Ich Habe

auch in meinem ganzen Leben , weder in Baden noch irgendwo gehört , daß ein Cenſor geſtraft worden

ſei oder eine Rüge erhielt , darüber , daß er zu viel geſtrichen . Wohl aber hört man dayon , daf fie

beſtraft und abgeſetzt werden , wenn ſie zu wenig ſtreichen .
Die Cenſoren wiſſen es auch wohl , daß ſie ſich durch einen Strich nicht verfeinden , ſondern da —

durch in Ungunſt gerathen , wenn ſie zu viel paſſiren laſſen . Was in der neueſten Zeit in Beziehung

auf unſere Wahlangelegenheiten durch Cenſurſtriche geſchehen ift , beweist ebenfalls , daß , wenn auch die

Regierung nicht wirklich allgemein vorgeſchrieben hat , es ſolle und dürfe über die Wahlen nichts gedruckt

werden , doch die Cenſoren in der Meinung ſtanden , es liege ſo etwas im Sinne der Regierung ; denn

daß man im ganzen Lande glaubte , daß Alles , bis auf die Anzeige und den Namen der Gewählten , ver —

boten fei , ift befannt ; und wenn ber Herr Regierungscommiſſär heute wieder ſagt ,es ſei dieß zum

Schutze der Wahlfreiheit geſchehen , ſo habe ich hierauf nur zu erwidern , daß ich glaube , es werde die

Wahlfreiheit dadurch befördert , daß man möglichſt viel über die Wahlen ſpreche , keineswegs aber da —

durch , daß man möglichſt wenig darüber ſprechen und drucken läßt . Ich bin deßhalb der lebhaften Ueber —

zeugung , daß , ſo lange unſere Regierung die Cenſurinſtruction nicht wirklich veröffentlicht und in dem

Regierungsblatt abdrucken läßt , ſie Dem Lande durchaus keine Garantie dafür giebt , daß es ihr um die

Vollziehung dieſer Inſtruction zu thun iſt . Damit will ich übrigens nicht geſagt haben , daß mir dieß

genüge ; denn ich gehe davon aus , daß am Ende die Cenſur ein Unding iſt . Sie iſt und bleibt Willkür ,

immer Willkür und nur Willkür . Die Bemerkungen des Abgeordneten Junghanns über den Antrag

der Commiſſion machten mich wirklich darauf aufmerkſam , daß man denſelben ſo auslegen könnte , als

wäre darin für die innern Angelegenheiten in gar keiner Weiſe Preßfreiheit verlangt , ſondern der Antrag

nur darauf beſchränkt , daß man eine leichtere Cenſur für die innern Angelegenheiten haben wolle . Ich

glaube nicht , daß dieß die Anſicht der Commiſſion war . Meine Anſicht war es wenigſtens nicht , indem

ich für innere Angelegenheiten ausdrücklich um Befreiung der Preſſe von der Cenſur bat . Ich wünſche

deßhalb auch den zweiten Antrag in dieſer Weiſe deutlich gefaßt . Wir koͤnnen ſie auch wenigſtens für

Flugſchriften — und man braucht vor dieſem Namen nicht zu erſchrecken — vollkommen verlangen ,

geſtützt auf das Beiſpiel von Baiern , wo Flugſchriften , beſonders wenn ſie innere Angelegenheiten be -

treffen , lediglich keiner Cenſur unterworfen ſind . — Was in Baiern unter der deutſchen Bundesgeſetz⸗

gebung über die Preſſe Recht und Geſetz iſt , ſollte auch in Baden Recht und Geſetz ſein oder werden ,

und es könnte die Regierung gerade bei uns dieß um ſo leichter thun , weil wir ein wirkliches Preßgeſetz

haben , das noch hinreichenden Stoff und Raum gewährt , irgend ein Vergehen , welches man durch die

Preſſe begeht , gebörig zu ſtrafen , und dann bleibt ja die policeiliche Beſchlagnahme immer noch übrig .

Ich glaube zwar auch , daß ſelbſt dieſes Verlangen von Seiten der Regierung nicht gewährt werden wird ,

indem ich ebenfalls der Meinung bin , daß man in jetziger Zeit keineswegs von Seiten der Regierung

vor hat , eine freiere Beſprechung unſerer innern Angelegenheiten zuzulaſſen , ſondern ich fürchte mit dem

Abgeordneten Baſſermann , daß man unſere Zuſtände hinſichtlich der Cenſur noch verſchlimmern will ,

daß man , nachdem ſchon jetzt in der Carlsruher Zeitung Artikel erſcheinen , die gegen die zweite Kammer

gerichtet ſind , ſich noch viel mehr in Schmähartikeln über dieſe zweite badiſche Kammer auslaſſen wird ,

wenn fie nicht mehr da iſt . Doch wir werden mit der Ruhe , die das Bewußtſein der Pflichterfüllung

gewährt , allen ſolchen Verdächtigungen entgegen ſehen können . Das badiſche Volk , welches weiß , daß

Gegenreden nicht geſtattet ſind , wird ſolchen Anklagen und Anſchuldigungen nimmermehr Glauben

ſchenken.
Hecker . Das badiſche Volk weiß wohl , woher ſolche Artikel kommen .



Sander . Ich ſchließe mit einer allgemeinen Betrachtung über unſere deutſchen Zuſtände , wie ſie

hinſichtlich der Preſſe nur zu nahe vorliegen ; mit einer Betrachtung , die mir durch die Erinnerung an

das Gedicht von Göthe „der Zauberlehrling “ an die Hand gegeben wird , welcher in Abweſenheit ſeines

alten Meiſters die Geiſter ruft , aber nicht mehr bannen kann , und in der Verzweiflung darüber mit dem

Beil darein ſchlägt , die Geiſter aber hiedurch nur wilder macht und endlich ausruft :

Hilf , o Herr und Meiſter ,

Sieh , die Noth iſt groß ;
Die ich rief , die Geiſter ,

Werd ' ich nun nicht los . “

Es ſcheint mir dieß ganz auf Deutſchland zu paſſen . Man hat im Jahre 1813 , wo die Schmach

der Fremdherrſchaft auf Deutſchland ruhte , den Geiſt der deutſchen Kraft und des deutſchen Wortes in

der deutſchen Preſſe herauf beſchworen . Dieſe Geiſter ſind bereitwillig erſchienen und ſie brachen die

Schmach von Deutſchland . Aber ſie wurden bald zu kräftig und man iſt gegen ſie ausgezogen . Man

hat den Geiſt der Religion , das Gefühl , das in jeder Bruſt lebt , gegen jenen Geiſt aufgerufen . Dieſer

Geiſt der Religion iſt auch erſchienen , allein man iſt mit ihm in neueſter Zeit ſelbſt wieder in Zwieſpalt

gerathen und man ſucht ihn zu bannen . Als im Jahr 1830 die Julirevolution in Deutſchland Widerhall

fand , da regte und bäumte ſich der deutſche Geiſt , der gebannt , aber nicht ganz beſchworen war , und

man rief gegen ihn den Geiſt der Induſtrie herauf . Man ſagte den Deutſchen : „Laßt die politiſchen

Streitigkeiten , werft Euch auf Handel und Gewerbe ! “ — Die Deutſchen thaten es , aber ſie thaten es

in einem zu hohen Grade , und jetzt iſt man wieder damit beſchäftigt , den deutſchen Geiſt der Induſtrie

zu bannen , und zu beſchwören mit der Bevorzugung der auswärtigen Induſtrie . Alle dieſe deutſchen

Geiſter ſind aber noch da ; ſie regen und bewegen ſich , ſie verlangen ihre Geltung und ſchon ſind Jene ,

die ſie gerufen haben , in Verlegenheit gerathen und rufen :

Hilf , o Herr und Meiſter ,

Sieh ' , die Noth iſt groß ;
Die ich rief , die Geiſter ,
Werd ' ich nun nicht los .

Aber ſie laſſen ſich nicht mehr bannen und beſchwören ; ſie verlangen eine freiere Geltung und Entfaltung .
In allen dieſen Geiſtern liegt der Geiſt der Ruhe , der den Deutſchen eigene Geiſt , mit ſeinem Rechtsſinn ,
ſeiner Ordnungsliebe und Treue gegen die Fürſten . Man gebe aber dieſem Geiſte auch ſeine gehörige

Entwickelung . Man gebe ihm Raum , denn wenn man ihm ſtets nur Schranken und Verbote von allen

Seiten entgegenſetzt , ſo wird er gegen dieſe Verbote und Schranken ſtets unruhiger werden . Der deutſche

Geiſt weiß , daß ſein Ziel in der freien Entwickelung liegt . Er wird dieſes Ziel erreichen , er muß es

erreichen.
Rindeſchwender . Wenn ich heute einige Worte ſpreche , ſo thue ich es in meiner Eigenſchaft

als Berichterſtatter und nicht als Deputirter ; denn es iſt bekannt , daß ich andere Wünſche und andere

Ausdrücke für den gegenwärtigen Zuſtand habe , als ich ſie in meiner Eigenſchaft als Berichterſtatter

äußern darf . Auch mich hat die Cenſur in meiner Berichterſtattung getroffen und in den Nachwehen
dieſer Cenſurſtriche beſcheide ich mich , ganz kahl und kühl nur einige Erläuterungen zu geben.

v. Itzſtein . Zur Erläuterung bemerke ich vor Allem , daß die Cenſurſtriche durch die Commiſſion
gemati worden find .

Rindeſchwender , Allerdings durch die Commiſſion . Zuvörderſt muß ich einem Mißverſtändniß
begegnen , al gehe der Commiſſionsantrag nur dahin , um mildere Cenſur für die innern Angelegen —
Heiten zu bitten . Diep . ift niht die Anſicht der Commiſſion und ich verweiſe deßhalb auf den Bericht ,
wonach ſich die Commiſſion lediglich dem Antrag des Abgeordneten Sander anſchließt , alſo Preß⸗

freiheit für innere Angelegenheiten verlangt . Der Antrag ſoll und darf nicht anders ſein und ich bin es

daher zufrieden , wenn er deutlicher gefaßt wird . Im Uebrigen iſt mein Bericht nicht angegriffen worden

und ich habe ihn deßhalb auch nicht zu vertheidigen . Von Seiten des Herrn Regierungscommiſſärs macht

man mir zwar zum Vorwurf , daß ich die Cenſur und ihre Folgen zu ſcharf und mitunter übertrieben

dargeſtellt habe. Ich weiß aber in der That nicht , gegen welchen Vorwurf ich mich mehr vertheidigen ſoll ,

denn von einer andern Seite ſagt man mir , die Sache ſei ziemlich richtig dargeſtellt , man könne damit



63

zufrieden ſein , da man hier , wie bei manchen andern Angelegenheiten , die Augen zuzudrücken habe .

Noch Andere aber ſagen mir , es ſei Alles mit viel zu ſchwachen Farben geſchildert , der Zuſtand ſei viel

ſchlimmer , die Folgen ſeien viel nachtheiliger und nachhaltiger als der Bericht angebe . Ich gehöre ſelbſt

zu denen , welche mir dieſen Vorwurf machen , bin aber zufrieden , wenn ich hiernach in der Mitte ge —
blieben bin . Der Herr Regierungscommiſſär glaubt uns mit der Cenſurordnung tröſten zu können , die

bis jetzt fur die meiſten Bürger ein Geheimniß blieb ; ein Umſtand , der allein ſchon großen Verdacht
erweckt , daß es damit nicht ſo ernſtlich gemeint ſei .

Ein Profeſſor der Malerei hat einſt geſagt , man male die Felſen wie die Wolken , nur ganz an⸗

ders . Die Regierung — ſo meint gewiß das Volk und meinen die Mitglieder der Kammer alle mit

mir —ſagt ihrerſeits : „ das iſt die Inſtruction ; dieſer müßt Ihr nachleben — thut es aber ja nicht ! “
Mit der Hinweiſung auf eine mildere Cenſur bin ich und iſt gewiß auch die Kammer nicht zufrieden .
Gegen die Anſtalt ſelbſt kann man ſich nicht ſtark genug ausſprechen ; ich mache daher alle Aeußerungen
des Abgeordneten Baſſermann zu den meinigen , ja es könnte noch viel Aergeres geſagt werden . Zur

Abwendung einer großen Gefahr kann man ein Mal zu Zwangsmitteln greifen und Todtſchlag verüben ,

und kein Menſch wird ſagen , daß man Unrecht thue . Wenn aber die Gefahren vorüber ſind und man

ſchlägt immer noch todt , ſo hat man etwas Schändliches gethan und macht ſich zum Verbrecher . Ich

glaube mich überzeugt zu haben , daß die Art und Ausübung der Cenſur ſelbſt eine Mißbilligung von

Seiten der Bank der Regierung gefunden und daß den Herrn Regierungscommiſſär ſelbſt hie und da eine

Schamröthe überflogen hat , als er hörte , wie die Cenſur in ' s Lächerliche getrieben wird . Ich bitte die

Kammer nur noch , in ihrem Beſchluß einig zu ſein . Der Gegenſtand iſt in dem Bericht gewiß mit der

Ruhe und Würde behandelt worden , daß den beiden Anträgen , wie ich hoffe , die einhellige Zuſtimmung
nicht verſagt werden wird . Dieſe Einſtimmigkeit thut Noth , und wenn auch meine Erwartungen nicht

ſo groß ſind , nun —ſo ſind ſie klein .

Geh . Referendär Eichrodt . Gern hätte ich mich über die vielfachen Klagen , daß die Inſtruction
nicht vollzogen werde , näher ausgeſprochen ; allein ich halte es nicht für nöthig . Die Regierung iſt nicht

im Stande , die Cenſur ſelbſt auszuüben , ſondern ſie muß ihre Organe dazu wählen . Nun iſt es bei den

Cenſoren , wie bei andern Beamten , ja ſelbſt bei den Richtern wohl möglich , daß ſie irren . Darum hat

die Regierung Recursinſtanzen bis zu dem Miniſterium des Innern eingeführt , und der Hauptzweck dabei

iſt , daß die Cenſoren durch die fortwährenden Recursbeſcheide am Ende die Richtung kennen lernen , in

weler fie cenſiren ſollen und den Geiſt der Behörden erkennen . In den Fällen , wo das Miniſterium
über Preßſachen zu entſcheiden hat , wird das Urtheil in der Regel ſo ausfallen , daß man damit zufrieden
ſein kann . Dadurch aber ſchaden ſich die Redacteure in der Regel ſelbſt , daß ſie die Recurſe nicht auf —

einander folgen , ſondern zwanzig bis dreißig Zeitungsartikel , wie dieß bei den „ Seeblättern “ der Fall

iſt , zuſammenkommen laſſen ; damit verzögern ſie die Beſcheide ſelbſt . — Ich beklage , daß ſich einige

Mitglieder haben hinreißen laffen , der Preßfreiheit in einer Weiſe Dag Wort zn reden , die offenbar ge -
tadelt werden muß . Ich wollte die einzelnen Redner niht immer unterbrechen ; aber indirecte Drohungen ,

ſowie Beleidigungen gegen die Regierung und die Beamten ſind nicht der Weg , auf dem man gum Biele

kömmt . Eine Sache muß gut ſein und ſich ſelbſt rechtfertigen , wenn ſie ſich geltend machen will , nicht

aber ſolche Mittel nothwendig haben , wie ſie angedeutet worden ſind .

v. Itzſtein . Iſt es denn eine Drohung , wenn man der Regierung ſagt , welche Folgen ſchlimme

Maaßregeln haben mögen ?
Geh . Referendär Eichrodt . Ich habe die Redner wohl verſtanden , aber den Abgeordneten v. Jg -

ſtein nicht gemeint .
Rindeſchwender . Der Weg , den der Herr Regierungscommiſſär den Redacteuren bezeichnet ,

kann ihnen wohl wenig helfen . Ob ſie viele Artikel zuſammenkommen laſſen oder bei jedem einzelnen
recurriren , macht nichts zur Sache . Woher aber das Geld und die Zeit nehmen , um bei jedem einzelnen
Artikel zu recurriren , worüber die Entſcheidung gar keinen Werth mehr hat ? Unſere Redacteure ſind

nicht immer diejenigen , die das Geld zum Fenſter hinauszuwerfen haben ; man müßte ſie wahrlich unter

Pflegſchaft ſtellen , wenn ſie ſo ungebührlich mit dem Geld umgingen . Der Herr Regierungscommiſſär
meint immer noch , man habezu viel geſagt . Ich theile aber die Anſicht , es ſolle keine Cenſur ſtatt —

finden , als da , wo die höchſte Noth es gebietet , und wenn es gleichwohl Cenſoren geben ſoll , ſo kann

—— —
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man mir niht übel nehmen , wem ih , falls ich einer wäre , mir vorkäme , wie ein Scharfrichter , auf

dem bekanntlich eine levis nolae macula ruht . Es kann mir Niemand verbieten , dieß laut zu erklären ;

denn die Gedanken, die ich einem Andern niederſchlage und der Raub , den ich an ſolchen Gedanken begehe,

ſcheint mir ſchlimmer als ein Halsabſchneiden , das der Richter vorher geſetzmäßig angeordnet hat .

Geh . Referendär Eichrodt . Ich habe von vielen Seiten Stimmen gehört , welche glauben , die

Preſſe bewege ſich ſehr ungenirt bei uns , und ich hätte deßhalb nicht erwartet , daß man ſo heftige An⸗

klagen gegen die Cenſur ausſtoßen werde , wie es heute geſchehen iſt.

Die Discuſſion wird hierauf geſchloſſen und die Kammer nimmt die Anträge der Commiſſion an .

Potum des Abgeordneten Welcker über das Kinanzgeſetz .

Die Abſlimmung über das Finanzgeſetz wurde bei ' m letzten Landtage von den meiſten Gliedern der

Volkskammer begründet . Das Votum des Abgeordneten Welcker ſcheint mir die meiſte Folgerichtig —

keit mit den in den Verhandlungen oft geäußerten Grundſätzen und Anſichten der Majorität der Kammer

und der Lage der Verhältniſſe überhaupt gehabt zu haben , weßhalb ich dasſelbe hier anfüge .

„ Sh befinde mich nach ruhiger Ueberlegung nicht im Stande , dem Finanzgeſetz meine Zuſtimmung

zu geben. Ich thue dieß nicht , um durch das Nein von meiner Seite eine politiſche Demonſtration zu

machen . Ich thue es lediglich darum , weil zwei Hauptpoſten meiner Ueberzeugung durchaus entgegen ſind ,
und zwar ein Ausgabe - und ein Einnahmpoſten . Nach der ruhigſten Prüfung konnte ich mich niemals

davon überzeugen , daß es von meiner Seite als Volksvertreter gut gehandelt wäre , wenn ich zu dem

Militärbudget , zu dieſer außerordentlich vermehrten Laſt , meine Zuſtimmung gäbe , Glauben Sie niht ,

daß ich hierdurch dieſer Kammer , oder der Mehrheit derſelben , meinen Freunden , einen Vorwurf machen

will . Sie meinen es wohl mit dem Lande , und haben die Sache eben ſo gewiſſenhaft erwogen als ich.

Sie thun , was ihre Pflicht iſt , und ich thue , was die meinige iſt , ohne den Gedanken eines Vorwurfs .

Ich bin der feſten Ueberzeugung , daß dieſe ungeheure Vermehrung der Militärlaſt nicht bloß , wie die

Würtemberger ſich ausgeſprochen haben , auf die Länge drückender iſt , als ſelbſt der Krieg , ſondern ich bin

vorzugsweiſe darum in der Lage , dieſe Laſt eine unglückſelige zu nennen , weil ſie uns nicht nur keine

ſtärkern Vertheidigungskräfte gewährt , ſondern weil ſie die Vertheidigungskräfte des deutſchen Vater —⸗

landes , alſo auch des Landes und des Thrones von Baden , ſchwächt . Neben dieſer ungeheuern Militärlaſt

werden wir nicht im Stande ſein , noch die weitere Laſt auf das Land zu legen , eine Volkswehr zu grün -

den , und ich bin überzeugt , daß wir in unſerer beſondern Lage , und zumal Frankreich gegenüber , noth —

wendig eine Volkswehr haben müſſen . Vor Allem bin ich aber überzeugt , daß ein Corps von 16,000

Mann nicht Dasjenige iſt , was in der Noth die Selbſtſtändigkeit des Thrones und des Staates von

Baden retten kann . Hiezu bedarf es wenigſtens eines Corps von 30 — 40,000 Mann , welches eine

ſelbſtſtändige Macht begründet und erfolgreiche Unterhandlungen möglich macht . Linientruppen , verbun⸗

den mit Landwehr , ſind Dasjenige , was uns ſolche Selbſtſtändigkeit verleiht , und für die Vertheidigung

des geſammten deutſchen Vaterlandes iſt dieß noch viel dringender . Durch die Bewilligung eines ſolchen

ungeheuern Militärbudgets iſt aber gerade die größere Vertheidigung unmöglich gemacht . Dabei habe ich

übrigens die innige Ueberzeugung , die ich jedoch hier nicht ausführen will , daß die Bundesgefetze nicht

ſo interpretirt werden dürfen , als ob dieß eine bleibende Laſt ſein ſoll . Auch hatte ich nicht die Abſicht ,

durch mein Nein , ſelbſt wenn ich ſo glücklich geweſen wäre , daß die Mehrheit der Kammer dieſelbe Anficht

getheilt hätte , feindſelig gegen Regierung und Bund aufzutreten . Ich wollte dann lieber , daß die Sache

zu einer Verhandlung unſerer Regierung mit dem Bunde gemacht worden , und im ſchlimmſten Fall zu

einer bundesſchiedsgerichtlichen Entſcheidung gekommen wäre , gleichwie ich damals , alg ung die Pref -

freiheit gegen die Berfajfung genommen wurde , lieber mir gefallen laffen wollte , wag die Macht über

uns verhängte , als ſelbſt mein Ja auszuſprechen . Das war der eine Grund , warum ich es nicht über

mich gewinnen konnte , durch eine Bewilligung auch noch dieſe Laſt auf das Land zu legen. Ein zweiter



Grund beruht auf dem Einnahmengeſetz . Ich bin Der vollkommenſten Ueberzeugung , daß die Zeit gekom⸗

men iſt , wo wir in dem Staatshaushalt ſparen müſſen und wo unſer Volk mit Recht Erleichterung

fordert . Neunmalhunderttauſend Gulden Ueberſchüſſe gaben uns die Moͤglichkeit und legten uns auch

zugleich die Pflicht auf , dieſes unſer Volk zu erleichtern , oder einen Anfang mit ſolchen Erleichterungen

zu machen . Bei dem geringen Umfang von Rechten , welche die deutſchen Kammern Haben , bin ih ent -

ſchieden der Meinung , daß ſie dieſe wenigen Rechte nicht in der Form von Wünſchen in die Hände der

Regierung legen , ſondern ſolche ſelbſt üben müſſen . Dieß find die beiden Gründe , aus denen ich nicht

ja fagen fann . Daher muß ich mich übrigens gegen ein Mißverſtändniß verwahren . Ich habe geſagt , |
nicht wegen einer politiſchen Demonſtration , alſo nicht um auszuſprechen , daß ich zu dem Syſtem der

Herren Miniſter kein Vertrauen habe , verweigere ich das Budget . Glauben Sie aber nicht , aus dieſer

Aeußerung ſchließen zu können , daß ich zu dieſem Syſtem Vertrauen habe . Dieß würde auch ganz gewiß

der Ueberzeugung der großen Mehrheit der Kammer entgegenlaufen . Ich bin wenigſtens entſchieden der

andern Anſicht . Ein Miniſterium , deſſen vorzugsweiſe , einflußreiche Stimme ſich ſo weit in der Politik ,

in Zeit , Ort und Mitteln vergriffen hat , und ſo vielfachen Zwieſpalt in das Land brachte , deſſen Politik

ſo wenig conſervativ und ſo wenig ſtaatsmänniſch iſt , und Miniſter , die wenigſtens der einen Haupt⸗

ſtimme , wenn auch mit Widerwillen , ſich anſchloſſen , nehmen mein Vertrauen nicht in Anſpruch . Die

Staatsweisheit eines Staatsmannes , welche wir hier in dieſem Saale mit dem quos ego auftreten ſahen ,

und welche nun ſo weit bankerott iſt , daß ſie mit dieſer Kammer nur durch Zeitungsartikel zu verhan⸗

deln vermag , iſt nicht eine ſolche , welcher ich vertraue . Eine Staatsweisheit , welche ſelbſt in dieſen

Zeitungsartikeln ſich vertheidigt durch die Wiederholung der Grundſätze , die wir ſo oft hier hörten , die

die Grundſätze einer Stuart ' ſchen und napoleoniſch - deſpotiſchen Rechtloſigkeit wer Bürger ſo weit aus⸗

dehnt , daß ſie unbedingt jedes Recht , welches ſelbſtſtändig von Seiten der Beamten und der Bürger

geübt werden will , als eine Verletzung des monarchiſchen Princips erklärt , eine Staatsweisheit , welche

die verfaſſungsmäßige Verantwortlichkeit unſerer Miniſter gegen die Landesrepräſentation abläugnet , eine

Staatsweisheit , die abermals das Unglücklichſte , was geſchehen kann , verſucht , nämlich die Entzweiung

des Volkes mit der Krone , welche jede pflichtmäßige Vertheidigung unſerer Rechte gegen ein miniſterielles

Syſtem als Angriff auf die geheiligten Rechte des Souverains darzuſtellen vermag , welche die Miniſter

wiederum unter den Schutz des unverantwortlichen Souverains flüchtet , und die theure Unverletzlichkeit

des Fürſten zu einer miniſteriellen Unangreifbarkeit machen will , welche erklärt , daß ein Miniſterium ,

auch wenn es das Vertrauen des Volkes verloren , das Land in ' s Uuglück gebracht und die Freiheit , ſo —

wie die kconſervativen Intereſſen gefährdet Hat , doch nicht entlaſſen werden dürfe , weil dieß das monar⸗

chiſche Prineip verletze: eine ſolche Staatsweisheit , ſage ich , hat mein Vertrauen nicht , und ich lege ihr

nicht das Geld der Unterthanen mit Vertrauen in die Hände . Ich ſtimme aber doch in anderer Bezie⸗

hung mit denjenigen Herren , die bei der gleichen Geſinnung und Stimmung mit mir aus andern Gründen

die Steuern nicht verweigern . Ich kenne die Beſchränktheit und Gedrücktheit unſerer deutſchen Verhält⸗

niſſe . Ich will den Feinden des conſtitutionellen Syſtems in dieſem ſchwachen Zuſtande keinen Vorwand

verſchaffen , um die Verletzungen gegen die Verfaſſung fortbeſtehen zu laſſen . Meine feſte Ueberzeugung

iſt es , daß je gemäßigter wir in der Vertheidigung unſerer Rechte auftreten , um ſo weniger die Ver⸗

letzung dieſer Rechte auf die Länge dauern kann , und darum wollte ich mich mit meinem Nein nicht

gegen das Miniſterium erklären . Ich bin , wie der Abgeordnete v. Itzſtein , lebhaft von dem Wunſche

durchdrungen , daß der Frieden zurückkehren und ächt conſervativ unſere ganze Verfaſſung beſtehen möge.

Ich wünſche einen Frieden , gegründet auf Recht . Wird dem badiſchen Lande nicht alsbald dieſes fried⸗

liche Recht , — die Freiheit hat dabei nichts zu fürchten , wohl aber die Ruhe , die Ordnung und der

Thron . “



Auszug aus dem Commiſſionsbericht
des Abgeordneten Hoffmann

über das Budget des Finanzminiſteriums .

Die Geſammtheit der im Beſitze des Staates befindlichen Gebäude , Güter , Grundrechte und Gefälle ,

ſowie der Betrag der aus dem Verkauf und der Ablöſung ſolcher Gegenſtände eingehenden Capitalien

wird unter dem allgemeinen Ausdruck Grundſtockvermögen zuſammengefaßt , und deſſen Verwaltung

iſt unter die verſchiedenen Staatsverwaltungszweige nach ihrer Beſtimmung und ihrem Vedarf vertheilt .
Unter Grundſtockvermögen im engern Sinne ſind lediglich die aus dem Verkauf und der Ab -

löſung von feſten Vermögenstheilen vorhandener Capitalien zu verſteheu , und über die Verwaltung dieſer

Capitalien enthält der Art . 6 des Amortiſationscaſſegeſetzes vom 3 1. December 1831 folgende Normen :

„ Alle Einnahmen , welche Beſtandtheile des Grundſtockes ſind , müſſen der Amortiſationscaſſe

zur Verzinſung übergeben werden . Neue Erwerbungen ſind daraus zu beſtreiten . Der Aufwand

für Gebäude , welche abgehende erſetzen ſollen ( Reädificationskoſten ) , iſt aus laufenden Revenuen

zu bezahlen . Wie viel von dem Geſammtaufwand für Neubauten oder für den Ankauf von Ge —

bäuden aus laufenden Revenuen , und wie viel davon aus dem Grundſtockvermögen beſtritten werden

ſoll , wird für jede Finanzperiode durch das Budget beſtimmt . “

Die erſte Beſtimmung , welche auch ſchon der §. 58 der Verfaſſung enthält , wurde von jeher ſtreng

befolgt ; mit einer Strenge und in einer Auslegung befolgt , welche die Kammer nie billigte , ſo daß ſie

ſich mehrmals genöthigt ſah , gegen die Aufzeichnungen in der Grundſtockrechnung Rechtsverwahrung

einzulegen , weil eine Menge von Capitalien darin aufgezeichnet wurde , welche ſie nicht für Beſtandtheile
des Grundſtockes erkennen konnte , wie namentlich die Entſchädigungsbeträge für aufgehobene alte Steuern

und die Staatsbeiträge zur Erleichterung von Gefällablöſungen .
Die zweite Beſtimmung des allegirten Geſetzes , wornach die neuen Erwerbungen aus den Grund —

ſtockcapitalien beſtritten werden ſollen , ſo weit es nicht Reädificationskoſten ſind , wurde dagegen weder

vor dem fraglichen Geſetze , noch ſeit demſelben ſtrenge befolgt . Eine Menge von Erwerbungen und Neu —

bauten , die nicht zu den Reädificationen gehören , wurde aus laufenden Revenuen beſtritten und dadurch

das Grundſtockvermögen im weitern Sinne des Wortes ſeit dem Beſtehen der Verfaſſung bedeutend ver —

mehrt . Allein für alle Erwerbungen und Neubauten , welche aus laufenden Mitteln beſtritten wurden ,

haben die Stände im Budget die Bewilligung gegeben , weßhalb der Regierung auch ſeit dem Beſtehen

des genannten Geſetzes kein Vorhalt gemacht werden kann .

Zudem laſſen ſich auch Gründe der Zweckmäßigkeit wenigſtens für das Verfahren ſeit dem Beſtehen
des allegirten Geſetzes anführen , indem es nicht öconomiſch genannt werden könnte , rentables Vermögen

zu nichtrentabeln Unternehmungen zu verwenden . Die Verwaltungsgrundſätze , wie ſie durch das im

Budgetbericht vom Jahr 1839 angeführte Staatsminiſterialreſcript vom 2. Auguſt 1838 ausgeſprochen
wurden , ſorgten wenigſtens von dieſer Zeit an auch dafür , daß der Grundſtock im engern Sinne nicht

durch Erwerbungen aus laufenden Revenuen ſich vergrößerte , indem hiernach Liegenſchaften , welche aus

laufenden Revenuen erworben waren , bei etwaiger Disponibilität an die Domänenadminiſtration über —

wieſen und nach ihrem Werth am Grundſtockrapital abgeſchrieben wurden .

In neueſter Zeit ſind nun aber weitere Verwaltungsgrundſätze ausgeſprochen worden , welche ſowohl

nach ihren Folgen als auf den Grund des oben angeführten Amortiſationscaſſegeſetzes einer Prüfung zu

unterwerfen ſein dürften .

Das großherzogliche Staatsminiſterium hat unter ' m 11 . Februar 1841 , Nro . 260 , verfügt :
„1) Vom 1. März dieſes Jahrs an ſoll kein Theil des Domanialvermögens , welches gegen —
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wärtig in der Verwaltung der Hofdomänenkammer , der Forſtdomänenadminiſtration und der Berg⸗
und Hüttenverwaltung befindlich iſt , an irgend einen andern Etat überwieſen werden , ohne Regu —
lirung eines an die betreffende Verwaltung zu bezahlenden Pacht - , beziehungsweiſe Miethzinſes ,
oder ohne Bezahlung des Capitalwerthes an die Domanial - Grundſtocksverwaltung . “

„ 2 Nur zwiſchen dieſen drei Verwaltungen ſelbſt kann , wie bisher , eine unentgeltliche Ueber -

weiſung der Beſtandtheile des einen auf den andern auch ferner ſtattfinden ; in jedem ſolchen Falle

ſoll aber ermittelt werden , um welchen Betrag ſich dadurch die Revenuen der einen Verwaltung
erhöhen und die der andern vermindern , auch ſoll dieſer an der budgetmäßigen Einnahme derſelben

ab⸗ , beziehungsweiſe zugeſchrieben werden . “

„ 3 ) Die Haͤuſer , Grundſtücke , Rechte und Gefälle , welche am 1. Juli v. J . in dem Beſitz an⸗

derer , als der unter 1) erwähnten Verwaltungen befindlich waren , ſollen genau verzeichnet , auch

die Art der Benutzung angegeben werden . “

„ Ebenſo ſoll von jedem Verwaltungszweig ein Verzeichniß aufgeſtellt werden über die Güter und

Gebäude , die er an gedachtem Termine von einem andern Staatsverwaltungszweige gegen Zahlung
eines Pacht - oder Miethzinſes , deſſen Betrag anzugeben iſt , inne hat . “

„ 4 ) Die durch Veräußerung aus Realitäten —welche ſich nicht im Beſitze der unter 1) erwähnten

Verwaltungen befinden — erzielt werdenden Kaufſchillinge find bei der Amortiſationscaſſe verzins⸗
lich anzulegen , als Fonds zu neuen , nothwendigen Erwerbungen für die nämlichen oder andere

Verwaltungszweige , alſo nicht in die Domanialgrundſtocksverwaltung zu ziehen , aug der

künftig nur Acquiſitionen für die Cameraldomänenverwaltung , Forſt - , Berg - und Hüttenverwal⸗

tung beſtritten werden ſollen . “

Von dieſer Verfügung verdienen insbeſondere folgende Beſtimmungen hervorgehoben zu werden :

a ) Es wird von nun an unterſchieden zwiſchen einem
Daman zalgnändſtag und einem Grund

fto der übrigen Staatsverwaltungszweige . Der erſte umfaßt die Gebäude , Grund⸗

ſtücke , Rechte und Gefälle , welche ſich in der Verwaltung der Hofdomänenkammer , der Forſt⸗

domänenadminiſtration und der Berg - und Hüttenverwaltung befinden , ſowie die Capitalien ,

welche aus der Veräußerung oder Ablöſung dieſer Realitäten abfließen . Der zweite Grundſtock

umfaßt die Realitäten , welche ſich in der Verwaltung der übrigen Staatsverwaltungszweige
befinden , und die aus deren Veräußerung abfließenden Capitalien .

b) Bei Abtretung einer Realität des Domanialgrundſtocks an einen Staatsverwaltungszweig , der

nicht zu der Cameraldomänen - , Forſt - , Berg - und Hüttenverwaltung gehört , muf der Capital -

werth der Realität an die Domanialgrundſtocksverwaltung bezahlt werden .

c) Aus den Capitalien der Domanialgrundſtocksverwaltung dürfen künftig nur Acquiſitionen für

die Cameraldomänen - „ Forſt - , Berg - und Hüttenverwaltung beſtritten werden .

Die Folge dieſer Beſtimmungen muß ſein , daß das Grundſtockvermögen im Allgemeinen in ſtärkerm

Verhältniſſe als bisher anwachſen wird , indem einerſeits die Realität , welche von dem Domanialgrund —

ſtock an den andern übergeht , im Augenblicke dieſes Ueberganges ſich verdoppelt , wenn dieſer andere

Grundſtock keine Capitalien zur Dispoſition hat , ſondern aus laufenden Revenuen Zahlung leiſten muß ,

was in der Regel der Fall ſein wiro , und indem anderſeits der Bedarf an Realitäten für alle jene Ver —

waltungszweige , welche nicht zu den DDomanialverwaltungen gehören , in der Regel aug laufenden Reve -

nuen wird beſtritten werden müſſen , weil dafür niht mehr wie bisher auf die reichlichen Mittel des für

alle Verwaltungszweige gemeinſchaftlichen Grundſtocks gegriffen werden ſoll .

Die unter a) angeführte Theilung des Grundſtockes findet weder in der Verfaſſung , noch in dem

Amortiſationscaſſegeſetz ihren Anhaltpunct , und erſcheint in Beziehung auf die Auslegung und Anwen —

dung des §. 58 der Verfaſſung bedenklich , doch iſt ſie durch keine geſetzliche Beſtimmung unterſagt .

Die unter b) und c) angeführten Beſtimmungen ſind nach Anſicht der Commiſſion mit dem Amor -

tiſationscaſſegeſetze nicht in allen Fällen zu vereinigen .
Die Beſtimmung , daß ein Staatsverwaltungszweig an einen andern Staatsverwaltungszweig wegen

Uebernahme einer Realität den Capitalwerth bezahlen ſoll , kann nur dann unbedenklich geſchehen , wenn

die Zahlung aus Grundſtockcapitalien geſchieht . Eine Zahlung aug laufenden Revenuen könnte nur mit

Zuſtimmung der Kammern ſtattfinden . Einmal kann die Zahlung an die Amortiſationscaſſe nicht ohne



Emanirung eines neuen Geſetzes gelangen , weil im Art . 1 des Amortiſationscaſſegeſetzes beſtimmt iſt ,

daß dieſer Caſſe keine andere als die geſetzlich beſtimmten Einnahmen zufließen dürfen , die fragliche Zahlung

aber nicht als Kaufſchilling eines Grundſtocktheils , der nach Art . 6 des Geſetzes in die Amortiſations —

caſſe zu fließen hat , betrachtet werden fann , da Der Grundſtock in ſeiner Geſammtheit nichts verloren hat .

Und dann kann eine unmittelbare Verwendung laufender Revenuen zu neuen Erwerbungeu unbeſtritten

ebenfalls nur mit Zuſtimmung der Kammern geſchehen .

Die Beſtimmung , daß aus den Grundſtockcapitalien in der einen Verwaltung keine Acquiſitionen

für die andere Verwaltung beſtritten werden dürfen , iſt mit dem Art . 6 des Geſetzes nicht übereinſtim —

mend , indem dieſer allgemein die Grundſtockcapitalien als Mittel zu neuen Erwerbungen ohne Unter —

ſcheidung der Verwaltungszweige , für welche die Erwerbung geſchehen ſoll , bezeichnet .

Da nun aber der Vollzug der Beſtimmungen des Staatsminiſterialerlaſſes , inſoweit er dem Geſetze

zuwider wäre , wenigſtens in Beziehung auf bedeutendere Gegenſtände , nicht ohne die ſpecielle Zuſtim⸗

mung der Kammer im einzelnen Falle vor ſich gehen kann , indem ſie die Mittel zu neuen Erwerbungen

im Budget zu bewilligen hat , und da wenigſtens in den meiſten Fällen der oben ſchon angeführte Grund ,

daß es nicht öconomiſch iſt , rentables Vermögen zu nichtrentabeln Unternehmungen zu verwenden , wird

angeführt werden koͤnnen, ſo ſindet ſich die Commiſſion niht veranlaßt , directe Einſprache gegen das

angeführte Staatsminiſterialreſcript zu thun , glaubt aber , wie im Jahr 1831 und an mehrern andern

Landtagen , gegen eine etwaige Auslegung und Anwendung des § . 58 der Verfaſſung nach dieſer Anord⸗

nung Verwahrung einlegen zu müſſen , und ſtellt daher einſtimmig den Antrag , die Kammer moͤge zu

Protocoll ausſprechen :
„daß ſie dem Vollzuge der Staatsminiſterialverfügung vom 11 . Februar 1841 , Nro . 260 , für

die rechtliche Natur und Eigenſchaft der betreffenden Vermögenstheile durchaus keine Rechtsfolgen

oder anzuerkennende Wirkung zugeſtehe . “?)

Ueber die Größe des Domanialgrundſtocks können wir aus den Vorlagen der Regierung

und einigen nachträglichen Mittheilungen folgende Darſtellung geben :

> Cameraldomänenverwaltung .

Gebäude , im Werth nach dem Steueranſchlag am 1. Juli 1840 1,160,520 fl.

Güter v " " t n n " " 8,825,634

Activcapitalien , Kaufſchillinge und Ablöfungscapitalien der Cameraldomänen , nach

der Begründung des Budgets zu den §§. 11 , 12 und 13 der nach Abzug der

wahrſcheinlichen Zehntlaſtencapitalien , zu 5 Millionen angenommen ( ohne

Rückſicht auf die unverzinslichen 12 Millionenz . 10,611,1635 ,

Forſtdomänenverwaltung .

Gebaͤude , nach dem Steueranſchlag vom 1. Juli 1840 n s SEENAAS 128,378 ,

Waldungen , n v i ù ” 6,825,634 n

Grundftofcapitalien nah §. 10 der Begründung deg Budgets ; : 22,394 ,

Berg - und Hüttenverwaltung .

Liegenſchaften , Gebäude und Gewerbseinrichtungen nach der im erſten Beilagenheft
der Verhandlungen S . 19 mitgetheilten Darſtellung des ſtehenden Betriebsfonds
der Staatsgewerbscaſſen , Stand am letzten Juni 1840 . 758,4162 ,

Zuſammen 28,331,885 f -
Dabei ſind die Gefälle und Berechtigungen einerſeits , anderfeits aber auch die Laſten , ſo weit ſie

nicht im Steueranſchlag berückſichtigt ſind , mit Ausnahme des Zehntlaſtencapitals , nicht in Anrechnung

gebracht . Zu beachten iſt aber , daß der Steueranſchlag der Gebäude und Güter und insbeſondere der

Waldungen dem wahren Werthe derſelben bei Weitem nicht gleich kommt .

*) Diefen Antrag Hat die zweite Kammer einftimmig angenommen .
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dem Stand am 1. Juli 1841 an

Gärten

Aeckern

Wieſen
Reben

Waid⸗ und Reutfeld

ſonſtigen Feldern .

im

mit einem Ertrag von 478,606 fl . , der , zu 4 Procent capitaliſirt , einen Werth von nahe 12 Millionen

darſtellt .

jedoch nach Abzug der Berechtigungen , ſich

ſchätzen , wenn man den Werth des geſammte
annimmt .

An Gütern beſitzt die Cameraldomänenverwaltung nach Mittheilung des Finanzminiſteriums nach

An Waldungen beſitzt die Forſtdomänenverwaltung nach der Mittheilung der Regierung über die

nachträglichen Modificationen des ordentlichen Budgets 243,683 Morgen , auf welche dag gben ange - |i

gebene Steuercapital repartirt per Morgen ſich ein Bodenwerth von nur 28 fl. darſtellt , während der

Reinertrag der Forſtdomänenverwaltung im Ganzen nach der Berichtigung in Folge der nachträglichen

Vorlagen der Regierung für das Jahr 1843 ſich auf 863,929 fl . ſtellt und zu 3 Procent ein Capital

von 28 bis 29 Millionen repräſentirt , wonach der Morgen Waldfläche mit Einſchluß des Holzbeſtandes ,

5552/10 Morgen . l|

21,2043/1ọ ||

Si 16,331 i |

iaa 142 ; |

2,836 v : |

606 ; |

Gangen 414,675 Morgen ,

auf nur 117 fl . berechnet . — Man wird nicht zu hoch

n Domänengrundſtockes auf 50 bis 60 Millionen Gulden
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